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Beginn der Sitzung: 14 Uhr 2 Minuten 

Präsident Gottfried Jaud: Ich e r ö f f n e die 
590. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 589. Sitzung des 
Bundesrates vom 1 9. und 20. 1 uli 1994 ist aufge­
legen, unbeanstandet geblieben und gilt daher als 
genehmigt. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Rauchenberger und Kraml. 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt sind vier Schreiben des 
Bundeskanzleramtes betreffend Ministervertre­
tungen. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verlesung 
dieser Schreiben. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 3 1 .  August 
1994, Zl. 800.420/172/94, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung der Bundesmini­
sterin für Frauenangelegenheiten lohanna Doh­
nal am 4. und 5. September den Bundesminister 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr Mag. Vik­
tor Klima, am 6. und 7. September den Bundes­
minister für Arbeit und Soziales losef Hesoun, 
am 15. und 1 6. September sowie am 30. Septem­
ber 1994 den Bundesminister für Finanzen Dkfm. 
F erdinand Lacina mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 3 1 .  August 
1994, Zl. 800.420/174/94, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Inneres Dr. Franz Löschnak innerhalb 
des Zeitraumes vom 6. bis 8. September 1994 den 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr Mag. Viktor Klima mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mit dem Ersuchen um gefäl­
lige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 3 1. August 
1994, Zl. 800.420/173/94, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung der Bundesmini­
sterin für Umwelt, Jugend und Familie Maria 
Rauch-Kallat innerhalb des Zeitraumes vom 4. 
bis 7. September 1 994 den Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Wolfgang 
Schüssel mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 6. Septem­
ber 1 994, 800.420/177, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Justiz Dr. Nikolaus Michalek innerhalb 
des Zeitraumes vom 6. bis 8.  September 1 994 den 
Bundesminister für Föderalismus und Verwal­
tungsreform Jürgen Weiss mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind weiters acht Anfragebeantwor­
tungen, die den Anfragestellern übermittelt wur­
den. 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Mitglieder des Bun­
desrates verteilt. 

Ankündigung dringlicher Anfragen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß mir ein Ver­
langen im Sinne der § 6 1  Abs. 3 der 
Geschäftsordnung des Bundesrates auf dringliche 
Behandlung der schriftlichen Anfrage der Bun­
desräte Dr. Peter Kapral und Kollegen an den 
Herrn Bundesminister für Finanzen betreffend 
Budgetpolitik der Bundesregierung vorliegt. 
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Präsident 

Überdies liegt mir ein weiteres Verlangen im 
Sinne des § 6 1  Abs. 3 der Geschäftsordnung des 
Bundesrates auf dringliche Behandlung der 
schriftlichen Anfrage der Bundesräte Mag. Dieter 
Langer und Kollegen an die Frau Bundesministe­
rin für Gesundheit, Sport und Konsumenten­
schutz sowie an den Bundesminister für Unter­
richt und Kunst betreffend "Sport statt Drogen" 
vor. 

Im Sinne des § 61 Abs. 4 der Geschäftsordnung 
des Bundesrates verlege ich die Behandlung der 
dringlichen Anfrage an den Schluß der Sitzung, 
aber n icht über 16 Uhr hinaus, wobei die Be­
handlung der zweiten dringlichen Anfrage unmit­
telbar im Anschluß an die Behandlung der ersten 
dringlichen Anfrage erfolgt. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Den Gegenstand der heutigen Ta­
gesordnung bildet der Beschluß des Nationalrates 
vom 1 4. Juli 1 994 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Länder ermächtigt werden, eine Ab­
gabe auf den Verbrauch elektrischer Energie zu 
erheben ( 1 579 und 1840/NR der Beilagen) ,  wel­
cher in der 589. Sitzung des Bundesrates vom 
1 9. Juli 1 994 vertagt und an den Finanzausschuß 
rückverwiesen wurde. 

Der Finanzausschuß hat in seiner heutigen Sit­
zung die Vorberatung über die gegenständliche 
Vorlage abgeschlossen und einen schriftlichen 
Ausschußbericht hierüber erstattet. 

Absehen von der 24stündigen Aufliegefrist 

Präsident: Im Hinblick darauf sowie mit Rück­
sicht auf einen mir zugekommenen Vorschlag, 
von der 24stündigen Aufliegefrist Abstand zu 
nehmen, habe ich diesen Beschluß auf die Tages­
ordnung der heutigen Sitzung gestellt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
mit der Abstandnahme von der 24stündigen Auf­
liegefrist des Ausschußberichtes einverstanden 
sind, um ein Handzeichen. - Dies ist S t i m  -
m e n e i n  h e l l  i g k e i t .  

Der Vorschlag ist mit  der nach § 44 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung des Bundesrates erforderli­
chen Zweidrittelmehrheit a n g e n  0 m m e n .  

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fall. 

1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 14. Ju­
li 1994 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die 
Länder ermächtigt werden, eine Abgabe auf den 
Verbrauch elektrischer Energie zu erheben 
(1579 und 1840/NR sowie 4932/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum einzigen Punkt 

der Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates 
vom 1 4. Juli  1994 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Länder ermächtigt werden, eine Ab­
gabe auf den Verbrauch elektrischer Energie zu 
erheben. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Er­
hard Meier übernommen. 

Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Erhard Meier: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Sehr geehrte 
Damen und Herren des Bundesrates! Ich bringe 
den Bericht des Finanzausschusses über den Be­
schluß des Nationalrates vom 1 4. Juli 1 994 be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem die Länder 
ermächtigt werden, eine Abgabe auf den Ver­
brauch elektrischer Energie zu erheben. 

Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung am 
1 8. Juli 1 994 den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß in Verhandlung genommen und mit Stim­
menmehrheit beschlossen, dagegen keinen Ein­
spruch zu erheben (4872/BR der Beilagen). 

Der Bundesrat hat in seiner 589. Sitzung vom 
1 9. Juli 1 994 die Verhandlung über den gegen­
ständlichen Gesetzesbeschluß gemäß § 5 1  Abs. 1 
GO-BR vertagt und die Vorlage an den Finanz­
ausschuß zur neuerlichen Beratung rückverwie­
sen .  

In  der Folge hat der Präsident des Bundesrates 
ein Schreiben an alle Landeshauptmänner gerich­
tet, mit welchem sie ersucht wurden, zu dem Ge­
genstand Stellung zu beziehen. Die vorliegenden 
Stellungnahmen wurden im Wege der Fraktionen 
an die Bundesräte verteilt. 

Der Finanzausschuß des Bundesrates hat den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß daher in seiner 
Sitzung am 7. September 1 994 neuerlich in Ver­
handlung genommen .  

Der Finanzausschuß hat beschlossen, einen 
Vertreter der Verbindungsstelle der Bundeslän­
der als Auskunftsperson zu hören. 

Die Bundesräte Ing. Johann Penz und Ilse Gie­
singer brachten den Antrag ein, gegen diesen Ge­
setzesbeschluß Einspruch zu erheben. 

Weiters brachten die Bundesräte Dr. Peter 
Kapral und Mag. Dieter Langer den Antrag ein, 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß Ein­
spruch zu erheben. 

Bei der Abstimmung erhielt der Antrag der 
Bundesräte lng. Johann Penz und Ilse Giesinger, 
gegen den gegenständlichen Gesetzesbeschluß ei­
nen begründeten Einspruch zu erheben, die er­
forderliche Mehrheit. 

590. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 53

www.parlament.gv.at



B undesrat - 590. Sitzung - 7. September 1994 29671 

Berichterstatter Erhard Meier 

Eine Abstimmung über den von Dr. Peter Kap­
ral und Mag. Dieter Langer eingebrachten Antrag 
erübrigte sich daher. 

Der Finanzausschuß stellt daher als Ergebnis 
seiner Beratungen mit Stimmenmehrheit den 
A n  t r a g, gegen den Beschluß des Nationalrates 
vom 1 4. Juli 1 994 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Länder ermächtigt werden, eine Ab­
gabe auf den Verbrauch elektrischer Energie zu 
erheben, mit der dem schriftlichen Ausschußbe­
richt angeschlossenen Begründung, die allen Bun­
desräten vorliegt, Einspruch zu erheben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrätin 
Anna Elisabeth Haselbach. Ich erteile dieses. 

14.1 1 

Bundesrätin Anna Elisabeth Haselbach (SPÖ, 
Wien) :  Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Mei­
ne Damen und Herren! Ich sage es gleich vorweg: 
Ich bin eine Befürworterin des zur Debatte ste­
henden Gesetzesbeschlusses des Nationalrates. Es 
ist überhaupt kein Frage, daß die Diskussion über 
die Möglichkeiten der Steuer- und Abgabenerfin­
dung der Länder wichtig ist, aber wir würden, 
glaube ich, den Österreichern einen schlechten 
Dienst erweisen, wenn es deswegen zu einem Ein­
spruch käme. 

Meine Damen und Herren ! Mit diesem Gesetz 
können zwei Dinge erreicht werden: erstens die 
Reduzierung der Belastung der Umwelt und 
zweitens die optimale Nutzung von Energie. Für 
beide ist der Einsatz von Fernwärme besonders 
zielführend. 

Die Sicherung einer halbwegs guten Luftquali­
tät sind wir al len Österreichern schuldig, von 
West nach Ost und von Nord nach Süd. Um zu 
wissen, daß Luftverunreinigungen weder an 
Stadt- noch an Landesgrenzen haltmachen, be­
darf es keiner besonderen Ausbildung und auch 
keiner regen Phantasie. 

Um die Verschmutzung der Luft reduzieren zu 
können, bedarf es der Solidarität aller Österrei­
cher. Das, meine Damen und Herren, sollte man 
bedenken! 

Sollte dieser Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes beeinsprucht werden, würden zwar die Lan­
desfinanzreferenten ganz sicher triumphieren, es 
erhebt sich aber die Frage, ob die Konsumenten 
auch so begeistert sein werden, wenn sie weiter­
hin Kohle, Holz oder Öl verfeuern müssen und 
die damit verbundenen Anstrengungen auf sich 
zu nehmen haben, und zwar schlicht und einfach 
deshalb, weil die Einleitung und Verwendung von 
Fernwärme für sie weiterhin zu teuer bleiben. 

Ich stehe nicht an zu sagen, meine Damen und 
Herren, daß meiner Meinung nach die bisher vom 
Bund geleistete Fernwärmeförderung nicht allzu 
großzügig war. Umso mehr wäre es aber zu be­
grüßen, wenn jetzt die Länder die Chance der Ab­
gabeneinhebung nutzen würden, denn dann 
könnten statt der derzeit zirka 1 60 Millionen 
Schilling an Bundesmitteln österreichweit zirka 
300 Millionen Schilling zur Fernwärmeförderung 
eingesetzt werden. 

Meine Damen und Herren! Seit nunmehr Jahr­
zehnten weiß man - diese Einsicht hat sich 
durchgesetzt - ,  daß es vorrangiges Ziel sein 
muß, Energie sinnvoll  und sparsam zu nutzen. 
Zur möglichst weitgehenden Erreichung dieses 
Zieles bedarf es sowohl der Hilfestellung durch 
die öffentliche Hand als auch gesetzlicher Rah­
menbedingungen. Ich möchte Ihnen auch noch 
ganz kurz in Erinnerung rufen: Fernwärme zu 
Heizzwecken und zur Warmwasseraufbereitung 
hat den höchsten Energienutzungsgrad. Die Ver­
gleichszahlen zu Kohle- und Ölfeuerung finden 
Sie im Energiebericht, ich muß daher diese Zah­
len hier nicht mehr anführen. 

Sparsame Nutzung von Energie und die Erhal­
tung der Umwelt sind gleichrangige Ziele, die 
gleichzeitig und in einem verwirklicht werden 
können und müssen. Lassen Sie mich das am Bei­
spiel Wien erläutern. 

Bereits 1979 hat Wien durch die Inbetriebnah­
me von Kraft-Wärme-Kopplungen den wirksam­
sten Weg zur rationellen Ausnutzung der einge­
setzten Brennstoffe in seinen Kraftwerken be­
schritten. Die Wiener Kraftwerke bilden das 
Rückgrat der Fernwärmeversorgung Wiens. Wien 
hat derzeit 1 30 000 Wohnungen und zirka 3 000 
andere Abnehmer, wie zum Beispiel öffentliche 
Gebäude, an die Fernwärme angeschlossen, mit 
einer Gesamtwärmeabgabe von 3500 Gigawatt­
stunden. Das sind - damit man sich darunter et­
was vorstellen kann - 40 Prozent der in Öster­
reich verbrauchten Fernwärmemenge. 

Eine Zahl ,  die vielleicht beim ersten Hinhören 
erschreckend hoch klingt - ich werde sie gleich 
relativieren - :  Natürlich entsteht auch bei Fern­
wärme Kohlendioxydausstoß. Der in Wien durch 
Fernwärme verursachte Kohlendioxydausstoß be­
trägt 360 000 t im Jahr. Wäre aber die gleiche 
Wärmemenge in kleinen Heizzentralen erzeugt 
worden, so wären bei Heizöl 1 1 66 000 t, also 
mehr als das Dreifache, und bei Einsatz von Erd­
gas 822 000 t, also mehr als das Doppelte, emit­
tiert worden. 

Durch den Ausbau der Wiener Fernwärme an­
stelle bestehender Anlagen ergibt sich eine 
CO2-Minderung von mindestens 600 000 t jähr­
lich. Hand in Hand damit geht natürlich auch die 
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Anna Elisabeth Haselbach 

Minderung anderer Schadstoffe, wie zum Beispiel 
Schwefeldioxyd, Stickoxyd und Kohlenmonoxyd. 
Ich glaube, die Zahlen, die ich genannt habe, 
sprechen für sich selbst. 

Hausbrand, meine Damen und Herren, zählt 
neben dem Kraftfahrzeugverkehr zu den stärk­
sten Luftverschmutzern, und es l iegt an uns, dazu 
beizutragen, daß Einzelfeuerungen rascher durch 
umweltschonende Fernwärme ersetzt werden 
können. Ich bin mir schon darüber im klaren, daß 
Fernwärme hauptsächlich in größeren Siedlun­
gen sinnvoll ist, aber ich gebe eines zu bedenken: 
Giftwolken werden auch über die Dörfer und 
über unsere Wälder geblasen.  

Meine Damen und Herren! Wir sollten uns 
nicht der Möglichkeit begeben, daß durch die 
Verringerung der Schadstoffe in der Luft Bau­
denkmäler, wie zum Beispiel unser Stephansdom, 
weniger rasch zerstört werden. Wir sollten uns 
n icht der Möglichkeit begeben, daß unsere Wäl­
der gesünder bleiben können. Wir sollten uns 
auch nicht der Möglichkeit begeben, daß unsere 
Kinder weniger husten .  - Ich danke Ihnen. (Bei­
fall bei der SPÖ und bei Bundesräten der ÖVP.) 
14.19 

Präsident: Weiters zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Ing. Johann Penz. Ich erteile ihm dieses. 

14.19 
Bundesrat lng. Johann Penz (ÖVP, Nieder­

österreich):  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Staatssekretär! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Unter "Föderalismus" versteht der Du­
den das Streben nach Errichtung oder Erhaltung 
eines Bundesstaates mit weitgehender Eigenstän­
digkeit der Einzelstaaten. Das ist e ine Definition, 
die uns geläufig ist, und eine Definition, für die 
wir auch immer wieder arbeiten. Laut dieser De­
finition bildet somit der Föderalismus den Gegen­
satz zum Zentralismus. 

Alle verantwortungsvollen politischen Kräfte in 
Österreich bekennen sich - leider oft nur in 
Sonntagsreden - zu diesem Föderalismus, das 
hei ßt, zu einem Föderalismus, der eine Stärkung 
der Länderrechte beinhalten würde. 

In der Praxis beschränkt sich dieser Föderalis­
mus in vielen Fällen aber auf einen reinen Voll­
zugs- und Vollziehungsföderalismus. Das heißt, 
den Ländern werden zwar immer neue und zu­
sätzliche Aufgaben zugeordnet - ich denke hier 
etwa an die Bundesstaatsreform - ,  gleichzeitig 
werden aber Bemühungen um eine föderalisti­
sche Finanzordnung seitens des Bundes nicht 
nachvollzogen, wird diesen Bemühungen nicht 
Rechnung getragen. 

Der Einbau der finanzverfassungsrechtlichen 
Bestimmungen in das Bundesverfassungsgesetz 
wäre zwingend erforderlich, denn die Kompe-

tenzverteilung auf dem Gebiet des Abgabenwe­
sens ist ein zentraler Bestandteil jeder Verfassung 
und ihre Ausgliederung aus dem Bundesverfas­
sungsgesetz hat in Österreich lediglich historische 
Gründe. Es ist vielleicht aus der geschichtlichen 
Entwicklung heraus verständlich, daß im Jah­
re 1920 politische und wirtschaftliche Überlegun­
gen nach dem Ersten Weltkrieg dazu führten, daß 
die Bundesfinanzgesetzgebung nicht auch in  das 
Bundesverfassungsgesetz inkorporiert wurde. 

Das Bundesfinanzverfassungsgesetz enthält 
aber auch im § 3 zwei zentrale kompetenzrechtli­
che Aussagen. Diese Vorschriften übertragen zu­
nächst e inmal der einfachen Bundesgesetzgebung 
die Kompetenz-Kompetenz bezüglich der Abga­
benhoheit. Die Bundesgesetzgebung regelt die 
Verteilung der Besteuerungsrechte. Prozedural 
unterliegen sie dem normalen Gesetzgebungspro­
zeß der Bundesgesetzgebung. Das heißt, Landes­
interessen können de jure lediglich vom suspensi­
ven Veto des Bundesrates nach Artikel 42 Bun­
desverfassungsgesetz beeinsprucht werden.  Zu­
stimmungsrechte der Länder sind hier nicht 
vorgesehen. 

Weiters ermöglicht § 3 Bundesfinanzverfas­
sungsgesetz, daß außerhalb des F inanzverfas­
sungsgesetzes durchaus einzelne Abgabengesetze 
beschlossen werden können. Das heißt, daß die 
einzelnen Abgabengesetze verstreut in den jewei­
ligen Gesetzen zu finden sind. Und hier ist auch 
meines Erachtens der Hebel anzusetzen, wie auch 
Prof. Ruppe aus Graz meint, daß nämlich die 
Verteilung der Gesetzgebungszuständigkeit im 
Bundesstaat zwischen Bund und Ländern zu den 
zentralen und heiklen Aufgaben jeder bundes­
staatlichen Verfassung gehört und die Verteilung 
der Besteuerungsrechte im Hinblick auf die be­
sondere Bedeutung der Finanzen für die föderali­
stische Aufgabenerfüllung zu den wichtigsten 
Kompetenzfragen überhaupt zählt. 

Somit kann § 3 Finanzverfassungsgesetz nur 
als klarer Verstoß gegen das bundesstaatliche 
Prinzip gewertet werden. Es geht hier um einen 
grundlegenden staatsrechtl ichen Systembruch, 
wenn entscheidende Fragen einer bundesstaatli­
chen Verfassung dem einfachen Bundesgesetzge­
ber zur Entscheidung überlassen werden. 

Vor diesem Hintergrund darf es uns auch nicht 
wundern, daß der Bund darüber hinaus auch das 
ohnehin bescheidene Abgabenerfindungsrecht 
der Länder ganz massiv beschneiden möchte, 
denn im Rahmen der bestehenden Finanzverfas­
sung ist das Abgabenerfindungsrecht der Länder 
ohnehin nur in einem sehr bescheidenen Maß ge­
geben, wenn ich etwa nur an den § 7 Finanzver­
fassungsgesetz denke. 

Eine Interpretation des § 7 und eine übermäßi­
ge Anwendung der Kompetenz auch des § 7 
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könnten auch zu einer vollständigen Vernichtung 
des Abgabenrechtes der Länder und der Gemein­
den führen. Das sagt nicht zuletzt auch ein ehe­
maliger Sektionschef des Finanzministeriums in 
seinem Kommentar zum österreichischen Finanz­
verfassungsgesetz. Es ist eigentlich unverständ­
lich, daß auch der Bund die Absicht hat, durch 
eine generelle Regelung den Ländern eine Steuer­
hoheit zu nehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
heutige Vorlage des Energieabgabengesetzes be­
schneidet massiv - das darf ich zum dritten Mal 
sagen - das Abgabenerfindungsrecht der Länder, 
indem man sich auf die Energieabgaben quasi ein 
Monopol sichern möchte. Sie verstößt darüber 
hinaus auch gegen das Faktum des Finanzausglei­
ches von 1 993, das wesentlich zum Nachteil der 
Länder gestaltet werden sollte. 

Der Casus belli ist dabei gar nicht das Gesetz 
selber, von dem Frau Bundesrätin Haselbach ge­
sprochen hat, denn jene Vorlage, die Bundesmini­
ster Dr. Schüssel in den Nationalrat gebracht hat, 
ist auch von unserer Seite vollinhaltlich zu begrü­
ßen, wei l  er damit die Fernwärmeförderung sub­
stantiell unterstützen möchte. Aber es geht hier 
nicht um die Fernwärmeförderung, sondern es 
geht hier um den Absatz 3 ,  der dann im Finanz­
ausschuß der Vorlage von Bundesminister Dr. 
Schüssel hinzugefügt wurde, um einem einge­
brachten Abänderungsantrag - mir ist jetzt nur 
Kollege Dr. Nowotny geläufig - zu entsprechen. 

Denn dieser . . . (Bundesrat Mag. B ö s  c h: Da 
war Bartenstein auch dabei, Herr Kollege ! Ich sage 
das bloß dazu!) Ja, bitte, ich habe gesagt, mir ist 
nur der Kollege Dr. Nowotny geläufig. Ich bin 
gerne bereit, den Kollegen Dr. Bartenstein ergän­
zend hinzuzufügen. Denn dieser Absatz 3, der im 
Finanzausschuß beigefügt wurde, besagt nämlich 
wörtlich: "Andere Abgaben, die den Verbrauch 
elektrischer Energie belasten, einschließlich sol­
cher Abgaben, die abgabenrechtlich an den 
Transport elektrischer Energie oder an das Ei­
gentum an Einrichtungen, insbesondere an Lei­
tungen, zum Transport elektrischer Energie an­
knüpfen,  dürfen von den Ländern (Gemeinden) 
nicht erhoben werden." 

Damit hat der Finanzausschuß des Nationalra­
tes deutlich zum Ausdruck gebracht, daß er auch 
die in Niederösterreich in Diskussion stehende 
Mastensteuer nicht haben möchte, und er hat 
durch diese generelle Formulierung im letzten 
Satz - ich darf das wiederholen - :" . . .  dürfen 
von den Ländern (Gemeinden) nicht erhoben 
werden" auch präventiv gegen das Salzburger 
Stromabgabegesetz eine Regelung gefunden. 

Bekann!lich hat ja der Salzburger Landtag eine 
ähnliche Uberlegung angestellt und eine Strom­
abgabe im Landtag beschlossen. Gegen dieses Ge-

setz hat auch die Bundesregierung Einspruch er­
hoben. Die Salzburger Landesregierung hat dies 
verlautbart, und nunmehr ist dieses Gesetz beim 
Verfassungsgerichtshof anhängig. 

Aber noch bevor man die Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofes abwartet, hat der Bun­
desgesetzgeber in einer einfachen Gesetzgebung 
beschlossen, daß auch die Salzburger Regelung 
verfassungswidrig sein soll .  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Anlaßfall für die heutige Debatte ist ein Beschluß 
des Niederösterreichischen Landtages vom 
30. Juni des heurigen Jahres auf Einführung ei­
ner Schouerabgabe sowie einer Abgabe auf Stark­
stromleitungen. 

Umgelegt auf den Strompreis bedeutet diese 
sogenannte Mastensteuer, wie sie in Niederöster­
reich auch genannt wird, eine Belastung von 
2 Groschen je Kilowattstunde. 

Mit den daraus resultierenden Einnahmen in 
Höhe von rund 350 Millionen Schilling jährlich 
sollten zweckgebunden mit einem bestimmten 
Verteilungsschlüssel landschaftserhaltende und 
landschaftsgestaltende Maßnahmen über den nie­
derösterreichischen Landschaftsfonds finanziert 
werden. Der Verteilungsschlüssel sah vor, daß die 
Einnahmen zu 40 Prozent den Gemeinden, zu je 
25 Prozent dem Tourismus und der Landwirt­
schaft und zu 10 Prozent dem Artenschutz zu­
kommen sollten. 

Die Bundesregierung hat bekanntlich dieses 
Gesetz beeinsprucht. Mit dem Energieabgabege­
setz sollte der niederösterreichischen Mastensteu­
er endgültig die verfassungsrechtliche Basis ge­
nommen werden. Die offizielle Begründung der 
Bundesregierung lautet, "verhindert werde da­
durch lediglich, daß die Länder zwei Steuern auf 
eine Energie einheben." 

Es hat heute auch im Ausschuß der Vertreter 
der Verbindungsstelle der Bundesländer klar zum 
Ausdruck gebracht, daß es sich hier um keine 
Doppelbesteuerung handle. Im Gegenteil, hier 
sind unterschiedliche Steuergegenstände gegeben, 
sodaß auch materiell von keiner Doppelbesteue­
rung die Rede sein kann. Darüber hinaus darf ich 
sagen, daß auch Professor Doralt in einem Gut­
achten gemeint hat, daß es eine Doppelbesteue­
rung nur dann gibt, wenn zwischenstaatlich ver­
schiedene idente Steuern gegeben sind. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch noch 
eine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes 
zitieren, der bei anderer Gelegenheit im Jah­
re 1988 folgendes sagte: Der Verfassungsgerichts­
hof hat in ständiger Judikatur die Auffassung ver­
treten, daß den Ländern finanzverfassungsrecht­
lich die Befugnis eingeräumt wird, in den Schran-
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ken des Finanzverfassungsgesetzes neue Steuern 
zu erheben (Abgabenerfindungsrecht). Eine we­
sentliche Grenze dieses Abgabenerfindungsrech­
tes liegt dort, wo die neue Abgabe einer bestehen­
den Bundesabgabe gleichartig ist. In diesem Fall 
bedarf die Steuererhebung einer bundesgesetzli­
chen Ermächtigung, wie sich aus § 8 Abs. 3 Fi­
nanzverfassung ergibt. 

Eine solche Identität wäre also auch bei der n ie­
derösterreichischen Mastensteuer n icht gegeben, 
wei l  sie keine Energieverbrauchssteuer ist, son­
dern weil sie sich lediglich auf den Transport 
elektrischer Energie reduziert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus 
all den genannten Gründen kann dem vorliegen­
den Energieabgabegesetz keine Zustimmung er­
teilt werden. Dies erscheint auch insoferne bedau­
erlich, weil.damit die Förderung der Fernwärme 
vorerst auf der Strecke bleibt. Dies trifft mich 
auch als Vertreter eines Landes, dem die Fern­
wärmeerzeugung aus erneuerbarer Energie im­
mer ein besonderes Anliegen war. Denn regional 
orientierte Energieversorgungen schaffen nicht 
nur neue, stabile Einkommenskreisläufe, sondern 
bringen auch bedeutende neue Beschäftigungs­
und Einkommensimpulse für den ländlichen 
Raum. Darüber hinaus möchte ich das, was Kolle­
gin Haselbach zur Frage der Luftreinhaltung ge­
sagt hat, nur wiederholend unterstreichen. 

Bedauerlich ist auch, daß im Nationalrat mit 
dem bereits erwähnten Abänderungsantrag des 
Energieabgabegesetzes eine verstärkte Förderung 
der Fernwärme vorerst verhindert wurde, denn 
ohne jene Passage, die die Länderrechte so emp­
findlich beschneidet, könnte das Energieabgabe­
gesetz bereits beschlossen sein. Damit könnten 
alle Vorteile, von denen wir heute unter anderem 
auch im Ausschuß gesprochen haben, realisiert 
werden. 

Bedauerlich ist aber auch, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß uns seitens des Bundes­
rates noch die Möglichkeit fehlt, einen Tei l  der 
Gesetze zu beeinspruchen. Ich hoffe, daß im 
Zuge der kommenden Bundesstaatsreform auch 
der Bundesrat ein Einspruchsrecht erhält, das 
sich nur auf Teile von Gesetzen bezieht. (Beifall 
bei der Ö VP.) Würde dem Rechnung getragen 
werden,  dann könnten wir uns Diskussionen, wie 
wir sie heute abführen, ersparen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus 
dem Bekenntnis zum Föderalismus heraus b leibt 
uns aber vorerst nur eine einzige Möglichkeit, 
nämlich das Energieabgabegesetz in der vorlie­
genden Form zu beeinspruchen, und ich bedanke 
mich nicht nur bei den Kollegen meiner Fraktion, 
sondern auch bei den Kollegen der sozialdemo­
kratischen Fraktion und bei den Kollegen der 
Freiheitlichen Partei, daß sie diesem Einspruch 

Rec.�nung tragen werden. (Beifall bei Ö VP und 
FPO.) 14.37 

Präsident: Des weiteren zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Dr. Kapral. Ich erteile ihm dieses. 

14.37 

Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ, Wien): Herr 
Präsident! Herr Staatssekretär! Sehr geehrte Da­
men und Herren! Hohes Haus! Die heutige Dis­
kussion hat für mich dann ihre Berechtigung, 
wenn sie einen Beitrag zur Debatte über die Stel­
lung des Bundesrates überhaupt leistet. 

Ich erspare mir, auf die Vorgeschichte der heu­
tigen Sitzung einzugehen. Es war doch an sich 
vom Anfang an klar, daß mit dem Zurückwei­
sungsbeschluß keine Entscheidung getroffen ist 
und der Fristenlauf eintreten wird, aber selbstver­
ständlich ist der Zurückweisungsbeschluß an den 
Ausschuß in der Absicht erfolgt, daß eine zeitge­
rechte Behandlung auch im Ausschuß vorgenom­
men und dabei den Länderstandpunkten Rech­
nung getragen wird. Formal mag das alles in Ord­
nung sein, der Sache selbst wurde damit aber 
nicht gedient. 

Ich möchte auch noch etwas dazu sagen, da in 
der Öffentlichkeit immer von einer Außerge­
wöhnlichkeit des Ereignisses gesprochen wird, 
wenn der Bundesrat Einspruch gegen einen Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates erhebt. Das mag 
wohl von der zeitlichen Abfolge her für die letz­
ten Jahre zutreffen, aber ich möchte nicht diesen 
Feststellungen in der breiten Öffentlichkeit das 
Wort reden. Vielmehr sollte dieser Umstand An­
laß zum Nachdenken geben, ob wir unseren Auf­
trag, den wir vom Verfassungsgesetzgeber be­
kommen haben,  wirklich voll erfül len. 

Es geht darum, daß auch vom Bundesrat deut­
l iche Signale eines Föderalismus ausgehen sollten. 
Die Diskussionen im Bundesrat sollten nicht un­
bedingt in allen Fällen eine Kopie der National­
ratsdiskussionen, der dort vorgebrachten Argu­
mente und des dortigen Abstimmungsverhaltens 
darstellen. Ob diese Vorgangsweise immer dem 
Gedanken des Föderalismus Rechnung trägt, sei 
dahingestellt. Es geht nicht darum, irgendwelche 
Signale zu setzen oder ein Lebenszeichen von sich 
zu geben, aber in jedem Fall sollte es unser Auf­
trag sein, ernstlich zu prüfen, ob durch einen Akt 
der Gesetzgebung, e inen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates, Interessen der Länder berührt wer­
den. Unsere Entscheidung sollte aufgrund einer 
solchen Prüfung erfolgen .  

Ich würde es begrüßen, wenn dann auch allfäl­
lige Einsprüche des Bundesrates als selbstver­
ständliche Entscheidungen und nicht quasi als 
Naturereignis von der breiten Öffentlichkeit zur 
Kenntnis genommen werden würden. 
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Einige grundsätzliche Bemerkungen zum ge­
genständlichen Fall. 

Ein wichtiger Faktor eines tatsächl ich funktio­
nierenden, eines echten Föderalismus ist auch 
eine gewisse Finanzhoheit der Länder. In Öster­
reich ist diese Finanzhoheit der Länder zwar 
nicht de jure, aber in der Praxis doch weitgehend 
ausgehöhlt; sie ist praktisch nicht vorhanden. 
Diese Aushöhlung reicht bis hinein in die Aufga­
benstellung des Bundesrates. Ich darf daran erin­
nern, daß von der Verfassung her der Bundesrat 
auch von der Gestaltung der finanziellen Bezie­
hungen zwischen Bund und Ländern, nämlich 
von dem Finanzausgleich, ausgeschlossen ist. 

Sicherlich kann man keinen Vergleich mit dem 
Bundesrat der Bundesrepublik Deutschland zie­
hen, der ja quasi ein Organ der Länder ist, dessen 
Einfluß unvergleichlich höher ist. Dieser höhere 
Einfluß, den der deutsche Bundesrat hat, ist na­
türlich auch darauf zurückzuführen, daß er we­
sentliche Aufgaben auf der finanziellen Seite zu 
erfüllen hat. Dort ist auch die Stellung der Länder 
stärker. 

In Österreich liegt das Steuerfindungsrecht de 
facto ausschließlich beim Bund. Lediglich die 
Auf teilung der sogenannten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben erfolgt nach einem bestimmten 
Schlüssel, der zwischen Bund und Ländern ver­
einbart wird. 

Wenn die Länder jetzt dazu übergehen, dieses 
Steuerfindungsrecht auch für sich in Anspruch zu 
nehmen, so ist das ein durchaus richtiger und be­
grüßenswerter Schritt. Richtig ist auch, wie dies 
im vorliegenden Fall geschieht, die Fernwärme­
förderung in die Kompetenz der Länder zu über­
tragen. Um diese Aufgabe erfüllen zu können, 
soll den Ländern die Einhebung einer Abgabe auf 
den Endverbrauch von elektrischer Energie ein­
geräumt werden. 

Sicherlich ist die ökologische Komponente der 
Fernwärme sehr positiv besetzt. Auf der anderen 
Seite möchte ich hier, ohne näher darauf einzuge­
hen, aber auch die Frage aufwerfen ,  ob es sinnvoll 
ist, die Mittel für die Fernwärmeförderung gerade 
durch eine Abgabe auf elektrische Energie aufzu­
bringen, die ja in Österreich zum überwiegenden 
Teil in einer ökologisch sehr vertretbaren Weise, 
nämlich aus Wasserkraft, erzeugt wird. - Aber 
das nur am Rande. 

Wesentlich ist die Bestimmung, die im Zuge 
der Ausschußberatungen im Nationalrat und 
dann vom Plenum beschlossen wurde, nämlich 
die Erweiterung der Regierungsvorlage um den 
Absatz 3 des § 2, die eine eklatante Einschrän­
kung der Länderrechte, der Möglichkeiten der 
Länder, für sich das Steuerfindungsrecht in An­
spruch zu nehmen, darstellt. 

Und lediglich um diese Einschränkung geht es 
heute hier, wenn wir als freiheitliche Fraktion 
dem Antrag, Einspruch zu erheben, beitreten. Sie 
stellt eine wesentliche Einengung dieses Steuer­
findungsrechtes der Länder dar. 

In diesem Zusammenhang ergibt sich für mich 
die Notwendigkeit einer grundsätzlichen Diskus­
sion zwischen Bund und Länder - wie weit und 
nach welchen Gesichtspunkten, das müssen die 
Länder sicherlich auch für sich akzeptieren - ,  
nach welchen Gesichtspunkten dieses Steuerfin­
dungsrecht in Anspruch genommen werden kann, 
weil es ja nicht angeht, daß hier eklatante U nter­
schiede in einem im Vergleich zu europäischen 
Maßstäben kleinen Wirtschaftsgebiet gemacht 
werden. Hier bedarf es einer eingehenden Diskus­
sion und eingehender Verhandlungen zwischen 
dem Bund und den Ländern. 

Wenn wir heute dem Antrag, Einspruch zu er­
heben, beitreten, bedeutet das keineswegs auch 
die Zustimmung zu irgendwelchen konkreten 
Formen einer Steuer, einer Abgabe welcher Art 
auch immer. Es ist von meinem Vorredner schon 
das niederösterreichische Landesgesetz, das in der 
Kurzform als "Mastensteuer" bezeichnet wird, er­
wähnt worden. Diese "Mastensteuer" wird von 
uns keineswegs gutgehei ßen. Vielmehr geht es 
uns hier um die prinzipielle Frage der Begren­
zung der Länderrechte, und aus diesem Grund 
wird meine Fraktion dem Antrag, gegen den vor­
liegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
Einspruch zu erheben, beitreten. (Beifall bei der 
FPÖ und bei Bundesräten der Ö VP.) 14.47 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Staatssekretär im Bundesministerium 
für Finanzen Dr. Johannes Ditz. Ich erteile ihm 
dieses. 

/4.47 

Staatssekretär im Bundesministerium für Fi­
nanzen Dr. Johannes Ditz: Hoher Bundesrat! 
Sehr geehrter Herr Präsident! Die heutige Dis­
kussion im Finanzausschuß des Bundesrates hat 
ebenso wie die bisherigen Wortmeldungen eines 
gezeigt: Es handelt sich hier nicht um eine partei­
politische Auseinandersetzung, sondern um eine 
unterschiedliche Betrachtungsweise einer steuer­
lichen Maßnahme zwischen Bund und Ländern. 

Mir als Vertreter der Bundesregierung ist es da­
her ein Anliegen, hier noch einmal die Motive für 
dieses Gesetz darzulegen, weil ich glaube, daß es 
wichtig ist, das auch dem Bundesrat zur Kenntnis 
zu bringen. 

Was war der Grund für diese Maßnahme? Zu­
nächst - das ist ja allgemein bekannt - ist offen­
sichtlich, daß die letzte Rezession die Defizite in 
allen Budgets erhöht hat und die Finanzierungs­
schwierigkeiten größer geworden sind. Auf der 
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anderen Seite haben wir - richtigerweise, wie ich 
meine - darauf nicht mit Steuererhöhungen rea­
giert, sondern bewußt eine große Steuerreform 
und Steuersenkung durchgeführt mit dem Ziel, 
die Wirtschaft anzukurbeln und dadurch aus der 
Talsohle zu kommen. Ich glaube, die jüngsten 
Wirtschaftsprognosen zeigen deutlich, daß die 
österreichische Bundesregierung dabei erfolg­
reich war. 

Diese Steuerentlastungen und insbesondere die 
Abschaffung der Vermögensteuer haben auch zu 
ganz spezifischen Entlastungen der Energiever­
sorgungsunternehmen geführt, und es war unser 
Anliegen, diesen Entlastungsspielraum zu nützen, 
um neue Finanzierungsmittel für die schon ange­
sprochene Fernwärme zu bekommen, um jene 
Akzente setzen zu können, von denen alle heute 
gesagt haben, es ist wichtig und richtig, daß sie 
gesetzt werden. - Das war das Ziel. 

Die Abgabe ist befristet. Die Abgabe ist auch 
mit der Auflage verbunden, daß es dadurch zu 
keiner Strompreiserhöhung kommen darf. Rein 
von der Abgabe her ist das aus meiner Sicht eine 
sinnvolle Maßnahme. 

Der zweite Gesichtspunkt, der hier zu nennen 
ist, ist, daß gleichzeitig mit dieser Maßnahme 
vom Finanzministerium und dann im Finanzaus­
schuß festgelegt wurde, daß keine weiteren Ener­
gieabgaben erhoben werden sollen. Das kann 
man, wenn Sie so wollen, als Einschränkung des 
Steuerfindungsrechtes sehen, nur unser Ziel war, 
eines sicherzustellen : Wir diskutieren derzeit eu­
ropaweit eine Energieabgabe. Ich halte es für not­
wendig, daß sich Osterreich, nachdem wir jetzt 
der Europäischen Union beitreten werden, dort 
ganz intensiv einsetzt, damit die diesbezügliche 
Richtlinie rasch und richtig verabschiedet wird. 

Gleichzeitig glaube ich, daß eine solch große 
Energieabgabe dann auf Bundesebene zu konzi­
pieren ist und daß natürlich mit den Ländern ver­
handelt werden muß, wie die Auf teilung erfolgt 
und wie die Finanzierungsmittel verteilt werden. 

Ich möchte noch eines dazu sagen: Mir ist es 
ganz wesentlich, daß gleichzeitig mit der Einfüh­
rung dieser Abgabe - so sie kommt - andere 
Abgaben, vor allem im Bereich der Lohnneben­
kosten, gesenkt werden, denn was wir nicht wol­
len, ist eine indirekte Steuererhöhung. Und wenn 
ich zu den ersten Wortmeldungen heute eines kri­
tisch anmerken darf, dann dieses: Ich würde mich 
freuen, wenn wir nicht so oft von der Steuererfin­
dung reden würden, sondern mehr von der Steu­
ersenkung. Das ist nämlich das Wesentliche, was 
wir für den Bürger erreichen wollen. (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ.) 

In diesem Sinne verstehe ich diesen jetzigen 
Einspruch und die Aussagen dahin gehend, daß 

wir versuchen müssen - unabhängig, wie jetzt im 
Nationalrat die weitere Vorgangsweise gewählt 
wird - ,  bei den nächsten Finanzausgleichsver­
handlungen eines im konstruktiven Dialog zu er­
reichen: Es ist für Österreich sehr wichtig, daß 
wir versuchen, in diesem ganzen Problemkreis 
Steuerfindungsrecht Ordnung zu halten und Ord­
nung zu bringen . Was wir n icht wol len können, 
ist, daß der legitime Wunsch, F inanzierungsdefi­
zite zu verringern, dazu führt, daß auf verschie­
denen Ebenen verschiedene Steuern erhoben 
werden und im Endeffekt ökonomische Vorgänge 
oder gesellschaftlich wichtige Entlastungen dann 
nicht mehr gegeben sind; im Gegenteil, wir müs­
sen sicherstellen, daß in etwa gleiche Vorgänge 
gleich besteuert werden. 

Was wir sicher nicht wollen, ist, daß es zu Un­
terschieden kommt, die ein Bundesland bevorzu­
gen und ein anderes benachteiligen. Daher ist es 
wichtig, die großen Besteuerungsgegenstände 
auszumachen und hier aufzuteilen , wer in wel­
chem Gebiet tätig werden soll ,  denn entscheidend 
ist nicht die Gebietskörperschaft, nicht der Bund, 
nicht das Land, sondern der Steuerzahler. Es muß 
eine vernünftige rationale Steuerpolitik formu­
liert werden, so wie das in Österreich - meine ich 
- auch in den letzten acht Jahren erfolgt ist. -
Dankeschön. (Beifall bei Ö VP und SPÖ .) 14.52 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Anton Koczur. Ich erteile 
ihm dieses. 

14.52 

Bundesrat Anton Koczur (SPÖ, Niederöster­
reich): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Herr 
Landeshauptmann! Geschätzte Damen und Her­
ren des Bundesrates! Einleitend einige Worte zu 
meinen beiden Vorrednern. 

Herr Dr. Kapral !  Für mich ist das heute keine 
außergewöhnliche Sitzung, die von diesem Gre­
mium absolviert wird, sondern der Bundesrat be­
rät eine Gesetzesvorlage des Nationalrates und 
entscheidet, ob er aus der S icht der Länderinter­
essen Einspruch erhebt oder nicht. Eine ganz 
normale Sache. (Bundesrat Dr. K a p  r a I: Da sind 
wir einer Meinung!) Das, was heute geschieht, hat 
für mich nichts mit der grundsätzlichen Stellung 
des Bundesrates bei seiner künftigen Gestaltung 
zu tun. 

Auf die Ausführungen des Herrn Staatssekre­
tärs darf ich dann noch in einzelnen Punkten ein­
gehen, vor allen Dingen, was die finanziellen Aus­
wirkungen betrifft. Ich möchte nur eines voraus­
schicken: Wenn sich Bund, Länder und Gemein­
den zusammensetzen, um den sogenannten 
Finanzausgleich zu paktieren, dann ist das ein 
Paktum, nach dem sich die Partner richten. Es 
regelt gleichsam, wie wir all das, was die Bevölke-
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rung dieses Landes erarbeitet, auf die einzelnen 
Gebietskörperschaften aufteilen. 

Zwischen den Verhandlungen hört man immer 
wieder, daß eigentlich die Länder Konsumenten 
wären und daß sie in der Steuerfindung Möglich­
keiten hätten, die sie ja nur ausschöpfen müßten. 
Nun tun sie es einmal, und jetzt ist auch das ein 
Ansatzpunkt für Kritik. Es wird so dargestellt, als 
ob das gesamte Gefüge auf einmal zusammen­
stürzen würde. - So ist es sicherlich auch nicht. 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Ich glaube, 
wir können zu Recht und mit Stolz darauf verwei­
sen, daß Österreich im Reigen der Staaten Euro­
pas als ein Umweltmusterland gilt und in vielen 
Bereichen eine Schrittmacherfunktion einnimmt. 
Es ist dies das Ergebnis konsequenter Bemühun­
gen aller Gebietskörperschaften. Sie legitimiert 
unser Land auch auf internationaler Ebene, für 
Fortschritte in der Umweltpolitik einzutreten. 

Und so wie im Arbeitsübereinkommen über die 
Bildung einer gemeinsamen Bundesregierung im 
Kapitel Umwelt ein Bekenntnis zum Umwelt­
schutz auf der Basis des Vorsorge-, Verursacher­
und Kooperationsprinzips zum Ausdruck kam, 
haben sich auch die beiden großen politischen 
Kräfte des Bundeslandes Niederösterreich nach 
der Landtagswahl 1993 in einem Grundsatzpa­
pier zur Fortsetzung einer aktiven Umweltpolitik 
verpflichtet. Die Erhaltung der Landschaft als Le­
bensraum des Menschen, der Tierwelt und der 
Pflanzen ist darin eine wichtige Zielvorgabe. 
Maßnahmen der aktiven Landschaftspflege und 
Gestaltung sollen möglichst flächendeckend wirk­
sam werden. 

Die Erfahrungen, die Niederösterreich mit dem 
bestehenden Landschaftsfonds gemacht hat, zei­
gen jedoch, daß mit den bisher eingesetzten Gel­
dern nicht das Auslangen gefunden werden kann. 
Es wurde daher einerseits die Gesetzesinitiative 
der Bundesregierung begrüßt, welche die Länder 
ermächtigt, eine Abgabe auf den Verbrauch elek­
trischer Energie einzuheben, zum anderen wurde 
als weitere Maßnahme vom Niederösterreichi­
schen Landtag nach eingehender Beratung am 
30. Juli 1 994 das NÖ-Starkstromleitungsabgabe­
gesetz 1 994 beschlossen. 

Obwohl dieser Gesetzesbeschluß direkt mit der 
gegenständlichen Materie wenig zu tun hat, indi­
rekt aber doch ausschlaggebend für die heutigen 
Beratungen ist, möchte ich kurz auf die Überle­
gungen des Landes Niederösterreich eingehen, 
weil  sie letztlich die Argumente beinhalten, wel­
che für die Antragstellung des Finanzausschusses 
maßgeblich waren. 

Dieses NÖ-Starkstromleitungsabgabegesetz 
sieht eine zweckgewidmete Abgabe auf Stark­
stromfreileitungen mit einer Spannung von mehr 

als 60 V unter Berücksichtigung der Leitungslän­
gen in Niederösterreich vor .  Der Niederösterrei­
chische Landtag ging davon aus, daß Starkstrom­
leitungen unter Berücksichtigung der Mastkopf­
bilder und Spannungsfeldlängen Trassenbreiten 
von bis zu 73 Metern erfordern und deshalb be­
trächtliche Eingriffe in die Landschaft darstellen. 

Hinsichtlich der Einnahmen aus dieser Abgabe 
wurde vereinbart, daß die Gelder nicht dem nie­
derösterreichischen Budget allgemein zufließen 
sollen, sondern daß 40 Prozent der Mittel vorran­
gig für landschaftsgestaltende und landschaftser­
haltende Maßnahmen von Gemeinden eingesetzt 
werden. 10 Prozent der Mittel sind für Arten­
und Naturschutz vorbehalten, die restlichen 
50 Prozent der Mittel sollen je zur Hälfte für öko­
logische Belange im Bereich Tourismus und der 
Landwirtschaft zum Einsatz kommen. 

Der Landtag war der Ansicht, daß ein Geset­
zesbeschluß mit einer derartigen Abgabe im Rah­
men des Steuerfindungsrechtes der Länder seine 
Deckung finden kann. Eine zusätzliche Belastung 
der Bevölkerung kann aus der Sicht N iederöster­
reichs schon deshalb nicht entstehen, weil sich 
aufgrund der Steuerreform 1 994 die EVUs ge­
waltige Steuerleistungen ersparen werden. 

Allein das Stromversorgungsunternehmen 
EVN wird sich 180 Mil lionen Schil ling aus der 
Vermögensteuer und 55 Millionen aus der Ge­
werbesteuer ersparen. Berücksichtigt man die 
KÖSt-Erhöhung von 30 auf 34 Prozent - das 
sind etwa 3,6 Millionen Schilling - und die Ein­
führung der Kommunalabgabe, die etwa 
15 ,7 Millionen Schill ing in diesem Bereich aus­
machen wird, dann sieht man, daß sich die EVN 
durch die Steuerreform etwa 2 1 6  Millionen Schil­
ling ersparen wird. 

Die Starkstromleitungsabgabe belastet die EVN 
mit etwa 1 14 Millionen Schilling, das sind etwa 
2 Groschen je Kilowattstunde, und das ist eigent­
lich erst die Hälfte der Steuerersparnis, die sich 
hier aufgrund der Steuerreform zu Buche schlägt. 
Man hat nicht gehört - das füge ich nebenbei ein 
-, daß dieser Kostenvorteil an die Kunden wei­
tergegeben werden soll ,  sodaß diese Abschöpfung 
daher sicherlich ihre Richtigkeit hat. 

Wenn man im Grundsatz diese Abschöpfung 
berücksichtigt und auch die Fernwärmeförderung 
mit einbindet, dann ist eine Strompreiserhöhung 
aus betriebswirtschaftlicher Sicht nicht gerecht­
fertigt. 

Damit entfällt aber auch das Argument, eine 
solche Abgabe würde den Bemühungen des Bun­
des entgegenwirken und die Effekte der Steuerre­
form neutralisieren. Da eine zusätzliche Steuer­
last daher nicht anfällt, ist die Starkstromleitungs-
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abgabe auch konform zum Konjunkturbelebungs­
und Stabilitätspaket 1993. 

Grundsätzlich ist der Gesetzentwurf, mit dem 
die Länder ermächtigt werden, eine Abgabe auf 
den Verbrauch von elektrischer Energie zu erhe­
ben, zu begrüßen, und es ist dies auch von den 
Ländern so zum Ausdruck gebracht worden. Das 
Protestpotential der Bundesländer wurde - ich 
möchte es mit "nach einer Schrecksekunde" be­
zeichnen - geweckt, weil die Regierungsvorlage 
bekanntlich um den Absatz 3 im § 2 ergänzt und 
damit nach Ansicht der Länder das Abgabenfin­
dungsrecht massiv beschnitten wurde. Darüber 
hinaus sehen die Länder dies auch als einseitige 
Abänderung des Finanzausgleichspaktums an . 

Diese Bedenken müssen im Sinne des allseits 
beschworenen Gedankens des Föderalismus aus­
geräumt werden; die neuerliche Befassung der zu­
ständigen Gremien gibt sicherlich ausführlich Ge­
legenheit dazu. 

Es ist zu hoffen, daß dies so rasch wie möglich 
geschieht, wei l  die Bundesförderung der Fern­
wärme mit Jahresende ausläuft und die Länder 
noch Gelegenheit haben sollen, die erforderlichen 
Gesetzesbeschlüsse zur kontinuierlichen Fortfüh­
rung dieser wichtigen Förderungen zu fassen. Ich 
hoffe, daß dann im zweiten Anlauf eine glückli­
chere Hand besteht, als dies bisher der Fall war. 

Eines lassen S ie mich auch noch zum Ausdruck 
bringen: Ich habe wenig Verständnis dafür, wenn 
man von Bundesseite mit erhobenem Zeigefinger 
andeutet, daß diese Auseinandersetzung, insbe­
sondere um das Steuerfindungsrecht, auf die Fi­
nanzausgleichsverhandlungen Auswirkungen ha­
ben wird. Ich glaube, daß die Ländervertreter und 
natürlich auch die Gemeinden sehr darauf achten 
werden, daß all das, was wir uns gemeinsam erar­
beitet haben, letztlich auch gerecht aufgeteilt 
wird. 

In diesem Sinne werde ich und sicherlich eine 
Reihe von Kollegen dem Antrag des Finanzaus­
schusses die Zustimmung erteilen. (Allgemeiner 
Beifall.) 15.02 

Präsident: Des weiteren zu Wort gemeldet hat 
sich Frau Bundesrätin Ilse Giesinger.  Ich erteile 
ihr dieses. 

15.02 .. 
Bundesrätin Ilse Giesinger (OVP, Vorarlberg): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär Dr. Ditz! Sehr geehrter Herr Lan­
deshauptmann Dr. Pröll! Hoher Bundesrat! Da 
die Finanzlandesreferenten und alle Landes­
hauptmänner durch die Verbindungsstelle der 
Bundesländer gegen das Bundesgesetz, mit dem 
die Länder ermächtigt werden, eine Abgabe auf 
den Verbrauch elektrischer Energie zu erheben, 
massive Bedenken haben, ist es wohl erforderlich, 

daß wir als Bundesrat, als Vertretung der Länder, 
alles in unseren Möglichkeiten Liegende tun, um 
den Interessen der Länder zum Durchbruch zu 
verhelfen. 

Daß die Länder dieses Gesetz beeinsprucht ha­
ben möchten, hat folgenden Grund: Ohne mit 
den Ländern zu verhandeln, wurde im Finanzaus­
schuß des Nationalrates am 6. 7. 1 994 ein Abän­
derungsantrag beschlossen, der den Ländern fol­
gendes verbietet - ich zitiere wörtlich - :  

,, § 2 (Grundsatzbestimmung) 

(3) Andere Abgaben, die den Verbrauch elek­
trischer E nergie belasten, einschließlich solcher 
Abgaben, die abgabenrechtlich an den Transport 
elektrischer Energie oder an das Eigentum an 
Einrichtungen,  insbesondere an Leitungen, zum 
Transport elektrischer Energie anknüpfen, dür­
fen von den Ländern (Gemeinden) nicht erhoben 
werden." 

Grundsätzlich ist es ja sinnvoll, daß in der heu­
tigen Zeit, in der der Umweltschutz mit Maß und 
Ziel Vorrang haben muß, eine Energieabgabe 
eingehoben werden kann, um damit die Fernwär­
me und andere alternative Energien - zum Bei­
spiel die heimische erneuerbare Biomasse und so 
weiter - wieder oder eventuell auch noch besser 
zu fördern. 

Ich bin ganz der Meinung von Staatssekretär 
Dr. Johannes Ditz, daß wir überlegen müssen, 
wie wir Steuern entlasten können und daß wir 
nicht immer wieder neue Steuern erfinden dür­
fen. Ich gehe auch mit seinen anderen Ausfüh­
rungen mehr oder weniger konform. 

Das ändert aber nichts an der Tatsache, daß 
dann, ohne mit den Ländern zu verhandeln, das 
Steuerfindungsrecht der Länder durch einen Ab­
änderungsantrag im Finanzausschuß des Natio­
nalrates massiv eingeschränkt wurde. Dies kann 
von den Ländern nicht unwidersprochen hinge­
nommen werden. Ich denke, daß Bund, Länder 
und Gemeinden miteinander - ich betone: mit­
einander! - zum Wohle der Menschen unseres 
Landes verantwortlich und in gegenseitiger Ach­
tung agieren und verhandeln sollten, und ich hof­
fe, daß in Zukunft derartiges nicht mehr vor­
kommt und daß zufriedenstellende Lösungen 
zwischen den Interessen des Bundes und der Län­
der beziehungsweise auch Gemeinden gefunden 
werden. 

Mich freut es, daß der Antrag der ÖVP, einge­
bracht von Bundesrat Ing. Penz und mir, diesem 
Gesetz die Zustimmung zu verweigern, im Fi­
nanzausschuß des Bundesrates die Mehrheit ge­
funden hat. Länder - also Landeshauptleute und 
Finanzreferenten - und Bundesrat haben hier 
konstruktiv zusammengearbeitet. 
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Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch noch 
erwähnen - damit unterstreiche ich nochmals, 
was mein Kollege Bundesrat Penz heute bereits 
gesagt hat - ,  daß sich hier zeigt, daß die Forde­
rung des ÖVP-Klubs des Bundesrates, daß Geset­
ze teilweise beeinspruchbar sein sollen, seine 
Richtigkeit hat, denn die Regierungsvorlage in ih­
rer ursprünglichen Fassung wurde auch von den 
Ländern gutgeheißen. Erst der Abänderungsan­
trag im Finanzausschuß des Nationalrates war für 
die Länder ausschlaggebend, für den Standpunkt, 
daß sie dieses Gesetz so nicht akzeptieren kön­
nen. 

Ebenso bestätigt sich die Richtigkeit, zwischen 
den Nationalratssitzungen und den Bundesratssit­
zungen in Zukunft die gesetzlichen Möglichkei­
ten - das heißt, innerhalb von acht Wochen 
Bundesratssitzungen einzuberufen, sofern erfor­
derlich und notwendig - auszunützen, um den 
Ländern dadurch die Möglichkeit zu einer Stel­
lungnahme vor Beschlußfassung im Bundesrat zu 
geben .  - Ich danke. (Beifall bei der Ö VP.) 15.07 

Präsident: Des weiteren zu Wort gemeldet ist 
Herr Bundesrat DDr. Franz Werner Königshofer. 
Ich erteile ihm dieses. 

15.07 

Bundesrat DDr. Franz Werner Königshofer 
(FPÖ, Tirol) :  Herr Präsident! Herr Landeshaupt­
mann !  Herr Staatssekretär! Meine Damen und 
Herren! Ökologie und Föderalismus sind zwei 
Begriffe, die in letzter Zeit sehr stark in den öf­
fentlichen und politisch�n Sprachgebrauch Ein­
gang gefunden haben. Okologie und Föderalis­
mus sind aber auch zwei Begriffe, die sich, wie 
Herr Kollege Penz schon angedeutet hat, ausge­
zeichnet für Sonntagsreden eignen, sich aber auch 
ausgezeichnet für konkrete politische Aktivitäten 
auf Bundes- wie auf Landesebene eignen würden.  
Diese Erkenntnis scheint mir aber noch nicht bis 
zur Bundesregierung durchgedrungen zu sein, 
und das möchte ich auch hier vor dem Bundesrat 
begründen .  

Zuerst zur Ökologie: Ich halte die Förderung 
der Fernwärme für gut - das wäre in diesem Ge­
setz auch vorgesehen - ,  ich halte aber auch die 
Erzeugung und den Gebrauch von elektrischer 
Energie für gut. Deshalb frage ich mich, warum 
durch dieses Gesetz ausgerechnet die elektrische 
Energie besteuert werden sollte. Ich gehe davon 
aus, daß man sich in Österreich eines Tages doch 
zu einem ökologischen Steuersystem durchringen 
sollte, das im wesentlichen den Verbrauch der 
Umwelt - und hier vor al lem den Verbrauch fos­
siler Energieträger - besteuert, auf der anderen 
Seite aber die menschliche Arbeit und die Ar­
beitskraft entlastet. Dies würde zu neuen Wirt­
schafts- und Umweltprioritäten sowohl im Steu­
er- als auch im Umweltrecht führen. 

Zweitens zum Thema Föderalismus: Gerade im 
Zuge der Diskussion um die Bundesstaatsreform 
ist es mir unverständlich, daß die Regierung nun­
mehr ein Gesetz vorlegt, das im § 2 Abs. 3 das 
Abgabenfindungsrecht und die Steuerhoheit der 
Länder derart eklatant und ausdrücklich be­
schneidet. (Bundesrat H ü t t m  a y r: Das hat nicht 
die Regierung vorgelegt! Das ist im Ausschuß geän­
dert worden!) Ja, durch den Ausschuß ist es hin­
eingekommen (Bundesrat H ü t t m a y r: Das ist 
doch ein Unterschied!) , aber es ist sicherlich eine 
Gesetzesfindung auch der großen Koalition; das 
können Sie nicht bestreiten. (Bundesrat Mag. 
L a n  g e r: Das war doch über Wunsch des Finanz­
ministeriums! Was soll denn das?) 

Auf jeden Fall wird durch diese Vorlage das 
Abgabenfindungsrecht der Länder eklatant be­
schnitten, und mir kommt es so vor, als ob man 
hier einen demonstrativen Akt gegen die Länder 
setzen wollte. Das ist nicht mein Verständnis von 
Länderinteressen und Föderalismus, weshalb ich 
hier als Bundesrat diesem Antrag einer Beein­
spruchung stattgeben und auch für eine Beein­
spruchung des vorliegenden Gesetzes stimmen 
werde. 

Abschließend möchte ich aber auch noch auf 
einen Gedankengang zu sprechen kommen, den 
wiederum Herr Kollege Penz angezogen hat, und 
zwar die Teilbeeinspruchung von Gesetzen durch 
den Bundesrat. Das ist ein Gedanke, dem ich eher 
weniger abgewinnen kann, weil ich glaube, daß 
ein Gesetz doch ein homogenes Ganzes sein soll­
te, in dem Abschnitte, Paragraphen, Artikel ein­
ander bedingen, einander innerhalb dieses Geset­
zeswerkes bedürfen. Und wenn Sie nunmehr her­
gehen und über den Bundesrat dann einige Teile 
aus diesem Gesetz sozusagen "herausschießen" , 
dann kann das passieren . . . (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Im konkreten Fall wäre es möglich gewe­
sen! Man hätte den Absatz 3 herausnehmen kön­
nen!) Ja, es wäre aber eine prinzipielle Sache, 
Herr Kollege Penz, und dann könnte es passieren, 
daß das, was mein Universitätslehrer, der frühere 
Justizminister Klecatsky, immer wieder von der 
österreich ischen Bundesverfassung behauptet, 
nämlich daß diese eine Gesetzesruine wäre, auch 
für Gesetze unterhalb der Ebene der Bundesver­
fassung gelten würde. 

Deshalb kann ich dem nichts Positives abge­
winnen. Ich glaube schon, daß man entweder ei­
nem Gesetz so , wie es vorgelegt wird, zustimmen 
sollte oder daß man ein Gesetz ablehnen,  es be­
einspruchen sollte, damit es neuerlich gefaßt und 
den beiden Kammern des Parlaments, Nationalrat 
und Bundesrat, wieder vorgelegt werden kann .  -
Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 15.12 

Präsident: Des weiteren zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dr. Helmut Prasch. Ich ertei­
le ihm dieses. 
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15.12  

Bundesrat Dr. Helm ut Prasch (FPÖ, Kärnten): 
Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Herr Lan­
deshauptmann!  Hohes Haus! Ich glaube, daß es 
am Ende dieser Debatte müßig wäre, noch einmal 
zu wiederholen, weshalb es aus rechtlicher Sicht 
richtig ist, dieses Energieabgabegesetz zu beein­
spruchen - es haben das sowohl Kollege Penz als 
auch die Vertreter meiner Fraktion ausführlich 
dargelegt - ,  aber ich glaube, es wäre sinnvoll, 
noch einen Aspekt in  die Diskussion einzubrin­
gen,  der heute noch wenig angesprochen wurde, 
nämlich die Tatsache, daß die Fernwärmeförde­
rung praktisch mit dem 3 1 .  Dezember des Vor­
jahres ausgelaufen ist . Das heißt, es gibt jetzt wohl 
noch einen Titel "Fernwärmeförderung" , für den 
aber im Budget 1994 nichts mehr vorgesehen ist. 
Das bedeutet für die Länder, daß sich der Finanz­
minister mehr als 1 00 Mi llionen Schilling erspart, 
die normalerweise an die Länder ausbezahlt wor­
den sind, und wofür in den Ländern bereits ent­
scheidende und wichtige Konzepte vorgelegt wur­
den. 

Ich darf daran erinnern, daß in Kärnten ein 
neues Energiekonzept praktisch vorgestellt und 
eingeleitet wurde, das einen wesentlichen Schwer­
punkt im Bereich der alternativen Energien vor­
sieht. Dieses Konzept ist wunderbar angelaufen. 
Es hat auch im Bereich der Wirtschaft für einigen 
Aufschwung gesorgt. Daher stößt man schon auf 
einige Probleme, wenn man bedenkt, daß diese 
Fernwärmeförderung, die Förderung von Bio­
masseeinrichtungen und Kleinkraftwerken, jetzt 
nicht mehr stattfinden kann. (Vizepräsident 
5 t r u t z  e n b e r g e r  übernimmt den Vorsitz.) 

Ein Wort noch zu den Ausführungen des 
Herrn Staatssekretärs Dilz, und zwar zum Gebot, 
daß innerhalb des Energieabgabegesetzes vorge­
sehen ist, daß die EVUs keine Strompreiserhö­
hung vornehmen sollen. Ich glaube, daß dieses 
Gebot etwas zu wenig streng formuliert ist, denn 
wenn man sich in Erinnerung ruft, daß einzelne 
Energieversorgungsunternehmen - beispielswei­
se das Kärntner Energieversorgungsunternehmen 
- schon derzeit, ohne daß diese 0,7 Groschen 
pro Kilowattstunde eingehoben werden, versu­
chen, sogar beim Verwaltungsgerichtshof eine 
Strompreiserhöhung durchzusetzen, die über 
dem Maß liegt, das das Wirtschaftsministerium 
für gerechtfertigt ansieht, dann,  glaube ich, ist 
diese Formulierung, dieses Gebot, trotz dieser 
Energieabgabe keine Strompreiserhöhung durch­
zuführen, etwas zu weich formuliert. Ich glaube, 
schon aus diesem Grund sollte dieses Gesetz noch 
einmal überarbeitet werden, und auch aus diesem 
weiteren Grund werden wir den Antrag, dieses 
Gesetz zu beeinspruchen, mittragen. - Danke 
schön . (Beifall bei der FPÖ.) 15.15 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wünscht noch 
jemand des Wort? - Das ist n icht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fall .  

Wir kommen zur A b s t i m m u n g über den 
Ausschußantrag, gegen den vorliegenden Be­
schluß des Nationalrates Einspruch zu erheben. 

Hiezu liegt ein Verlangen nach § 54 Abs. 3 Ge­
schäftsordnung, das von fünf Bundesräten unter­
zeichnet ist, auf Durchführung einer namentli ­
chen Abstimmung über diesen Antrag vor. 

Es ist daher eine namentliche Abstimmung 
durchzuführen. Die Stimmabgabe erfolgt münd­
lich mit "Ja" oder "Nein" .  

Ich ersuche nunmehr d ie  Schriftführerin um 
den Aufruf der Bundesräte in alphabetischer Rei­
henfolge. (Über Namensaufruf durch die Schrifl­
führerin Helga M a r k 0 w i l s c h geben die Bun­
desrätinnen und Bundesräte ihr Abstimmungsver­
halten bekannt.) 

Mit "Ja" stimmten die Bundesrätinnen und Bun-
desräte: 

Bieringer Ludwig 
Cerwenka Helmut 
Crepaz Irene 
Eberhard August, lng. 
Eisl Andreas 
Ellmauer Matthias 
Gantner Wilhelm 
Gerstl Alfred 
Giesinger llse 
Grasberger Walter, lng. 
Gstöttner Ferdinand 
Hager Karl 
Harring Peter, Dr. 
Haubner Ursula 
Hummer Günther, Dr. 
Hüttmayr AnlOn 
Jaud Gottfried 
Kainz Hedda 
Kaipel Erwin, Ing. 
KapraL Peter, Dr. 
Kaufmann Kurt, Dr. 
Kerschbaumer Georg, Ing. 
Koczur Anton 
Königshofer Franz Werner, DDr. 
Langer Dieter, Mag. 
Lasnik Ernst Reinhold, Dr. 
Leberbauer Georg, Ing. 
Liechtenstein Vincenz, Dr. 
Linzer Milan, Dr. 
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Lukasser Therese 

Markowitsch Helga 
Meier Erhard 

Payer Johann 
Penz Johann, Ing. 
Pfeifer Josef 
Pirchegger Grete 
Pischi Karl 
Polleruhs Peter, Ing. 
Prähauser Stefan 
Pramendorfer Hermann 
Prasch Helmut, Dr. 
Putz Erich 

Riess Susanne, Dr. 
Rockenschaub Michael, Dr. 
Rösler Michaela 

Schambeck Herben, Dr.Dr.h.c. 
Schaufler Engelben 
Schicker Johanna 
Schierhuber Agnes 
Schwab Karl 

Tremmel Paul, Dr. 
Tusek Gerhard, Mag. 

Wabl Manin, Dr. 
W öllert Karf 

Mit "Nein" stimmten die Bundesrätinnen und 
Bundesräte: 

Bösch Herbert, Mag. 
Haselbach Anna Elisabeth 
Hies Christine 

Perl Genrude 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Auf­
grund der durchgeführten namentlichen Abstim­
mung entfallen auf den Antrag, gegen den vorlie­
genden Beschluß des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, 54 Ja-Stimmen. Der Antrag, Einspruch 
zu erheben, ist somit a n g e n  0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Mir wurde soeben die Mitteilung gemacht, daß 
der Herr Bundesminister für Finanzen auf dem 
Weg hierher ist. Wir könnten also die Sitzung 
nach einer kurzen Unterbrechung von vielleicht 
5 Minuten wiederaufnehmen, wenn Sie damit 
einverstanden sind. 

Ich u n t e r b  r e c h e die Sitzung für etwa 
5 Minuten. (Die Sitzung wird um 15 Uhr 22 Mi­
nuten u n t e  r b  r 0 e h e  n und um 15 Uhr 33 Mi­
nuten w i e  d e r  a u f g e n  0 m m e n.) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir 
n e h m e  n die unterbrochene Sitzung w i e ­
d e r  a u f. Der Herr Bundesminister für Finan­
zen steht zur dringlichen Anfrage zur Verfügung. 

Dringliche Anfrage 

der Bundesräte Dr. Kapral, Dr. Harring, Dr. 
Rockenschaub und Kollegen an den Bundesmini­
ster für Finanzen betreffend Budgetpolitik der 
Bundesregierung (1024/J) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zur Verhandlung über die dringliche An­
frage Nr. l 024/J-BR/94 der Bundesräte Dr. Kap­
ral und Kollegen an den Herrn Bundesminister 
für Finanzen betreffend Budgetpolitik der Bun­
desregierung. 

Diese Anfrage ist inzwischen allen Bundesräten 
zugegangen. Es erübrigt sich daher eine Verle­
sung durch die Schriftführung. 

Die dringliche Anfrage hat folgenden Wortlaut: 

Ein Kennzeichen der Defizitprognosen des Bun­
desministers für Finanzen ist die immer wiederkeh­
rende Fehleinschätzung. Wurde im Jahr 1 992 das 
veranschlagte Defizit um 2 Milliarden Schilling 
überschritten, so verschätzte sich das Bundesmini­
sterium bei der Defizitprognose für das Jahr 1 993 
um rund 35 Milliarden Schilling. Auch für das 
Budget jahr 1 994 muß mit einer ähnlichen Ent­
wicklung gerechnet werden. Nach den bisher be­
kanntgewordenen Ergebnissen des vorläufigen 
Rechnungsabschlusses ist in den ersten fünf Mona­
ten des Jahres 1 994 bereits ein Defizit von 78 Mil­
liarden Schilling aufgelaufen. Wenn auch damit zu 
rechnen ist, daß sich auf grund der konjunkturellen 
Entwicklung die Situation im Budgetvollzug im 
zweiten Halbjahr günstiger gestalten wird, rechnen 
Experten mit einem Defizit von rund 1 1 6  Milliar­
den Schilling für das Budget jahr 1994. 

Wie aus der Budgetprognose des Bundesministe­
riurns ersichtlich ist, wird sich das Budgetdefizit in 
den kommenden Jahren noch drastisch erhöhen, 
wobei diese Prognose noch von einem zwischen­
zeitig überholten Defizit von rund 80 Milliarden 
Schilling für das Jahr 1 994 ausgeht. Dabei sind 
aber in der erwähnten Prognose Belastungen aus 
Zahlungen, die sich durch den EU-Beitritt Öster­
reichs ergeben, nicht enthalten. 

Es muß daher festgestellt werden, daß die oft 
versprochene und auch im Regierungsübereinkom­
men vereinbarte Budgetkonsolidierung nicht 
durchgeführt wurde. So wird auch im OECD­
Wircschaftsbericht 1 993/94 diese Budgelpolilik kri­
tisiert und festgestellt, daß zusätzliche budgetäre 
Maßnahmen notwendig sein werden, um den staat­
lichen Finanzierungsbedarf zurückzuführen und 
die Verschuldungsquole zu begrenzen. Darüber 
hinaus weist dieser Bericht auch die finanzpoliti­
schen Versäumnisse der Bundesregierung bei der 
Defizitreduktion nach. So war die Fiskalpolilik 
während des Zeitraumes 1 987 bis 1 991 trotz des 
kräftigen Wirtschafcswachstums weitgehend kon­
junkturneutral angelegt. In diesem Zeitraum wur-
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de es demnach verabsäumt, das Budgetdefizit ent­
scheidend zu reduzieren. 

Nachdem die Abgabenquote mit über 43 Pro­
zent schon jetzt auf sehr hohem Niveau liegt und 
vom Bundesminister für Finanzen immer wieder 
mitgeteilt wird, daß keine Steuererhöhungen zu be­
fürchten sind, wird die Budgetkonsolidierung nur 
über eine Reduktion der Ausgaben zu erreichen 
sein. Bekanntermaßen gehen aber von einer re­
striktiven Budgetpolitik auch negative Wachstums­
impulse aus. Es stellt sich daher die Frage, wie der 
Bundesminister für Finanzen die oben kurz ange­
führten Budgetprobleme in den Griff bekommen 
will. 

In diesem Zusammenhang stellen die unterzeich­
neten Bundesräte an den Bundesminister für Fi­
nanzen folgende 

dringliche Anfrage: 
1 .  Im Bundesvoranschlag für das Jahr 1994 wur­

de ein Defizit von 79,4 Milliarden Schilling erwar­
tet. Die vorläufige Entwicklung der Steuereinnah­
men läßt für das Jahr 1994 ein Budgetdefizit von 
über 100 Milliarden Schilling erwarten. 

In welchen Bereichen kam es in welchem Aus­
maß zu Mindereinnahmen beziehungsweise zu 
Mehrausgaben? 

Worauf ist die neuerliche Fehleinschätzung des 
tatsächlichen Budgetdefizits zurückzuführen? 

2. Für das Jahr 1 994 wurden Privatisierungser­
[öse im Ausmaß von rund 7,5 Milliarden Schilling 
in das Budget eingesetzt. 

In welchem Ausmaß und wo konnten Privatisie­
rungserlöse lukriert werden? 

3. In welcher Größenordnung wurden die noch 
heuer fälligen Ausgaben im Zusammenhang mit 
dem EU-Beitritt im Budget 1 994 veranschlagt? 

Welche Ausgaben und in welcher Größenord­
nung sind in diesem Zusammenhang noch für heu­
er zu erwarten? 

4. Inwieweit ist die verlautbarte Auf teilung der 
Kosten des EU-Beitritts von 60 Prozent Bund und 
40 Prozent Land mit den einzelnen Landesregie­
rungen tatsächlich fixiert? 

5. Die Budgetvorschau des Finanzministeriums 
weist für 1 995 ein Defizit von rund 1 1 7,5 Milliar­
den Schilling aus. Der EU-Beitritt wird das Bun­
desbudget zusätzlich belasten. 

Wie hoch ist die diesbezügliche Gesamtbela­
stung anzusetzen, und wie setzt sich diese zusam­
men? 

6. Gibt es bereits Anhaltspunkte über die tat­
sächliche Budgetentwicklung für das Jahr 1995? 

Wenn ja, wie hoch wird das Budgetdefizit im 
Jahr 1 995 sein? 

Welches Budgecdefizil halten Sie angesichts Ih­
rer eigenen Budgetvorschau und den zusätzlichen 
EU-Belasrungen für 1 995 für realistisch? 

7. Welche Maßnahmen wollen Sie treffen, um 
auf den Konsolidierungspfad zurückzukehren? 

Welche Steuer- beziehungsweise Abgabenerhö­
hungen sind geplant? 

In welchen Bereichen wollen Sie die Ausgaben 
reduzieren? 

8. Mit welchen weiteren Maßnahmen wollen Sie 
gewährleisten, daß Österreich die Konvergenzkri­
terien für die Wirtschafts- und Währungsunion er­
füllt? 

Werden Sie die Finanzprokuratur anweisen, 
Schadenersatzansprüche gegen die verantwortli­
chen Manager im Bereich der Pyhrn, AMAG, 
DDSG und Weinmarketing geltend zu machen? 

Wenn ja, wann und in welchen Fällen? Wenn 
nein, warum nicht? 

In formeller Hinsicht wird verlangt, diese Anfra­
ge im Sinne der Bestimmungen des § 61 der Bun­
desratsgeschäftsordnung dringlich vor Eingang in 
die Tagesordnung zum frühestmöglichen Zeit­
punkt zu behandeln und dem Erslunterzeichneten 
Gelegenheit zur Begründung zu geben. 

* * * * *  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich er­
teile nunmehr Herrn Bundesrat Dr. Kapral als er­
sten Anfragesteller zur Begründung das Wort. 

15.34 

Bundesrat Or. Peter Kapral (FPÖ, Wien): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Hohes Haus! Eines der wich­
tigsten Probleme der österreichischen Volkswirt­
schaft, ein zentrales Anliegen der Wirtschaftspoli­
tik, ist die Entwicklung des Staatshaushalts und 
damit im Zusammenhang die Entwicklung der 
Staatsverschuldung, letztlich aber die weitere 
Entwicklung aller öffentlichen Haushalte, ein­
schließlich derer der Länder und Gemeinden, 
auch einschließl ich der Entwicklung der immer 
zahlreicher werdenden außerbudgetären Einrich­
tungen, Fonds und dergleichen, für die der Bund 
- abgesehen von den sonstigen Haftungsüber­
nahmen - eine Art Ausfallshaftung übernom­
men hat. 

1993 ist bekanntlich das Defizit im Bundes­
haushalt von ursprünglich budgetierten 60 Milli­
arden Schilling nach einer Revision auf 64 Milli­
arden Schil ling und nach den Ergebnissen des 
vorläufigen Rechnungsabschlusses auf rund 
98 Milliarden Schilling förmlich explodiert. Das 
sind immerhin 4,7 Prozent des Bruttoinlandspro­
duktes. 
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Ende Juni dieses Jahres wurden vom Finanzmi­
nisterium die Budgetprognose und das Investi­
tionsprogramm des Bundes für die Jahre 1994 bis 
1 997 vorgelegt. Es handelt sich zwar nicht um ein 
Dokument der Budgetpolitik, da keine budgetpo­
litischen Entscheidungen getroffen werden, aber 
diese Budgetprognose gibt immerhin einen Hin­
weis darauf, wie die Entwicklung im Staatshaus­
halt weitergeht, wenn nichts geschieht. 

Ausgangspunkt der Prognose ist der Bundes­
voranschlag 1994 mit einem prognostizierten Ab­
gang von rund 8 1  Milliarden Schilling. Das ist 
deswegen erwähnenswert, da der Budgetvollzug 
1 994 keineswegs so ist, daß diese Zahl als reali­
stisch bezeichnet werden kann. Schon im ersten 
Halbjahr war ein Defizit von 96 Milliarden Schil­
ling - nach den vorläufigen Ergebnissen - zu 
verzeichnen, was zwar nicht bedeutet, daß sich 
dieser Betrag bis Jahresende verdoppeln wird, 
noch dazu, wo laut Presseberichten erste Anzei­
chen einer Budgetentlastung festzustellen sind, 
vor allem im Arbeitsmarktservicebereich ,  wobei 
aber anzumerken ist , daß dieser Bereich heute 
schon außerhalb des Budgets liegt, und weiters 
beim Zinsenaufwand erfreulicherweise Einspa­
rungen festzustellen sind. Dazu muß aber auch 
wieder einschränkend gesagt werden, daß die 
Konjunkturbelebung das langfristige Zinsniveau 
wieder in Bewegung bringen wird. 

Weiterhin mäßig bleibt aber das Steueraufkom­
men. Nach den vorläufigen Ergebnissen ist mit 
einem Zurückbleiben des Steueraufkommens ge­
genüber den Erwartungen in der Größenordung 
von 13 Milliarden Schilling zu rechnen . 

Die 5,2prozentige Steigerungsrate, die in den 
ersten acht Monaten des Jahres bei den Steuerein­
nahmen festzustellen war, ist vor allem eine Folge 
der geänderten Steuervorauszahlungstermine. 
Wenn Sie so wollen, kann man sagen, daß sich der 
Finanzminister das Geld bei den Steuerzahlern 
geborgt hat. 

Bemerkenswert ist jedenfalls, daß das Lohn­
steueraufkommen um 5 Prozent geringer ist, als 
erwartet wurde. Auch das Umsatzsteueraufkom­
men hätte höher ausfallen müssen, als dies der 
Fall war. 

All dies läßt erwarten, daß der Abgang 1 994 
wesentlich höher ausfallen wird als die 80 budge­
tierten Milliarden Schilling. Diese 80 Milliarden 
Schilling sind aber, wie erwähnt, wieder der Aus­
gangspunkt, die Ausgangsbasis für die Prognosen 
der kommenden Jahre, wobei für 1 995 ein Defizit 
von 1 1 7,5, für 1 996 eines von 12 1 ,2 und für 1 997 
eines von 124,4 Milliarden Schilling prognosti­
ziert wird. 

Dabei bewegt sich der Anteil des Defizits zwi­
schen 4,8 und 5 Prozent. Das heißt, in keinem 

dieser Jahre wurde das vom Maastricht-Vertrag 
geforderte Konvergenzkriterium von 3 Prozent 
erfüllt. 

Der Abgang wird wesentlich höher liegen. 
Dazu kommt, daß die Prognose von der gegen­
wärtigen Rechtslage ausgeht und daher - als Bei­
spiel erwähnt - auch nicht jene Ausgaben ent­
hält, die auf den Staatshaushalt aus dem Titel EU­
Beitritt zukommen. Ich möchte mich hier nicht 
auf einen konkreten Betrag festlegen - die Grö­
ßenordnung wird in etwa 30 Milliarden Schilling 
sein. 

Natürlich kann man argumentieren, daß die zu 
erwartende Konjunkturbelebung zu einer Reduk­
tion des Abganges beitragen wird . Es ist aber eine 
durchaus offene Frage, ob dies allein ausreicht, 
um eben jenes erwähnte Konvergenzkriterium 
nach Maastricht zu erreichen. 

Hier muß auch ein Wort zu der immer wieder 
aufgestellten Behauptung gesagt werden, daß die 
Explosion des Defizits im vergangenen Jahr und 
auch im heurigen Jahr wahrscheinlich eine Folge 
des Konjunktureinbruches ist, das heißt, zur Re­
zessionsbekämpfung notwendig gewesen war. Ich 
darf hier einen unabhängigen "Zeugen" zitieren, 
nämlich den Prüfungsbericht über die Wirt­
schaftspolitik der OECD 1993/94, in dem es 
heißt: So ist doch festzustellen, daß der Konsoli­
dierungsprozeß schon vor Beginn der gegenwärti­
gen ,  vom Beobachtungszeitraum her gesehenen 
Rezession ins Stocken geraten war. 

Diese aus den Fugen geratene Budgetpolitik 
schlägt bereits durch und führt dazu, daß zum 
Beispiel in der alljährlich erscheinenden und 
kürzlich veröffentlichten Studie des World Eco­
nomic Forum Österreich vom siebenten Platz der 
Liste jener Staaten, über deren Wirtschaftspolitik 
dort befunden wird, auf den zwölften Platz zu­
rückgereiht wurde. 

Selbstverständlich hat diese Entwicklung auch 
Konsequenzen für die Staatsverschuldung. Auch 
die Staatsverschuldung ist ein Kriterium nach 
dem Maastricht-Vertrag, nämlich der Anteil der 
Staatsverschuldung am Bruttoinlandsprodukt.  

Professor Frisch hat als Vorsitzender des 
Staatsschuldenausschusses vor und auch anläßlich 
der Präsentation des Staatsschuldenberichts sei­
ner Besorgnis Ausdruck verliehen, daß auch die­
ses Konvergenzkriterium von Maastricht mit 
60 Prozent Anteil der Staatsverschuldung - und 
die geht weiter als nur die Verschuldung des Zen­
tralstaates, des Bundesstaates - nicht erfüllt 
wird. 

Wenn man sich die Entwicklung der weiteren 
Defizite laut Prognosen vor Augen hält, erkennt 
man, daß im Augenblick jedenfalls keine Chance 
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besteht, von dieser Zahl wegzukommen, diese zu 
reduzieren. 

Ich könnte hier weiters das Arbeitsüberein­
kommen dieser Bundesregierung für die im Aus­
laufen befindliche Legislaturperiode genüßlich 
zitieren, anführen, was sich die Bundesregierung 
alles vorgenommen hat , und analysieren, was sie 
tatsächlich realisiert hat. - Ich erspare es mir, 
weil ich nicht in offenen Wunden stochern möch­
te. 

Die Bevölkerung, der Wähler hat ein Recht 
darauf, noch vor der Wahl, das heißt jetzt, zu er­
fahren, was auf ihn aus dem Titel Budgetkonsoli­
dierung zukommt, welche neuen Belastungen, 
welche Steuer- oder Abgabenerhöhungen ihn 
nach der Wahl erwarten beziehungsweise welche 
Konsequenzen sich für ihn aus notwendigen Aus­
gabenkürzu,ngen ergeben. 

Nach den Erklärungen des Bundeskanzlers und 
auch des Vize kanzlers ist nicht daran gedacht, 
nach der Nationalratswahl die Regierungsmann­
schaft zu ändern, und zumindest die Sozialdemo­
kratische Partei hat die feste Absicht bekundet, 
sich - in welcher Form auch immer - an der 
Regierung zu beteiligen. 

Ich frage Sie daher als bisherigen und, wie ge­
sagt, auch zukünftigen Finanzminister (Beifall 
und Heiterkeit bei der SPÖ) und hoffe, daß Sie 
kompetent darüber Auskunft geben können, wel­
che Sanierungspläne bestehen. Streuen Sie dem 
Wähler nicht Sand in die Augen, sondern bringen 
Sie den Mut auf, schon heute zu sagen, wie Sie 
das Budget sanieren wollen und welche Maßnah­
men Sie treffen werden, damit sich Österreich 
nach dem vollzogenen Beitritt zur E U  nicht 
plötzlich im äußeren Kreis von Staaten befindet, 
mit deren Wirtschaftspolitik wir uns nicht unbe­
dingt messen wollen. - Danke. (Beifall bei der 
FPO.) 15.47 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zur Be­
antwortung erteile ich Herrn Bundesminister für 
Finanzen das Wort. - Bitte, Herr Bundesmini­
ster. 

1 5.47 
Bundesminister für Finanzen Dkfm. Ferdinand 

Lacina: Sehr verehrter Herr Präsident! Hoher 
Bundesrat! In Beantwortung der dringlichen An­
frage der Abgeordneten Dr. Kapral, Dr. Harring, 
Dr. Rockenschaub und Kollegen erlaube ich mir 
einleitend festzuhalten, daß ich mich herzlich für 
die Unterstützung des Herrn Dr. Kapral bedan­
ken möchte. Er blickt offenbar mit großem Opti­
mismus in die Zukunft, und ich wünsche ihm, 
daß seine Erwartungen auch in Erfüllung gehen. 

Wie ich bereits anläßlich einer Beantwortung 
einer dringlichen Anfrage der F reiheitlichen Par­
tei vom 25. Mai dieses Jahres im Nationalrat aus-

geführt habe, zeigt sich bei Betrachtung der Bun­
desvoranschläge, die unter meiner Federführung 
erarbeitet wurden, im Vergleich mit dem Vollzug 
folgendes Ergebnis. Ich darf jetzt als erste Zahl 
jeweils den Bundesvoranschlag, dann den Erfolg 
und dann den jeweiligen Unterschied nennen. 

1987: Bundesvoranschlag: 74,6 Milliarden, Er­
folg: 69,8, Unterschied: minus 4,8; 

1 988: Bundesvoranschlag: 7 1 , 1  Mil liarden, Er­
folg: 66,5, Unterschied : minus 4,6; 

1 989: Bundesvoranschlag: 66, 1 Milliarden, Er­
folg: 62,7, Unterschied: minus 3,4; 

1 990: Bundesvoranschlag: 66,3 Milliarden, Er­
folg: 62,9, Unterschied : minus 3,4; 

1 991 :  Bundesvoranschlag: 63,3 Milliarden, Er­
folg: 62,7, Unterschied : minus 0,6; 

Das waren jeweils Unterschreitungen. 

1 992: Bundesvoranschlag: 63, 1  Milliarden, Er­
folg: 66,4, Unterschied: plus 3,3; - Die in der 
Anfragebegründung genannte Zahl,  die darunter 
liegt, ist nicht richtig. 

1 993: Bundesvoranschlag: 64, 1 Milliarden, Er­
folg: 98 ,2, Unterschied: plus 34, 1 .  

Aus dieser Zahlenreihe geht klar hervor, daß in 
al l  diesen Jahren mit großer Budgetdisziplin auch 
eine Einhaltung des Vollzuges erreicht wurde, 
mit Ausnahme des Jahres 1 993, das einen uner­
wartet schweren wirtschaftlichen Rückschlag ge­
bracht hat, der mit gegensteuernden Maßnahmen 
sowie mit Wirken der automatischen Stabilisato­
ren beantwortet wurde. 

Diese Maßnahmen haben 1 993 eine schwere 
Rezession verhindert und gemeinsam mit der 
Steuerreform die Auftriebskräfte für 1 994 ge­
stärkt, wie den nach oben revidierten Prognosen 
der Wirtschaftsforscher zu entnehmen ist. 

Es ist aber offensichtlich so, daß auch umfang­
reiche Anfragebeantwortungen aus der Vergan­
genheit von der Partei der Anfragestel ler nicht 
zur Kenntnis genommen werden und daher auch 
diesmal wieder von - ich zitiere - "immer wie­
derkehrenden Fehleinschätzungen" die Rede ist. 

Der Bundesrat ist zwar, was ich gerne zugeste­
he, mit der Budgeterstellung nicht direkt befaßt, 
inzwischen ist es aber Allgemeingut, daß die Steu­
erschätzungen des Budgets auf der Prognose des 
Wirtschaftsforschungsinstituts beruhen und die 
Abweichungen im Jahr 1 993 im wesentlichen auf 
den von den Wirtschaftsforschern nicht erwarte­
ten Konjunktureinbruch zurückzuführen sind. 

Die im wesentlichen konjunkturelle Ursache 
für die Abweichung gegenüber dem Voranschlag 
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legt auch den Schluß nahe, daß durch eine mit 
dementsprechenden wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen erzielte Belebung der Wirtschaft auch 
die Situation des Bundeshaushaltes wesentlich 
verbessert wird. 

Es bleibt den Anfragestellern im übrigen vor­
behalten, den OECD-Wirtschaftsbericht so ein­
seitig zu zitieren, daß dies ihren Zielsetzungen 
entgegenkommt. Sie übersehen aber eines, näm­
lich daß dieser OECD-Wirtschaftsbericht, der zi­
tierte, in der Zusammenfassung feststellt: 

"Dafür, daß sich die außenwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen verschlechterten, verlief die 
wirtschaftliche Entwicklung in Österreich 1 993 
trotz einiger Anzeichen der Schwäche recht gün­
stig . . . .  

Dieses relativ günstige Bild läßt sich teilweise 
mit der insgesamt stabilen Beschäftigungssitua­
tion erklären, kann aber vielleicht auch den posi­
tiven Auswirkungen eines glaubwürdigen makro­
ökonomischen Policy-Mix zugeschrieben wer­
den." Und zu dem zählt zweifellos auch die Bud­
getpolitik. 

Keinesfalls geringgeschätzt werden sollte -
und ich tue das auch nicht - der Hinweis der 
OECD auf die Notwendigkeit einer weiteren 
Budgetkonsolidierung. Wenn sich die Anfrage­
steller aber schon die Mühe machen, die Autorität 
der OE CD zu bemühen, dann möchte ich Sie 
doch auf die von dieser Organisation veröffent­
l ichten aktuellen Daten hinweisen, die auch eine 
Prognose für 1995 enthalten. Dananch ist Öster­
reich sowohl hinsichtlich der Höhe seiner Finanz­
schulden als auch was deren Anstieg betrifft unter 
jenen Ländern eingereiht, die die beste Entwick­
lung in einem 10-Jahres-Zeitraum aufweisen wer­
den. Für 1 995, Herr Dr. Kapral, prognostiziert 
die OE CD für die öffentliche Hand eine F inanz­
schuldenquote von 59, 1 Prozent. - Das ist die 
jüngste OECD-Prognose. - Nur jeweils drei 
OECD-Staaten können sich eine noch günstigere 
Entwicklung zugute halten. - Ich glaube, daß das 
kein schlechtes Ergebnis ist. 

Damit ergibt sich auch eine objektive und 
glaubwürdige Antwort auf die Frage der Budget­
entwicklung für das Jahr 1995 . Wenn die Anfra­
gesteller meine Einschätzung hören wollen, dann 
kann ich ihnen mit dieser zweifellos unverdächti­
gen Prognose der OE CD antworten. 

Zum Zusammenhang zwischen dem Budgetde­
fizit und dem Beitritt Österreichs zur Europäi­
schen Union halte ich fest, was ich bereits mehr­
mals öffentlich gesagt habe, nämlich daß vorerst 
zweifellos die Privaten, das heißt Unternehmen 
und Konsumenten, am meisten vom Beitritt zur 
EU profitieren und daß die öffentlichen Haushal-

te die Vorteile erst in der Folge zu spüren bekom­
men werden. 

Hätte ich das Recht zur Rückfrage, Herr Vor­
sitzender, das ich mir allerdings nicht anmaßen 
will , wäre die Frage an den Erstanfragesteller zu 
richten, welche Alternative er eigentlich empfeh­
len würde - etwa den Nicht-Beitritt oder stärke­
re Belastungen von Konsumenten und Investoren 
zum gegebenen Zeitpunkt? Allerdings müßte er 
auf eine solche Frage nur dann Antwort geben, 
wenn er noch in der Rolle des Experten tätig 
wäre, die er offenbar mit der Übernahme eines 
politischen Mandats nicht so ohne weiteres für 
vereinbar hält. 

Die Fragen im einzelnen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, erlaube ich mir wie folgt zu 
beantworten: 

Zu Frage 1 :  

Einleitend möchte ich richtigstelIen, daß das 
Defizit im Bundeshaushalt für 1994 nicht mit 
79,4 Mill iarden Schilling veranschlagt ist, son­
dern mit 80,7 Milliarden Schilling. 

Darüber hinaus schließe ich aus, daß aufgrund 
der Entwicklung der Steuereinnahmen eine Defi­
ziterhöhung um 20 Milliarden Schill ing eintritt, 
wie Sie dies prognostizieren. - Im übrigen war 
jetzt bei der Begründung von 13  Milliarden die 
Rede. Auch das ist auszuschließen . - Aufgrund 
der konjunkturellen Belebung, die nicht zuletzt 
aufgrund der erfolgreichen Maßnahmen der Bun­
desregierung zur Rezessionsbekämpfung früher 
und stärker eingetreten ist, als dies zu erwarten 
war, ist davon auszugehen, daß das veranschlagte 
Defizit auch im Vollzug hält. 

Zu Frage 2: 

Bis jetzt sind Privatisierungserlöse von rund 
350 Milliarden Schilling realisiert worden, und 
zwar im Bereich der Bankenbeteiligungen des 
Bundes. Für den Verkauf weiterer Anteile im 
Bankenbereich, beim Flughafen Wien und bei 
den Illwerken sind entsprechende Vorbereitun­
gen getroffen. 

Zu Frage 3: 

Bei der Erstellung des Bundesvoranschlages 
1 994, die zu einem Zeitpunkt erfolgte, als noch 
nicht einmal die Verhandlungen mit der Euro­
päischen Union über den Beitrittsvertrag abge­
schlossen waren, konnten selbstverständlich keine 
Vorsorgen für allfäl lige, mit einem EU-Beitritt 
zusammenhängende Ausgaben getroffen werden. 
Es ist jedoch damit zu rechnen, daß ohnehin nur 
geringfügige Liquiditätswirkungen bereits 1 994 
eintreten könnten; die entsprechenden gesetzli­
chen Grundlagen wird der Nationalrat zu schaf­
fen haben. 
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Zu Frage 4: 

Die Kostenteilung von 60 Prozent zu 40 Pro­
zent wurde im Europa-Abkommen der beiden 
Regierungsparteien für die von Österreich aufzu­
bringenden Agrarförderungen vorgesehen. Füh­
rende Vertreter der Länder und Gemeinden wa­
ren in diese Verhandlungen eingebunden. Ich 
habe keinen Grund, an Pakttreue und Paktfähig­
keit dieser Verhandlungsteilnehmer zu zweifeln. 

Es wurde vereinbart, die Details im Rahmen 
der kommenden Finanzausgleichsverhandlungen 
festzulegen. Diese werden auf der Basis des Be­
schlusses der Landeshauptleute und der Landesfi­
nanzreferenten aus dem Jahr 1989 geführt wer­
den, wonach finanzielle Belastungen und finan­
zielle Erträge, die sich aus der Europäischen Inte­
gration für die Gebietskörperschaften ergeben, so 
auszugleichen sind, daß die relativen Anteile der 
Gebietskörperschaften am Abgabenertrag unver­
ändert bleiben. 

Zu den Fragen 5 und 6: 

Wie bereits in vielen parlamentarischen Anfra­
gebeantwortungen ausgeführt, beruht die Erstel­
lung der Budgetprognose auf einer gegebenen 
Rechtslage und den Erwartungen der jeweiligen 
Ministerien und ist daher nicht als Datum für die 
tatsächliche Budgetentwicklung brauchbar. Aus 
dieser Tatsache hat der Nationalrat den Schluß 
gezogen,  noch vor der Sommerpause das Bundes­
haushaltsrecht im Sinne der Erstellung eines 
mehrjährigen Budgetprogrammes zu ändern . 

Besonders vermessen wäre es, dem Wählerwil­
len vorzugreifen und eine künftige Bundesregie­
rung durch einen amtierenden Finanzminister zu 
präjudizieren - auch wenn ihm die Vertreter der 
Opposition ein langes Leben wünschen. So ist die 
Frage über die tatsächliche Budgetentwicklung 
im Jahre 1995 schon allein deshalb unangebracht, 
weil keine Angaben über den Vollzug gemacht 
werden können, wenn noch nicht einmal der Ent­
wurf eines entsprechenden Gesetzes vorhanden 
ist. Wenn Sie jedoch meine persönlichen Zielset­
zungen erfahren wollen, so berichte ich Ihnen 
gerne, daß ich der Auffassung b in ,  daß eine 
schrittweise Konsolidierung des Bundeshaushal­
tes dem Gegensteuern des vergangenen Jahres zu 
folgen hat. 

Zu Frage 7: 

Es sind weder Steuer- noch Abgabenerhöhun­
gen geplant. Was in diesem Bereich vorgesehen 
ist, wurde bereits vor dem Sommer vom österrei­
chischen Parlament beschlossen. Es kann sich je­
der daran orientieren. Steuerreformatorische 
Maßnahmen oder Änderungen der Struktur der 
Abgaben haben unter meiner Verantwortung im­
mer nur zu Senkungen und n ie zur Erhöhung der 

Abgabenquote geführt. Ich habe nicht vor, diesen 
erfolgreichen Weg zu verlassen. 

Die Einsparungen haben alle Ausgabenberei­
che zu betreffen, wobei allerdings auf die beson­
deren Erfordernisse der Bildungs-, Sozial- und Si­
cherheitspolitik Bedacht zu nehmen sein wird. 

Zu Frage 8 :  

Österreich gehört zu  jenen Ländern, die den 
Konvergenzkriterien der Europäischen Union am 
nächsten kommen, und ich sehe keine grundsätz­
lichen Schwierigkeiten, zum gegebenen Zeit­
punkt die Maastricht-Anforderungen zu erfüllen. 
Dies wird möglich sein, ohne das Sozialsystem in 
Frage zu stellen und mit einer der geringsten Ar­
beitslosenraten in Weste uropa. 

Zu Frage 9: 

Zunächst ist festzuhalten, daß dem Bundesmi­
nisterium für Finanzen hinsichtlich der Bereiche 
Pyhrn, AM AG und Weinmarketing keine unmit­
telbare Ressortzuständigkeit zukommt. Eine 
Überprüfung etwaiger Schadenersatzansprüche 
beziehungsweise die diesbezügliche Beauftragung 
der Finanzprokuratur ist aber durch das sachlich 
zuständige Bundesministerium vorzunehmen. 

Ich darf darauf hinweisen - weil es hier immer 
wieder Mißverständnisse gibt - ,  daß die Finanz­
prokuratur wohl disziplinär und organisatorisch 
dem Finanzministerium untersteht, daß aber die 
sachliche Zuständigkeit beim jeweils sachlich zu­
ständigen Bundesministerium liegt. 

Ich habe allerdings, soweit das aus den vorlie­
genden Rechnungshofberichten ableitbar war und 
vom Rechnungshof auch empfohlen wird, den 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei­
ten bereits mehrmals ersucht, die Finanzprokura­
tur im Zusammenhang mit etwaigen Schadener­
satzansprüchen insbesondere gegen die Bauauf­
sicht führenden Bundesländer einzuschalten, 
worüber auch dem Bundesrat zu berichten ist. 

Hinsichtlich der in die Zuständigkeit des Bun­
desministeriums für F inanzen fallenden DDSG 
hat hingegen der Rechnungshof von bestimmten 
Personen unmittelbar zu übernehmende Verant­
wortungen für wirtschaftliche Mißerfolge bei ge­
troffenen unternehmerischen Entscheidungen 
nicht direkt festgestellt und daher auch n icht die 
Geltendmachung von bestimmten Schadenersatz­
ansprüchen empfohlen. 

Im übrigen setzt eine derartige Geltendma­
chung den Eintritt eines konkreten und nachweis­
baren Schadens voraus. Nicht darunter zu verste­
hen sind jedenfalls die aus der Betriebsführung 
eines strukturell defizitären Verkehrsunterneh­
mens entstehenden jährlichen Verluste bezie­
hungsweise Verluste, die aufgrund der Konfliktsi-
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tuation in Donauanrainerstaaten entstanden sind, 
oder solche, die sich aus einer leider noch immer 
festzustellenden mangelnden Kooperationsbereit­
schaft österreichiseher Bundesländer in der Per­
sonenschiffahrt ergeben. 

Ich darf sehr herzlich für die Aufmerksamkeit 
danken, Herr Vorsitzender! - Danke schön. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten der 
ÖVP.) 16.00 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen nun in die Debatte ein. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß gemäß § 6 1  
Abs. 7 der Geschäftsordnung die Redezeit eines 
jeden Bundesrates mit 20 Minuten begrenzt ist. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr. 
Rockenschaub. - Bitte, Herr Bundesrat. 

16.01 

Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub (FPÖ, 
Oberösterreich): Sehr geehrte Damen und Her­
ren ! Hohes Haus! Herr Präsident! Herr Bundes­
minister! Ich glaube, dem unwahren Ganzen muß 
man auch die ganze Wahrheit entgegenhalten. 

Herr Bundesminister! Ihr ständiger Vergleich 
mit anderen Ländern beeindruckt mich und auch 
meine Kollegen nicht allzu sehr, denn davon, daß 
Österreich immer vorne dabei war, dabei ist und 
auch in Zukunft dabei sein sollte, dürfen wir mit 
Verlaub alle ausgehen. (Bundesrat Mag. B ö s c h: 
Das war nicht immer so! Davon gehen Sie immer 
aus!) 

Eine der zentralen Fragen unserer dringlichen 
Anfrage ist die Frage sechs, die sich mit der Bud­
getvorschau für 1995 beziehungsweise mit den 
geplanten Maßnahmen beschäftigt. Sicherlich, 
Herr Bundesminister, haben Sie recht, wenn Sie 
sagen, Sie können nicht die nächste Regierung 
präjudizieren. - Keine Frage. Ich möchte aber 
schon anmerken, daß wir uns von Ihnen einen 
persönlichen Plan und mehr persönliche Konzep­
te erwartet hätten. Sie haben die Frage mit  ein 
paar Worten abgetan, und zwar: Sie suchen die 
schrittweise Konsolidierung. Dazu kann man nur 
sagen: No na, was denn sonst? Es tut mir leid, und 
es ist schade, daß Sie hier nicht mehr aus sich 
herausgegangen sind. Das hätte uns interessiert, 
weil wir selbstverständlich davon ausgehen, daß 
Sie auch in der nächsten Bundesregierung Fi­
nanzminister sein werden. - Busek macht 's mög­
lich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vranitzky und Busek - jetzt komme ich zur 
ganzen Wahrheit - haben ja 1 990 folgendes ver­
sprochen, meine Damen und Herren: Defizitre­
duzierung und Entlastung für den Bürger. Was 
haben wir heute? - Es ist nicht bestreitbar, wir 
haben das Jahr der Rekorde! Wir haben einen 
Defizitrekord, wir haben einen Abgabenrekord, 

einen Schuldenrekord und einen Höchststand an 
öffentlichen Preisen und Gebühren. 

Auch die Gesamtabgabenquote, Herr Bundes­
minister, ist nun einmal, seit Ihre Partei den Ton 
in der Regierung angibt, von 35 Prozent auf 
43,5 Prozent gestiegen. Das läßt sich nicht weg­
diskutieren. Deswegen hat ja auch die ÖVP völlig 
zu Recht im November 1 993 in einer ORF-Be­
langsendung so treffend gemeint: Gebt den Bür­
gern das Geld zurück, der Staat geht uns au! die 
Nerven. Damals waren die Kollegen von der OVP 
noch etwas mutiger als jetzt. Im Wahlkampf höre 
ich leider zu diesen wichtigen Themen n ichts 
mehr. - Busek macht's möglich! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Zur Il lustration, geschätzte Kollegen: Über 
70 Mill iarden Schilling gibt allein der Bund für 
Zinsen aus - eine an sich unvorstellbare Zahl.  
Aber ich möchte zwei, drei Vergleiche dazu an­
stellen, um das Vorstellungsvermögen zu erleich­
tern. Diese 70 Milliarden sind das Fünffache je­
nes Betrages, den wir für Arbeitslosenunterstüt­
zung ausgeben. Das liegt um mehr als 40 Prozent 
über jenen Betrag, den wir insgesamt für Fami­
lienförderung ausgeben. Und es ist um einiges 
mehr, als die Bundesmittel für die Absicherung 
des Pensionssystems betragen. 

Zusammenfassend bleibt nur die Feststellung, 
daß ein Vierteljahrhundert sozialdemokratischer 
Schuldenpolitik den Handlungsspielraum leider 
ziemlich vernichtet hat. 

Diese Defizite müssen wir feststellen, obwohl 
sich die öffentliche Hand sehr flott und zügig als 
Preistreiber gebärdet hat. Meine Damen und Her­
ren !  Von 1986 bis 1993 erhöhte sich der allgemei­
ne Verbraucherpreisindex von 100 auf 1 22 Pro­
zent; das heißt, 22 Prozent Erhöhung in diesem 
Zeitraum. 

Nun einige Beispiele dafür, wie die öffentliche 
Hand bepreist hat: Bahntarife: 40 Prozent, Porto­
kosten: 40 Prozent, Wassergebühren: 53 Prozent, 
Müll- und Kanalgebühren zwischen 45 und 
70 Prozent, Spitalskosten: 99 Prozent. In diesen 
Zahlen ist die Preislawine, die uns Anfang 1 994 
überrollt hat und die ja mit Krokodilstränen von 
den Präsidenten der Sozialpartnerschaft beklagt 
wurde, noch gar nicht eingerechnet, das kommt 
noch dazu. 

Kennen Sie den Unterschied - das wird jetzt 
vielleicht die ÖVP belustigen - zwischen Vra­
nitzky und einer Telefonzelle? Wer hat ihn schon 
gehört? Viele wahrscheinlich noch nicht. In einer 
Telefonzelle wird zuerst bezahlt, sonst kann man 
nicht wählen, und dann wird gewählt. Vranitzky 
will gewählt werden, und dann wird vom Bürger 
bezahlt, und zwar ganz kräftig. Und darauf, glau­
be ich, müssen wir uns einstellen. Wir lassen uns 
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keinen Sand in die Augen streuen, wie mein Kol­
lege Kapral bereits gesagt hat. 

Die freiheitliche Opposition vermißt konkrete 
Aussagen der Regierungsparteien zur Budgetsa­
nierung. Keine Steuererhöhungen heißt es. Ja wer 
glaubt denn das noch ,  meine Damen und Herren? 
- Wir glauben es nicht, und ich glaube, ein 
Großteil der Bevölkerung glaubt es auch nicht 
mehr, man muß mit Steuer- und Abgabenerhö­
hungen rechnen. 

Im Regierungslager geht es mit Vorschlägen al­
ler Art drunter und drüber, das ist in den Medien 
der letzten Wochen und Monate nachzulesen. Die 
Regierung ließ die Chancen auf eine nachhaltige 
Budgetsanierung während der guten Konjunktur­
phase vielfach ungenutzt. Stichworte wie Privati­
sierung wurden aus ideologischen Gründen ver­
schleppt, h intangehalten, Chancen über Chancen 
wurden zu wenig ausgenutzt - das sagt nicht nur 
die FPÖ, das sagen auch zahlreiche parteiunab­
hängige Experten. 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitlichen 
fordern einen rigorosen Sparkurs, entscheidende 
Änderungen im Verwaltungsaufwand der öffent­
lichen Hand. Stichwort: 28 Sozialversicherungs­
institute. Wir fordern endlich eine zügige Privati­
sierung und einen ernsthaften Abbau von Sub­
ventionen; also jedenfalls einen deutlichen Kurs­
wechsel in der Finanzpolitik zum Wohle dieses 
Landes. (BeifaLL bei der FPÖ.) 1 6.08 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Ellmauer. - Bitte. 

1 6.08 

Bundesrat Matthias Ellmauer (ÖVP, Ober­
österreich):  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister !  Hoher Bundesrat! Eingangs stel­
le ich zur dringlichen Anfrage der Freiheitlichen 
Partei fest, daß es der österreichischen Bundesre­
gierung durch ihre antizyklische Budget- und 
Steuerpolitik in den vergangenen Jahren besser 
gelungen ist, die Tiefe der wirtschaftlichen Rezes­
sion zu entschärfen, als vielen anderen Regierun­
gen unserer Nachbarstaaten. 

Unsere Volkswirtschaft hat somit für den nun­
mehr bereits seit Monaten feststellbaren wirt­
schaftlichen Aufschwung bessere Startbedingun­
gen als unsere Nachbarn. Dieser unser Vorteil ist 
nun konsequent zu nützen und durch entspre­
chende budgetäre und fiskalpolitische Maßnah­
men zu verstärken. Aus meiner Sicht erfordert 
dies neue Weichenstellungen in verschiedenen 
Bereichen, zum Beispiel im Bereich der Bildungs­
und Qualifizierungspolitik. Ich stelle mir neue 
Schwerpunkte in der österreich ischen Budget­
und Steuerpolitik vor, eine Entbürokratisierung 
in allen wirtschafts- und bürgertangierenden 

Rechtsbereichen. Überholt gewordene Bestim­
mungen sind gänzlich zu streichen. 

Der positive Ausgang der Volksabstimmung 
zur Europäischen Union zeigt bereits spürbar po­
sitive Auswirkungen auf die österreichische Wirt­
schaftsentwickl ung. 

Die Prognosen der Wirtschaftsforscher wurden 
in den letzten Monaten laufend nach oben revi­
diert, sodaß wir zurzeit mit einem Wachstum für 
1 994 in der Höhe von zirka 2,5 Prozent rechnen 
dürfen. 

Die Beschäftigungsentwicklung hat sich gebes­
sert und wieder positive Zuwachsraten erreicht, 
sodaß man feststellen kann, daß sich die letzte 
Steuerreform auf den Wirtschaftsstandort Öster­
reich positiv ausgewirkt hat und daß d ies das kla­
re EU-Votum des österreichischen Volkes noch 
wesentlich verstärkt hat. (BeifaLL bei der Ö VP.) 

Diese These habe ich bereits vor einigen Mona­
ten h ier im Hohen Haus vertreten. Sie hat sich 
nunmehr voll bestätigt. 

Es gilt aber vor allem den einsetzenden Wirt­
schaftsaufschwung, Herr Bundesminister, für den 
Gestaltungsspielraum im Budget voll  zu nützen, 
Impulse zu setzen, um damit die größtmöglichen 
Chancen im Einkommens- und Arbeitsplatzbe­
reich im Zuge der Integration in die Europäische 
Union zu erreichen. Hiefür ist eine mittelfristige 
Budgetprogrammplanung erforderlich, deren 
Ziel die systematische Einbremsung des Staats­
schuldenwachstums sein muß - die Defizite soll­
ten auf unter 3 Prozent, besser noch auf unter 
2,5 Prozent zurückgeführt werden - ,  um so auch 
in diesem Bereich den von der Europäischen 
Union, von Maastricht geforderten Konvergenz­
kriterien zu entsprechen. (Vizepräsident Dr. 
S c h a m  b e c k  übernimmt den Vorsitz.) 

Dies erfordert eine aktive Spar- und Moderni­
sierungsstrategie, vor allem im öffentlichen Be­
reich. Durch Schwerpunktsetzung soll mit weni­
ger Geld mehr erreicht werden. Ich denke hier 
insbesondere an die Österreichische Bundesbahn, 
an die Post, aber auch an den Transferbereich. 
Hier ist d ie Treffsicherheit der sozialen Leistun -
gen zu hinterfragen, mit dem Ziel, unsoziale Bei­
tragserhöhungen zu vermeiden. (Beifall bei der 
Ö VP.) 

Zur Absicherung des Steuerentlastungskurses 
und nebenbei zur Vermeidung kurzfristiger -
Herr Bundesminister, ich betone: kurzfristiger -
Defizitsteigerungen sind Privatisierungsmöglich­
keiten in allen Bereichen zu nützen. Überall dort, 
wo die Privatwirtschaft seit Jahrzehnten bewiesen 
hat, daß sie effizienter und kostengünstiger wirt­
schaften kann, soll sich der Staat zurückziehen. 
(Beifall bei Ö VP und FPÖ.) 
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Ich nenne als Beispiel die Privatisierung der 
verstaatlichten Banken, wobei nicht nur die CA 
über die 50 Prozent-Marke hinaus privatisiert 
werden soll, sondern auch die Bank Austria. Bei 
dieser sollen jedoch nicht nur die Bundesanteile 
privatisiert werden, sondern auch jene Anteile, 
die im Eigentum der Landeshauptstadt bezie­
hungsweise des Landes Wien, unserer Bundes­
hauptstadt, stehen. (Bundesrat Mag. L a n  g e r: 
Die darf nicht einmal der Rechnungshof prüfen.' -
Bundesrat Mag. B ö s  c h: Wie halten Sie es mit 
anderen Bundesländern, Herr Kollege? Geht es 
nur um Wien?) Ebenso ist im Bereich der ÖIAG 
die Privatisierung konsequent fortzusetzen. Herr 
Kollege! Sie haben nicht zugehört, ich habe nur 
Beispiele aufgezählt, das gilt selbstverständlich 
auch für andere Bundesländer. (Bundesrat Mag. 
B ö s  c h: Das ist die Frage!) Ich habe Beispiele 
aufgezählt, nicht taxativ. 

Im Bereich der Steuerpolitik hat sich der Steu­
erentlastungskurs bestens bewährt und stark zum 
Wirtschaftsaufschwung beigetragen. Für die 
nächsten Jahre ist daher der Steuerentlastungs­
kurs unbedingt, und insbesondere auch bei der 
nächsten Steuerreform, beizubehalten. Eine Ver­
schärfung der Steuerprogression vor allem im Be­
reich der mittleren Einkommen ist zu vermeiden. 
Auf keinen Fall darf die Steuerentlastung durch 
Beitragserhöhung bei Kranken- und Sozialversi­
cherung kompensiert werden. (Beifall bei Ö VP 
und FPÖ. ) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine 
verläßliche Budgetpolitik, eine offensive Steuer­
entlastungs- und Steuerreformpolitik und eine 
konsequente Entstaa.!lichung können wesentlich 
dazu beitragen, daß Osterreich seine wirtschaftli­
chen Chancen in der Europäischen Union nützen 
sowie seine Stellung in der Europäischen Union 
aus eigener Kraft sichern und verbessern kann. 
�ür diese politischen Zielsetzungen wird sich die 
OVP einsetzen und konsequent arbeiten. (Beifall 
bei der Ö VP.) 

Meine geschätzten Kol leginnen und Kollegen 
von der freiheitlichen Fraktion, insbesondere lie­
ber Herr Vorredner! Ich rufe Ihnen den Prozent­
satz des Budgetdefizites des Jahres 1 986 in Erin­
nerung. Er betrug 5 , 1  Prozent des Bruttoinlands­
produktes. Sie trugen damals Regierungsmitver­
antwortung, denn der Staatssekretär im 
Bundesministerium für Finanzen hieß damals 
Holger Bauer, der zurzeit noch Abgeordneter 
zum Nationalrat der FPÖ ist. Somit hat auch Ihre 
Fraktion Mitschuld an den Altlasten am Budget! 
(Heiterkeit bei der FPÖ.) Nunmehr tun Sie so, als 
wenn Sie der Mahner vor dem großen Unheil wä­
ren. 

Ich rufe Ihnen das sogenannte Haider-Papier in 
Erinnerung, das in den ersten Monaten dieses 
Jahres publik wurde und Forderungen enthält, 

die Ihr Bundesparteiobmann aufgestel lt hat. 
Wenn man sie überschlägt, dann sieht man, daß 
bei geringer Rechnung diese das Budget um 
40 Milliarden mehr belasten würden. Also die Se­
riosität Ihrer Anfragen ist auch mit der Seriosität 
Ihrer Forderungen zu vergleichen. 

Erst mit Eintritt der Österreichischen Volks­
partei in die Bundesregierung wurde der Budget­
konsolidierungskurs erfolgreich eingeschlagen. 
(Beifall bei der Ö VP.) 

Der Prozentsatz des Budgetdefizits im Verhält­
nis zum Bruttoinlandsprodukt betrug im Jahre 
1 992 3,3 Prozent. Durch die wirtschaftliche Si­
tuation im vergangenen Jahr mußte natürlich der 
Staat gegensteuern, und wie eingangs erwähnt hat 
diese antizyklische Budget- und Steuerpolitik 
Früchte getragen und nunmehr den Wirtschafts­
aufschwung in Österreich wesentlich begünstigt 
und uns auch gegenüber unseren Mitbewerbern 
bevorteilt. 

Unsere Gesinnungsgemeinschaft, die Österrei­
chische Volkspartei, wird den konsequenten Bud­
getkonsolidierungskurs auch in Zukunft einschla­
gen und einhalten, wenn - davon bin ich über­
zeu&t - am 9. Oktober das österreichische Volk 
die Osterreichische Volkspartei wieder mit Regie­
rungsverantwortung betrauen wird. - Danke 
schön. (Beifall bei der Ö VP.) 16 .18 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort ist weiters gemeldet Herr Bundesrat Dr. Pe­
ter Harring. Ich erteile es ihm. 

16.18 
Bundesrat Dr. Peter Harring (FPÖ, Kärnten): 

Sehr verehrter Herr Minister! Meine sehr verehr­
ten Damen! Meine sehr verehrten Herren! Ich bin 
einigermaßen erstaunt darüber, wie locker unser 
Bundesminister für Finanzen mit entscheidenden 
Fragen, von denen das Wohlergehen der Öster­
reicherinnen und Österreicher abhängt, umgeht. 

Die Beantwortung unserer Anfrage war eigent­
lich durch die Bank mit Schönfärberei zu um­
schreiben. Ich bin also wirklich sehr erstaunt, wie 
ruhig der Bundesminister zur Kenntnis nimmt 
oder zur Kenntnis genommen hat, daß der Bud­
getabgang 1 994 astronomische Höhen erreichen 
wird, daß die Budgetkonsolidierung nicht einmal 
ansatzweise geklappt hat; und es ist nicht einmal 
eine feste Absicht erkennbar, hier richtige Signale 
zu setzen. 

Bei der kurzen Lobrede des Herrn Kollegen 
Ellmauer über die Budgetpolitik hatte ich am Be­
ginn das Gefühl, daß die Österreichische Volks­
partei die Koalitionstreue mit totaler Konzeptlo­
sigkeit verwechselt. In der Folge ist aber etwas 
Hoffnung aufgekommen, als von neuen Schwer­
punkten in der Budgetpolitik die Rede war, auch 
zum Thema Privatisierung sind einige positive 
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Ansätze erkennbar gewesen. Das bestärkt mich in 
der Hoffnung, daß es in Zukunft in der Budget­
politik nicht so weitergeht wie bisher.  

Dr. Kapral hat heute darauf hingewiesen, daß 
es interessante Formulierungen im Regierungs­
übereinkommen des Jahres 1 990 gibt. Ich kann 
nicht darauf verzichten, einen Satz daraus zu zi­
tieren, der wörtlich heißt . . . (Bundesrat K 0 -
n e  c n y: Das ist d e r  kluge Satz in Ihrer Rede!) 
Okay, ich werde diesen einen klugen Satz zitie­
ren. Ich bin froh, daß Sie noch zu Wort kommen 
und sich quasi wieder als Oberlehrer aufspielen 
und uns dann sagen können, was gescheit und was 
weniger gescheit war. Ich �!n wirklich sehr froh 
darüber. (Beifall bei der FPO.) 

Ich zitiere trotzdem den Satz, der nämlich tat­
sächlich gescheit ist , und dessen Inhalt auch ge­
scheit ist, Herr Konecny! 

In Fortsetzung der Budgetkonsolidierung ist 
anzustreben, den Abgang im allgemeinen Haus­
halt bis zum Ende der Legislaturperiode auf 
2,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes zu sen­
ken. Tatsächlich wird die Neuverschuldung heuer 
4,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes errei­
chen. 

Wird das Rekorddefizit, das vor dem Sommer 
noch mit 1 00 Millionen beziffert wurde, nach 
dem Sommer also jetzt 1 10 Millionen erreichen? 
Wieviel es wirklich sein wird, weiß wahrschein­
l ich nur der Herr Finanzminister , und der wird es 
uns vielleicht heute noch sagen. 

Die Hauptverantwortung für die Budgetpolitik 
trägt überall auf der Welt der Herr Finanzmini­
ster. So ist es auch in Österreich. 

Man könnte auch über 1 995 das eine oder an­
dere sagen, das traut sich aber im Augenblick fast 
niemand aus den Reihen der Regierungsparteien.  
Beispielsweise hat der Wirtschaftsforscher Pro­
fessor Breuss vor einigen Monaten gemeint, das 
Budgetdefizit werde 1995 1 33 Milliarden errei­
chen. (Bundesrat P r ä  h a u  s e r: Irren kann sich 
auch ein Wissenschafter!) Das hat einen Sturm der 
Entrüstung ausgelöst, in deren Folge es zu Be­
richtigungen und Verniedlichungen kam. Von 
Professor Breuss haben wir seither nichts mehr 
gehört. Früher hat er viel publiz iert, jetzt ist er 
offensichtlich verstummt. (Bundesminister Dkfm. 
L a e i n  a: Anrufen!) 

Ich hoffe, daß, wenn schon der Herr Finanzmi­
nister so ruhig angesichts dieser Zahlen b leibt, 
Österreichs Sparerinnen und Sparer ebenso ruhig 
bleiben, denn die Sparer schaffen mit ihren Er­
sparnissen ja erst den Wohlstand für uns alle, des­
sen Basis die wirtschaftliche Entwicklung ist. Ob 
es der Bundesregierung tatsächlich gelingen wird, 
in den nächsten Jahren die Anonymität beim Spa-

ren zu erhalten, ist zwar zu hoffen, aber noch 
keineswegs sicher. 

Vielleicht kann man sich dabei am Beispiel von 
Luxemburg orientieren,  wo man das deutlich er­
kannt hat und massiv darum kämpft, daß man 
dieses sensible Thema mit größter Vorsicht be­
handelt. (Bundesminister Dkfm. L a  e i n  a: Dort 
gibt es keine Anonymität!) Die Europäische Union 
wäre sicher schlecht beraten, einen Liquiditätsab­
fluß in Länder außerhalb der Europäischen 
Union zu provozieren. 

Der Herr Finanzminister meldet sich dazu ja 
weniger oft zu Wort als Frau Präsidentin Schau­
mayer. Das ist ja auch bei der Budgetkonsolidie­
rung und gestern wieder so gewesen. Aber offen­
sichtlich hört man auch im Finanzministerium 
auf d ie Frau Präsidentin relativ wenig. 

Die immer wieder gebrauchte Ausrede, meine 
Damen und Herren, anderen OECD-Ländern 
gehe es nicht viel besser oder noch viel schlechter 
(Bundesrat Mag. B ö s  c h: Das haben Sie vor der 
EU-Abstimmung auch gesagt!), oder die Aussage 
von Herrn Bundesminister Lacina in Alpbach -
ich zitiere jetzt einen zweiten gescheiten Satz, 
Herr Konecny - ,  international gesehen ist die Fi­
nanzschuldenquote relativ niedrig und in den 
letzten Jahren nur moderat gewachsen, wie heute 
ja wiederholt worden ist, ist von Vorrednern im 
Zusammenhang mit den Konvergenzkriterien, 
die nicht erreicht worden sind, schon ganz deut­
lich relativiert worden. 

Äußerst interessant ist, Herr Bundesminister, 
Ihre heutige Meinung zur Auf teilung 60 zu 40 der 
Kosten gewesen. Sie haben gemeint, es gebe kei­
nen Grund anzunehmen, daß das in der Folge 
nicht eintreten wird, nicht stimmt. 

Bundesminister Fischler hat hier im Bundesrat 
ebenfalls gemeint, das sei schon alles ausgemacht. 
Als wir hinterfragt haben, wer mit wem, hat er 
gemeint, alles sei fix. In Wirklichkeit ist offen­
sichtlich noch nichts fix. 

Ich darf hier eine Anfrage unseres Klubob­
mannes im Kärntner Landtag zitieren, auf dessen 
Frage der Landeshauptmann von Kärnten, Zer­
natto, mitgeteilt hat, die Verhandlungen über die 
Auf teilung 60 zu 40 seien noch zu führen, aber 
Kärnten werde keinesfalls zustimmen. 

Ich habe keinen Anlaß, dies dem Landeshaupt­
mann von Kärnten nicht zu glauben. Wie wir hö­
ren, ist es in anderen Ländern auch nicht viel an­
ders. (Bundesrat P r ä  h a u  s e r: Sagen Sie das Ih­
rem Parteivorsitzenden, Ihre Meinung zum Kärnt­
ner Landeshauptmann!) Wieso? (Bundesrat 
S t r u t z e n  b e r g e r: Der glaubt ihm nichts 
mehr!) Herr Kollege ! Ich habe gesagt, ich bin 
diesmal geneigt, ihm zu glauben. (Bundesrat Mag. 
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B ö s  c h: Sie haben ja ein freies Mandat.') Der 
He.rr Landeshauptmann von Kärnten war ja in­
zWlsch.en so lernfähig, uns mitzuteilen, wir sollten 
unbedmgt auch gegen das vorher behandelte Ge­
setz stimmen. Er tat dies in persönlichen Briefen. 
Das heißt, er hat schon dazugelernt. 

Die 60 : 40-Aufteilung, die sicher nicht überall 
zustande kommen wird, macht auch die Gemein­
den von Tag zu Tag unruhiger. In Aussprachen 
des Gemeindebundes kam zum Ausdruck man 
hat wirklich große Sorge, daß die Belast�ngen 
letzten Endes an die Länder und dann über die 
Länder. an die Gemeinden weitergegeben werden .  
Das heißt, auch da bleibt es  wieder bei dem Kle in­
sten hängen. Es werden eben dann weniger Kanä­
le . und weniger Straßen gebaut, und es werden 
kel�e neuen Kindergartenplätze geschaffen. All 
das Ist Ausfluß  der verfehlten Budgetpolitik. 

�e�t st
.
eht jedenfalls, daß die derzeitige Finanz­

polItik mcht mehr in der bisherigen Form fortge­
setzt werden soll ,  weil tatsächlich Sorge besteht, 
errungenen Wohlstand und Stabilität zu gefähr­
den. 

Die Finanzierung der heute schon angespro­
chenen und bestimmt noch in der Diskussion an­
zusprechenden Pleiten, aber auch die Finanzie­
ru�g des E.u-Beitrittes wird ausgabenseitig leider 
keInesfalls In den Griff zu bekommen sein. Daher 
h�ben wir schon vor der EU-Abstimmung hier in 
diesem Haus Herrn Staatssekretär Dr. Ditz deut­
lich gefragt, welche Erhöhungen aufgrund des 
EU-Beitrittes bei Steuern, Abgaben und Gebüh­
n�n geplant sind. Damals hat er gesagt, keine, weil 
die Dynamik der Wirtschaftsentwicklung alles 
auffangen wird. Wir sind dem Herrn Bundesmini­
ster dankbar, daß er heute gesagt hat, es gibt kei­
ne Steuererhöhungen. Es wird auch sicher im 
Protokoll so nachzulesen sein. 

. M:in7 Damen und Herren !  Die Frage, ob das 
nchtlg Ist und was auf die Bürger wirklich zu­
k�mmt, wird eine der entscheidensten Fragen der 
nachsten Monate sein .  

Als Anpassung an den EWR - die verschleier­
ten Erhöhungen, die wir hier auch schon disku­
tiert haben, sind ja inzwischen schon Wirklichkeit 
-: wurde die Mineralölsteuer , die Tabaksteuer , 
die Straßenbenützungsabgabe und so weiter be­
zeichnet. Es gibt aber auch eine Reihe von Ge­
rüchten, die noch viel Schlimmeres befürchten 
lassen. Es gibt a�geblich Untersuchungen dahin 
gehend, was den Osterreichern noch alles zumut­
bar wäre. Ausgeschlossen ist vorerst nur - das 
hat auch der Herr Bundesminister persönlich ge­
sagt - ,  daß Kultur und Soziales höher belastet 
werden. 

Ausgeschlossen soll sein,  daß eine mögliche 
Vereinheitlichung des Mehrwertsteuersystems 

ohne Verschlechterung der Länder über die Büh­
ne gehen soll. 

Offen ist, ob die Schulbuchaktion, die Schüler­
freifahrten so bleiben, wie sie derzeit sind. 

Die Einführung der Maut bleibt nach wie vor 
ein Thema. 

Eine sehr bewegende Frage, weil sie jeden be­
trifft, ist die Frage der Sozialversicherungsbeiträ­
ge. Im vergangenen Jahr wurden die Sozialversi­
cherungsbeiträge erstmals in der Geschichte um 
über 2 000 S pro Jahr erhöht, und zwar auf 
36 000 S. Das würde bedeuten, daß wir 1 995 
schon 38 500 S oder wahrscheinlich 40 000 S als 
Bemessungsgrundlage haben, und wie Sie wissen 
gibt es ja da auch Pläne, Besserverdienende noch 
mehr zur Kasse zu bitten. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister für Finan­
zen: Was I:'assiert wirklich mit der Versteuerung 
der Abfertigung? Es soll  da fixe Pläne geben, den 
Steuersatz von 6 zumindest auf 20 Prozent zu er­
höhen oder überhaupt diese Bezüge als laufenden 
Bezug zu versteuern, so quasi als eine der weni­
gen noch vorhandenen stillen Reserven in der 
Budgetpolitik. Was passiert wirklich mit den 1 3 . 
und 1 4. Gehalt? Gibt es da eine Erhöhung der 
festen Steuersätze, oder wird der Gehalt auf einen 
Jahresbezug umgelegt und damit eine massive Er­
höhung für die Bürger erreicht? 

Was ist in der Arbeitslosenversicherung ge­
plant? Sollen die Beamten, die pragmatisierten 
Mitarbeiter in Banken, in Kammern in die Be­
rechnung des Arbeitslosenbeitrages einbezogen 
werden und so quasi ein Solidaritätsopfer erbrin­
gen als jene, die nicht arbeitslos werden können. 
Da hätten sie vielleicht sogar unsere Unterstüt­
zung. 

Fragen über Fragen an den Bundesminister für 
Finanzen. Der Grund dafür ist eine verfahrene 
Budgetsituation und die unklare Finanzierung 
des EU-Beitrittes. 

Wir hof.fen - im Interesse aller Österreicherin­
nen und Osterreicher - ,  daß Sie, Herr Bundes­
minister, diese Probleme in den nächsten Mona­
ten in den Griff bekommen werden. - Ich danke 
Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.) 16.28 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Herr Vize präsident 
Walter Strutzenberger. Ich erteile es ihm. 

/6.28 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 
Wien) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Herr Bundesrat! Meine Damen und Herren! Ge­
statten Sie mir zunächst eine Anmerkung: Im Ge­
gensatz zu !hrem Parteiführer , der bei seiner 
Rede gegen Osterreich wenigstens Ideen gebracht 
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hat, wie er die repräsentative Demokratie ab­
schaffen will, ist Ihre dringliche Anfrage hier im 
Bundesrat unverständlich. 

Was ist an der dringlichen Anfrage, die Sie heu­
te hier an den Finanzminister stellen, neu? - Die 
FPÖ hat bereits mehrmals im Nationalrat ähnli­
che dringliche Anfragen in der jetzt zu Ende ge­
henden Legislaturperiode, zum Teil identisch im 
Wortlaut, eingebracht. Sie hätten uns heute mit 
diesem müden Abklatsch Ihrer Nationalratsakti­
vitäten verschonen können. Herr Bundesrat Kap­
ral meinte - da pflichte ich ihm bei - beim vor­
hergegangenen Tagesordnungspunkt, der Bun­
desrat solle nicht dauernd zu einer Kopie der Na­
tionalratstätigkeit werden. Also ich frage mich, 
was dann diese Wiederholung der Nationalratsak­
tivitäten bedeuten soll .  Noch dazu hat der Finanz­
minister diese Ihre angeblich so dringlichen An­
fragen nicht nur in der Debatte im Nationalrat, 
sondern auch im Rahmen zahlreicher Aussagen 
in der Öffentlichkeit längst beantwortet. Ich glau­
be also, daß . . .  (Bundesrat Dr. T r e m  m e I: Be­
antwortet schon, aber zu wenig!) Ja, Ihnen ist al­
les . . . (Bundesrat Dr. T r e m  m e l: Man kann 
Schulden machen, aber man sollte sie auch zu­
rückzahlen!) 

Herr Kollege Tremmel ! Ich weiß nicht, ob Ihre 
Ratschläge gerade die besten sind. Ich hätte mir 
eigentlich - ich komme im Zusammenhang mit 
der dringlichen Anfrage noch darauf zurück -
Vorschläge erwartet, was denn die FPÖ zu tun 
gedenke (ironische Heiterkeit bei der FPÖ) , wenn 
sie - was sicher nicht eintritt - in die Lage 
käme, die finanzielle Verantwortung für Öster­
reich zu tragen. So etwas habe ich noch nicht ge­
hört. (Zwischenruf bei der FPÖ.) Sie geben mir 
die Gelegenheit, mich bei Ihnen auch dafür zu 
bedanken, daß Sie davon ausgehen, daß unser be­
währter Finanzminister, der europaweit zum be­
sten Finanzminister gewählt wurde, auch weiter­
hin die Geschicke Österreichs in finanzieller Hin­
sicht führen darf. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ .) 
Herr Bundesminister! Schon jetzt meinen herzli­
chen Glückwunsch dazu. 

In dieser Ihrer dringlichen Anfrage gibt es ei­
nen einzigen Satz, der bisher in noch keiner sol­
chen Anfrage der FPÖ vorgekommen ist. Ich 
meine die durchaus diskussionswerte Feststellung 
auf Seite 1 Ihrer Anfrage, wonach bekannterma­
ßen von einer restriktiven Budgetpolitik auch ne­
gative Wachstumsimpulse ausgehen. Das ist keine 
besonders neue Erkenntnis, und sie muß auch 
keineswegs, wie gerade die Budgetpolitik der 
österreichischen Bundesregierung in den letzten 
Jahren gezeigt hat, sachlich zutreffend sein. Mir 
ist dieser Satz nur deshalb aufgefallen, weil die 
Vertreter der Freiheitlichen Partei bis heute in 
ihren Reden stets das Gegenteil davon behauptet 
haben. 

Zum Beispiel Herr Abgeordneter Holger Bauer 
und auch andere sogenannte freiheitliche Wirt­
schaftsexperten versuchen uns seit Jahren weiszu­
machen, daß der Bund insgesamt viel zu viel Geld 
ausgibt und daß Ausgabenkürzungen in allen Be­
reichen nicht nur notwendig sind, sondern dar­
über hinaus auch einen positiven Effekt für die 
österreich ische Wirtschaft hätten. Das Budgetde­
fizit wird regelmäßig in düstersten Farben darge­
stellt, die österreichische Wirtschaft steht Ihrer 
Ansicht nach dauernd vor dem endgültigen Zu­
sammenbruch. 

Von der Freiheitlichen Partei werden seit Jah­
ren drastische Kürzungen der Staatsausgaben ver­
langt, wobei Sie sich immer an der Tatsache vor­
beischwindeln, daß jede Staatsausgabe für die 
österreichischen Arbeitnehmer und für die öster­
reichischen Unternehmen zusätzliche Umsätze 
und Einkommen bedeuten. (Bundesrat Dr. K a p  -
r a I: Nicht jede!) Wie man Staatsausgaben kürzen 
soll, ohne gleichzeitig das Einkommen irgendei­
ner Bevölkerungsgruppe zu verringern, bleibt ein 
Geheimnis, über das uns Ihre selbsternannten 
Wirtschaftsexperten hoffentlich bald aufklären 
werden. Ich erwarte also eine solche Aufklärung, 
wie man das machen kann. Das ist einer jener 
Punkte, bei denen ich mir erwartet hätte, daß Sie 
Ihre Geistesblitze von sich geben und uns sagen, 
wie man das besser machen kann .  

Im Gegensatz zu dem in  der dringlichen Anfra­
ge gezeichneten Katastrophenszenario möchte 
ich aber doch festhalten, daß die Budgetpolitik 
der österreich ischen Bundesregierung seit Mitte 
der achtziger Jahre auf eine konsequente Rück­
führung des Gebarungsabganges ausgerichtet ist . 
Der schrittweise Abbau des Nettodefizits in Rela­
tion zum Bruttoinlandsprodukt wurde dabei in 
erster Linie durch ein verlangsamtes Ausgaben­
wachstum erreicht; der Herr Bundesminister hat 
ja die jeweiligen Erfolgsrechnungen der vergange­
nen Jahre hier präsentiert. 

Diese Verlangsamung des Ausgabenwachstums 
wurde aber, wie der gegenwärtige konjunkturelle 
Aufschwung beweist, mit größtem Augenmaß 
und ohne negative Wirkungen auf die österreichi­
sche Wirtschaft durchgeführt. Es ist gelungen, 
das Nettodefizit von 5, 1 Prozent des Bruttoin­
landsproduktes im Jahr 1 986 auf 3,3 Prozent im 
Jahr 1 992 zu verringern. Daß der Finanzminister 
im Rahmen des Budgetvollzuges 1 993 eine Erhö­
hung des Nettodefizits zugelassen hat, war ange­
sichts der internationalen Wirtschaftsrezession 
meiner Meinung nach völlig richtig. Ein Kon­
stanthalten der ursprünglich geplanten Neuver­
schuldung durch Steuererhöhungen oder Ausga­
benkürzungen hätte zu beträchtlichen Einbußen 
beim Wirtschaftswachstum und bei der Beschäfti­
gung geführt. Das mag Sie vielleicht wenig berüh-
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ren. Wenn man Ihre Ausführungen dazu hört, ge­
winnt man nämlich diesen Eindruck. 

Weil der Finanzminister auf eine solche restrik­
tive Politik verzichtet hat, ist die konjunkturelle 
Entwicklung Österreichs im Jahr 1 993 wesentlich 
positiver als in anderen europäischen Industrie­
staaten ausgefallen. Damit hat die Bundesregie­
rung bewiesen - das hat bereits die Regierung 
Kreisky 1975 mit großem Erfolg praktiziert - ,  
daß es einer expansiven Budgetpolitik, die dabei 
aber gleichzeitig Schwerpunkte im Bereich der 
Verbesserung der Wirtschaftsstruktur setzt, mög­
lich ist, negative internationale Konjunkturent­
wicklungen weitgehend von Österreich fernzu­
halten. - Das werden Sie kaum bestreiten kön­
nen. 

Das Wirkenlassen der automatischen Stabilisa­
toren der . öffentlichen Haushalte in Form 
niedriger Steuereinnahmen und höherer Trans­
ferausgaben sowie verschiedener Infrastruktur­
maßnahmen der öffentlichen Hand haben 1 993 
wesentlich zum relativ guten Absch neiden Öster­
reichs in der europäischen Rezession beigetragen. 

Auch 1994 spielt die Budgetpolitik, vor allem 
durch d ie von der Steuerreform ausgehenden Im­
pulse, auf die verfügbaren Einkommen eine kon­
junkturbelebende Rolle. Damit kann ein positiver 
Wachstumsabstand zu Deutschland gesichert 
werden. 

Meine Damen und Herren von der FPÖ! Wenn 
Sie mir nicht glauben, was ich hier gesagt habe, 
dann würde ich Sie ersuchen, doch wenigstens der 
Einschätzung des Österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung Glauben zu schenken. Die 
letzten drei Sätze, die ich hier gesagt habe, stam­
men nämlich nicht von mir, sondern waren zitiert 
aus der Wifo-Prognose für Juni 1 994. 

Wie richtig die Budgetpolitik des F inanzmini­
sters ist, beweisen eindrucksvoll die Zahlen der 
letzten Wifo-Konjunkturprognose: In Österreich 
trägt die Budgetpolitik zur Konjunkturbelebung 
bei, schreibt das Wifo und setzt die Wachstums­
prognose für 1994 auf 2,5 Prozent hinauf. Im 
nächsten Jahr wird die österreichische Wirtschaft 
voraussichtlich um 3 Prozent wachsen. Öster­
reich dürfte damit in beiden Jahren zur Gruppe 
der wachstumsstärksten Wirtschaften in Europa 
zählen. 

Dieses Wirtschaftswachstum wird ausreichen, 
um die Beschäftigung in Österreich kräftig auszu­
weiten und die Arbeitslosenquote zu senken, mei­
ne Damen und Herren !  Heuer wird es um insge­
samt 1 8  000 Beschäftigte mehr geben, 1995 um 
etwa 27 000 mehr Beschäftigte. 

Dieser Aufschwung wird erreicht, ohne daß es 
dabei zu einer Erhöhung der Inflationsrate 

kommt. Im Gegenteil :  Die Inflationsrate wird 
heuer auf 2,8 Prozent und laut Prognose im näch­
sten Jahr auf 2,2 Prozent sinken. Das Leistungs­
bilanzdefizit wird trotz des deutlichen Wirt­
schaftsaufschwungs nur sehr gering sein, jeden­
falls wird es unter 1 Prozent des Bruttoinlands­
produktes liegen. 

Aber diese unbestrittenen POSItIven 
Wirtschaftsdaten kommen in Ihrer Anfrage na­
türlich nicht vor. Ich wiederhole mich: Ich bin 
davon überzeugt und glaube, mit Ihnen oder mit 
einigen von Ihnen, die das ja auch hier vom Red­
nerpult aus zum Ausdruck gebracht haben, einer 
Meinung zu sein, daß auch in der nächsten Bun­
desregierung Finanzminister Lacina von der mit 
einer satten Mehrheit ausgestatteten Sozialdemo­
kratischen Partei gestellt werden wird und daß 
ihm und damit der Sozialdemokratischen Partei 
durch das Wählervotum die Gelegenheit geboten 
wird, diese erfolgreiche Finanz- und Wirtschafts­
politik fortzusetzen. - Ich danke Ihnen. (Lebhaf­
ter Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat Mag. 
B ö s  c h: Bravo! - Ruf bei der FPÖ: Fromme 
Wünsche kann man immer aussprechen! - Bun­
desrat S t r u  t z  e n b e r g e r: Sie haben es getan!) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters Herr Bundesrat DDr. Franz 
Werner Königshofer gemeldet. Ich erteile es ihm. 

16.40 

Bundesrat DDr. Franz Werner Königshofer 
(FPÖ, Tirol) :  Herr Präsident! Frau Bundesmini­
ster! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren!  Ich verstehe schon, daß es nicht lustig ist , 
wenn derartige Rechnungshofberichte auf den 
Tisch kommen, wie jener über die DDSG oder 
jener über die AMAG. Ich verstehe schon, daß es 
nicht lustig sein kann, wenn Bilanzen veröffent­
licht werden müssen, wie jene der Creditanstalt 
oder jene der Länderbank, die schon vor zwei 
Jahren in d ie sozialistische Zentralsparkasse Wien 
einverleibt werden mußte. 

Sie haben aber dabei noch ein Riesenglück, 
kann ich Ihnen sagen, weil nicht jeder österreichi­
sche Bürger einen Rechnungshofbericht in die 
Hand bekommt und nicht jeder österreichische 
Bürger derartige Bilanzen lesen und interpretie­
ren kann. Und Sie haben auch Glück, weil der 
österreich ische "Rotfunk" die Tatsachen, die im 
Rechnungshofbericht enthalten sind, den Bür­
gern am Abend gefärbt und geschönt ins Wohn­
zimmer liefert. 

Herr Minister! Ich möchte nicht auf den ganzen 
Rechnungshofbericht über die AMAG eingehen 
- die wichtigsten Punkte hat Ihnen unser Klub­
obmann Jörg Haider im Nationalrat schon gesagt 
- ,  aber ich möchte doch auf einen Punkt der 
Verantwortlichkeit zu sprechen kommen. Mir 
geht es nicht darum, daß der Verstaatlichtenmini-

590. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 53

www.parlament.gv.at



29694 Bundesrat - 590. Si tzung - 7. September 1 994 

DDr. Franz Werner Königshofer 

ster jedes Detail und jede Kleinigkeit aus den ver­
staatlichten Unternehmen wissen muß, sehr wohl 
aber hätten Sie über die Strategie und über die 
Unternehmensziele der AMAG informiert sein 
müssen, über die betriebswirtschaftlichen Ziele, 
über die Produktionsziele, über die Standorte, 
über die Marktziele, über die Beschaffungs- und 
Absatzmärkte sowie über die Logistik des gesam­
ten Unternehmens. Das konnten Sie aber nicht, 
Herr Minister, weil das Unternehmen selbst keine 
Strategie und keine Unternehmensziele definiert 
hatte. 

Der Herr Minister wird sicher den Rechnungs­
hofbericht kennen. Ich erlaube mir trotzdem, 
zwei Sätze daraus zu zitieren. 

Auf Seite 6 . . .  (Bundesrat S t r U t z  e n b e r -
g e r: Was hat das mit Budgetpolitik zu tun?) Es 
sind in der dringlichen Anfrage auch die AMAG­
Sache und die Rechnungshofberichte angespro­
chen, und ich rede zu diesen. (Bundesrat Mag. 
B ö s  c h: Der Finanzminister ist ja gar nicht zu­
ständig!) Der Finanzminister war aber früher als 
Verstaatlichtenminister dafür zuständig. (Bundes­
minister Dkfm. L a c  i n a: Aber nicht zu der Zeit!) 
Ja, ich werde Ihnen das aber trotzdem sagen. 
(Bundesrat S t r u t z e n  b e  r g e r: Haider hat in 
seiner Rede gegen Österreich wenigstens neue 
Ideen gehabt, Sie haben keine!) Haider hat eine 
J3.ede f ü r  Österreich gehalten und nicht g e  g e n  
Osterreich. (Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Ich 
bezeichne es als eine Rede gegen Österreich!) Sie 
bezeichnen es so, Herr Präsident, ich bezeichne es 
anders. 

In dem Bericht steht, daß über Wunsch des 
Vorstandes die vorgesehene Phase der Strategie­
findung entfiel. Wenn ein Student, ein Betriebs­
wirtschaftsstudent, auf der Universität in einem 
Seminar so etwas von sich geben würde, würde er 
vom Professor von der Universität verwiesen wer­
den. 

Und dann steht noch drinnen: wobei die 
schriftliche Festlegung der Strategie nachträglich 
auf die erfolgten Ankäufe abgestimmt wurde. -
Das ist überhaupt der Gipfel, daß man eine Un­
ternehmensstrategie auf die vorangegangenen 
Fehler abstimmt. 

Und das ist die Verantwortung, Herr Minister, 
die bei Ihnen l iegt, auch bei Ihrer Person, weil Sie 
ja Verstaatlichtenminister waren. (Bundesminister 
Dkfm. L a  e i n a: Wann?) In der Zeit, in der diese 
Fehler eben passiert sind. (Bundesminister Dkfm. 
L a c  i n  a: Aber wirklich nicht! Lesen Sie den Be­
richt!) Ich habe den Bericht gelesen. (Bundesrat 
S t r u  t z  e n b e r g e r: Wann war er Verstaatlich­
tenminisler?) Ich werde gleich nachschauen: 1986, 
1987. (Bundesminister Dkfm. L a c  i n  a: Seit 1 986 
bin ich Finanzminisler!) Seit 1 986 ist der Herr Mi­
nister Finanzminister. Trotzdem ist das ein Pro-

blem Ihrer Partei, und ich lasse es mir nicht neh­
men, im Bundesrat auch darüber zu reden und 
Sie auch als Finanzminister diesbezüglich anzu­
sprechen. Sie haben auch einige Kritikpunkte ein­
gebracht, ob es jetzt das Budget betrifft oder un­
sere Kritik an anderen Dingen in dieser Republik, 
daher erlaube ich mir, hier noch ein paar Worte 
zu sagen. So lange dauert das nicht, ich würde Sie 
bitten, sich das anzuhören. (Bundesrat S t r u t ­
z e n  b e r g e r: Wir haben Zeit! - Bundesrat 
P r ä  h a u s e r: Grimms Märchen - eine interes­
sante Lektüre!) 

Ich sage noch einmal: Bei der AMAG, egal, ob 
jetzt der Herr Minister Lacina zuständig war oder 
ein anderer Verstaatlichtenminister, war Ihre Par­
tei verantwortlich für dieses Ministerium, und die 
1 4  Milliarden Schilling, die den Bach hinunterge­
flossen sind, waren keine Kleinigkeit, das darf 
man auch einmal im Bundesrat besprechen. (Bun­
desrat S t r u t z  e n b e r g e r: Das ist eine KlarsteI­
Lung gewesen!) Gerade in der Umstellungsphase, 
in der sich die AMAG befunden hat, von der 
Grundstoff- auf die Finalindustrie wäre es inter­
essant gewesen, ein Unternehmenskonzept, eine 
Strategie zu entwerfen und diese dann auch dem 
Eigentümervertreter vorzulegen, sodaß dieser -
egal, wie er geheißen hat, Streicher, Lacina oder 
sonstwie - gewußt hätte, wohin sich dieses Un­
ternehmen entwickelt. Und diese Verantwortung, 
wenn sie nicht der Herr Minister persönlich trägt, 
weil  er damals nicht Verstaatlichtenminister war, 
tragen Sie als politische Partei, die seit diesen Jah­
ren diese Position besetzt, mit. (BeifaLL bei der 
FPÖ. - Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Gott sei 
Dank zu einer Zeit, als es Sie noch nicht gegeben 
hat!) 

In diesem Zusammenhang komme ich aber 
auch noch auf andere Verluste zu sprechen -
wei l  der Herr Minister gesagt hat, seit dieser Zeit 
war er Finanzminister. Damals hat es nicht nur 
große Verluste in der verstaatlichten Industrie ge­
geben,  meine Damen und Herren, sondern es hat 
auch große Verluste bei den verstaatlichten Ban­
ken gegeben. Auch dort ist noch einiges im 
Busch, auch dort hat es Milliardenverluste gege­
ben. (Bundesminister Dkfm. L a  e i n  a: Wo denn?) 
Herr Minister, ich kann Ihnen das zeigen. Ich 
habe die Bilanzen da. Ich zeige es Ihnen. (Bundes­
rat Dkfm. L a c  i n  a: Ja bitte, da wäre ich neugie­
rig!) Ich werde Sie noch zitieren ! Ich komme 
gleich darauf. 

Auch dort, bei den verstaatlichten Banken, 
herrscht ein rot-schwarzer Proporz: Bei der CA 
gibt es drei rote, drei schwarze Vorstandsmitglie­
der, bei der Länderbank zwei schwarze und zwei 
rote Vorstandsmitglieder. Ich habe da zum Bei­
spiel den Geschäftsbericht der Creditanstalt aus 
dem Jahre 1990; daraus zitiere ich Ihnen. Bei dem 
Punkt . . .  (Bundesrat Dr. L i  n z e r: Wo ist der 
Herr Dr. Slrohmayer zu Hause?) Herr Dr. Stroh-

590. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 53

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 590. Sitzung - 7 .  September 1 994 29695 

DDr. Franz Werner Königshofer 

mayer ist Aufsichtsrat bei der CA. Ich nehme ihm 
aber die Verantwortung dafür auch nicht ab. 

Der Aufwandssaldo aus der Bewertung und 
Veräußerung von Ausleihungen und Wertpapie­
ren betrug im Jahr 1990 2 762 Millionen Schil­
ling. (Bundesminister Dkfm. L a  c i  n a: Und die 
CA hat einen Verlust gehabt?) Nein, das ist die 
Wertberichtigung, der Aufwandssaldo aus der Be­
wertung. Hätten wir diese 2,7 Milliarden Schilling 
nicht drinnenstehen, dann wäre das Ergebnis der 
CA doch ein um 2,7 Milliarden besseres gewesen. 
(Bundesminister Dkfm. L a  c i n  a: Sie haben ge­
sagt. sie hat einen Verlust gehabt!) - Die CA an 
sich hat unter dem Strich keinen Verlust gemacht. 
(Rufe bei SPÖ und ÖVP: Hört! Hörtl) Ich selbst 
habe einmal in der CA gearbeitet. Mein zuständi­
ger Vorgesetzter hat mir gesagt: Die Bilanz bei 
uns in der CA wird so erstellt: 10 Prozent Divi­
dende, und drum herum wird die Bilanz gebastelt. 
Hätten diese 2,7 Milliarden Wertberich tigungen 
aber nicht stattgefunden, wäre das Ergebnis unter 
dem Strich doch ein besseres gewesen. (Bundes­
minister Dkfm. L a c  i n a: Das fällt unter das 
Bankgeheimnis, diese Aussage!) 

Herr Minister! Wenn Sie in der G & V keine 
Verlustposition haben, dann wird das Ergebnis 
unter dem Strich doch besser sein müssen. Das 
können Sie doch nicht abstreiten. 

Ich habe auch den Geschäftsbericht der Län­
derbank da. Und das ist wirklich das bankpoliti­
sche Beispiel des Fasses ohne Boden! Die Länder­
bank weist unter der gleichen Position für das 
Jahr 1 990 1 566 Millionen an Wertberichtigun­
gen aus Krediten und so weiter auf. (Bundesmini­
ster Dkfm. L a  e i n  a: Und hat sie einen Verlust 
gemacht?) Gleichzeitig aber, Herr Minister, steht 
auf der Seite 66 dieser Bilanz: Die im Zinsertrag 
enthaltene Leistung der Republik Österreich als 
Hauptaktionär der Österreichischen Länder­
bank AG aufgrund der Vereinbarung gemäß 
Bundesgesetzblatt N r. 206 vom 3 1 .  März 1982 
betrug 268 Millionen Schilling. - Na, das ist ganz 
toll! Da schüttet der Staat 268 Millionen in die 
Länderbank hinein, das wird als Zinsertrag ver­
bucht, und auf der anderen Seite hat man Wert­
berichtigungen in der Höhe von fast 1 ,6 Milliar­
den Schilling. 

Woher kommen Wertberichtigungen? Herr 
Minister! Sie können es erklären. Ich komme ja 
auch aus dem Bankbereich. Warum muß man 
Wertberichtigungen machen? Es gibt Banken, de­
nen die Wertberichtigung das Genick gebrochen 
hat, aber bei den staatlichen Banken kann das 
nicht passieren, wei l  da ja der Steuerzahler dahin­
tersteht. (Beifall bei der FPÖ. - Bundesrat Mag. 
B ö s  c h: Das ist die Stärke dieser Banken!) 

Das wollte ich Ihnen ebenfalls noch gesagt ha­
ben, weil man darauf aufmerksam machen muß 

in diesem Staat. Wenn das schon nicht über die 
Öffentlichkeit, über die Medien passiert, wei l  die 
geschönt und positiv für Sie berichten, so erlaube 
ich mir, im Bundesrat darüber zu sprechen. 

Sie waren als F inanzminister jetzt über Jahre 
für die Bankenaufsicht zuständig und damit auch 
für die Mill iardenverluste in den verstaatlichten 
Banken. Auch diese Verantwortung, Herr Mini­
ster, wird Ihnen für die Zukunft niemand abneh­
men. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 16.49 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Dr. Milan Lin­
zer. Ich erteile es ihm. 

16.49 

Bundesrat Dr. Milan Linzer (ÖVP, Burgen­
land):  Herr Präsident! Frau Bundesministerin! 
Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Hoher Bundesrat! Als mein Kollege Ellmauer die 
Regierungsbeteiligung der Freiheitlichen Partei 
bis zum Jahre 1 986 erwähnt hat, wurde diese Be­
merkung mit Gelächter quittiert. Nachdem auch 
mein Vorredner das Jahr 1986 und eine allfällige 
Verantwortung des Herrn Ministers Lacina zitiert 
hat, muß ich doch noch einmal auf diese Regie­
rungsbeteiligung zurückkommen. 

Ob die Freiheitliche Partei Mittäter war oder 
nicht, kann ich im nachhinein nicht beurteilen. 
Tatsache ist und bleibt, daß diese Regierungsbe­
teiligung 1986 mehr oder minder ein Budgetcha­
os nach sich gezogen hat. 

Es wurde auch gesagt, Herr Minister Steger sei 
abgewählt worden. Das ist schon richtig, das wis­
sen wir alle, nur Ihr Steuer- und Budgetpapst, Ex­
Staatssekretär Holger Bauer, hat, glaube ich, 
überlebt und ist geblieben. Das nur als sachliche 
Feststellung dazu. 

Ich möchte noch ergänzend zu den Ausführun­
gen meines Kollegen Ellmauer, d ie ich 1 00pro­
zentig unterstreichen kann, Grundsätzliches sa­
gen. Meine Damen und Herren! Es war tatsäch­
lich so , daß 1 987 die Budgetsituation eine äußerst 
schwierige war. Wie ist man damals vorgegangen, 
welche Taten wurden von der damaligen Bundes­
regierung gesetzt? 

Zunächst gab es auf der Ausgabenseite eine 
deutliche Reduktion, auf der Einnahmenseite 
wurden die Steuerreformen umgesetzt, es wurde 
sozusagen ein Steuerentlastungskurs begonnen. 
Wenn Sie sich zurückerinnern: Abschaffung der 
Luxusmehrwertsteuer, eine KOESt-Reform, 
Grunderwerbssteuerreform, Getränkesteuerre­
form und einiges andere mehr. In Folge kam 
dann die zweite Etappe der Steuerreform, die die 
Abschaffung der Gewerbe- und Vermögensteuer 
mit sich brachte. 
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Dadurch ist der Bundesregierung eine Reform­
dynamik gelungen, die sicherlich eine große 
Wende in der Steuerpolitik bewirkt hat. Diese 
Philosophie ist eigentlich voll aufgegangen,  diese 
Philosophie soll auch heute gelten, ebenso auch 
in der Zukunft. Alle Fachleute, insbesondere jene 
aus der Wirtschaftsforschung, bestätigen diese 
Tatsache. 

Arbeitsplätze sollen nicht durch Staatsverschul­
dung geschaffen werden,  sondern vielmehr durch 
wettbewerbs- und eigenkapitalsstarke Betriebe. 
Die Steuersätze sollen herabgesetzt werden, denn 
es sollen Eigeninitiativen und Leistung gefördert 
werden, also eine deutliche Absage an Bevormun­
dung und Wirtschaftslenkung. Der einzelne soll 
entscheiden, ob er investiert oder konsumiert und 
wie er sich seine Zukunftsvorsorge vorstellt. 

Es ist mit dieser Philosophie gelungen, eine 
Wachstums- und Wirtschaftsdynamik zu erzielen, 
die, wie wir heute schon gehört haben ,  zweifellos 
Vergleiche mit anderen Ländern nicht zu scheuen 
braucht. 

Es ist richtig: Durch die weltweite Rezession, 
insbesondere durch d ie wirtschaftliche Rezession 
in Mitteleuropa, war das Jahr 1 993 ein sehr 
schwieriges Jahr. Aber die Zahlen für 1994, ins­
besondere die derzeitigen Arbeitslosenzahlen von 
4,3 Prozent sowie das prognostizierte Wirt­
schaftswachstum, das derzeit bei 2,5 Prozent liegt 
- es soll, wie wir hören, nach oben korrigiert 
werden -, berechtigen doch zu großen Hoffnun­
gen, daß wir das Jahr 1994 budgetmäßig positiv 
abschließen können. Man sollte daher, Herr Kol­
lege Kapral, hier nicht mit Zahlen aufwarten, die, 
so glaube ich , nicht belegt werden können. 

Die Arbeitslosenzahlen reduzieren sich nach 
wie vor. (Bundesrat Dr. K a p r a l: Die Monats­
rechnungen!) Es liegen uns jetzt auch Vergleiche 
mit Deutschland vor, und mir liegt die Informa­
tion vom Wirtschaftsforschungsinstitut vor, die 
besagt, daß es hier eine positivere Entwicklung 
geben wird. 

Wir können,  glaube ich, optimistisch in die Zu­
kunft blicken, wenn wir uns die Frage stellen , wie 
es mit der Investitionstätigkeit steht und wieweit 
in- und ausländische Investoren bereit sind, neue 
Betriebe bei uns anzusiedeln. Natürlich ist der 
EU-Beitritt noch nicht vollzogen, aber es gibt 
schon sehr viele Vorwegnahmen seitens der west­
europäischen Länder, aber auch sehr viel Positi­
ves in der Kooperation, in Joint-ventures mit dem 
Osten. So gesehen können wir positiv und hoff­
nungsfroh in die Zukunft blicken. 

Ich hätte mir von Ihnen, meine Damen und 
Herren von der Freiheitlichen Partei, wenn Sie 
schon das Budget kritisieren, ein bißehen mehr an 
konstruktiver Kritik erwartet. Kollege Dr. Har-

ring hat zugegebenermaßen einige Dinge ange­
führt. Herr Dr. Kapral, Sie haben zwar gewisse 
Fakten und gewisse Befürchtungen vorgebracht, 
aber ich hätte Ihnen zugetraut und hätte mir vor 
allem gewünscht, daß Sie. . .  (Bundesrat Dr. 
K a p  r a  l: Aber nicht in der Begründung der An­
frage an den Finanzminisler!) - Na gut, Sie hät­
ten es ja vielleicht durch einen Substituten vortra­
gen lassen können. 

Daß es zu keiner Steuererhöhung kommt, daß 
diese Philosophie fortgesetzt wird, haben wir ge­
hört, und wir unterstreichen das. Ich möchte nur 
noch einen Satz über die Solidarabgabe, die durch 
die Gazetten geistert, verlieren .  Ich möchte dieser 
Solidarabgabe seitens meiner Partei und auch 
persönlich eine klare Absage erteilen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Ich glaube, es ist einfach nicht die Zeit für Ab­
gabenerhöhungen und schon gar nicht für eine 
solche Solidarabgabe. Es ist gar nicht einzusehen, 
warum Angehörige artfremder Berufe eine solche 
Abgabe leisten sollen. Ich kann mir nicht vorstel­
len, wie ich einem Bauern, einem Freiberufler, 
einem Beamten beibringen soll ,  daß er eine Abga­
be leisten soll, damit ein anderer sozusagen eine 
Unterstützung bekommt. Ich glaube, diesbezüg­
lich sollten wir wirklich sehr vorsichtig sein. 

Eine Absage erteilen möchten wir aber auch all 
jenen, die meinen, es sollte auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung wieder Erhöhungen geben. Es 
hat ja erst in jüngster Zeit eine Erhöhung gege­
ben. Ich glaube, wir sollten die Unternehmer 
nicht mit solchen Ankündigungen abschrecken. 

Im übrigen sollte die Philosophie bei der Abga­
benkürzung und der Einsparung fortgesetzt wer­
den; Beispiele gibt es genug. Ich zitiere nur - die 
Frau Ministerin ist ja zugegen - die Spitalsre­
form, die anstehende Reform der Spitalsfinanzie­
rung, weiters die Privatisierung der ÖBB. Wir 
hoffen alle, daß sich die Privatisierung, die Struk­
turumwandlung in eine AG positiv auswirken 
wird, denn das Defizit, das uns zuletzt bekanntge­
geben worden ist, ist noch immer unerträglich 
hoch. 

Auf die bereits von meinem Kollegen E llmauer 
zitierten Privatisierungen möchte ich nicht weiter 
eingehen, ich möchte diese nur nochmals unter­
streichen. 

Meine Damen und Herren! Wenn es 1 995 zum 
EU-Beitritt kommen wird, sollten wir diesbezüg­
lich nicht schwarzmalen , denn, Herr Dr. Kapral, 
die Wirtschaftsforscher haben uns klar vorge­
rechnet, wie sich der EU-Beitritt im Endergebnis 
und unter Berücksichtigung gewisser Vorleistun­
gen finanziell auswirken wird. Da sollten wir und 
können wir durchaus optimistisch sein. 
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Alles in allem, Herr Kollege Kapral - nicht 
böse sein - :  Ich sehe Ihre dringliche Anfrage ein 
bißchen als eine Pflichtübung an. Meiner Mei­
nung nach besteht kein Grund zu einer besonde­
ren Sorge. - Danke für die Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 17.00 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Dr. Paul 
Tremmel. Ich erteile es ihm. 

17.00 

Bundesrat Dr. Paul Tremmel (FPÖ, Steier­
mark): Herr Präsident! Frau Bundesminister! 
Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Geschätzter Vorredner! Sie haben in Ihren Wor­
ten sehr viel vom Prinzip der Hoffnung gespro­
chen. Sie hoffen und wünschen, daß die Budget­
politik in ordentlichen Bahnen verläuft. Ich hoffe 
auch, Herr Kollege Dr. Linzer, daß Sie da - zu­
mindest hier im Haus - zu einer einhelligen Mei­
nung kommen. Wenn ich die Ausführungen Ihres 
Kollegen Ellmauer mit jenen von Ihnen verglei­
che, muß ich sagen, daß dessen Feststellungen 
durchaus nicht so rosigen Charakters waren wie 
Ihre. Er hat sehr große Sorgen bezüglich der 
Budgetentwicklung zum Ausdruck gebracht. 
(Zwischenruf des Bundesrates B i  e r  i n g e r.) Ich 
spreche Ihnen das Prinzip der Hoffnung durchaus 
nicht ab, aber wenn Sie im Finanzbereich so agie­
ren wie bisher, dann ist die Erfüllung dieser Hoff­
nung sehr begrenzt. 

Die "Zürcher Zeitung" etwa stellt dazu einiges 
fest und spricht von einem " Horrordefizit" . Das 
ist ja kein "Blättchen" , sondern eine sehr aner­
kannte Zeitung. Es bedarf daher schon eines ge­
wissen Mutes - ich weiß  nicht, ob dieser Mut 
klug ist - ,  hier auszuführen, so wie das Herr Prä­
sident Strutzenberger gemacht hat, es sei ein mü­
der Abklatsch. Er hat eine plötzlich hereinbre­
chende Verschuldung bei der AMAG - so haben 
Sie es ja dargestellt! - ,  eine Verschuldung in der 
Höhe von 1 3,5 Mil liarden Schilling als müden 
Abklatsch bezeichnet. Ich weiß nicht, wie er sich 
einen Steuerzahler vorstellt - das ist keine Geld­
gebemaschine. Die Menschen haben ein Recht, zu 
hören, wie dieses Defizit zustande gekommen ist. 

Täglich kommen solche Meldungen herein: 
Bundesbahnen: Erhöhung des Defizits von 
34 Milliarden auf 47 Milliarden Schilling. Die ab­
solute Zahl wäre sehr klein, wenn es nicht um 
Milliarden ginge. Budgetdefizit - der Herr Fi­
nanzminister ist locker darüber hinweggegangen 
- : 35 Milliarden Schilling. Faktum ist, daß er 
sich um 50 Prozent verschätzt hat! So etwas ist ja 
unglaublich!  

Meine Damen und Herren ! Die Sozialtöpfe 
sind leer! Die Sozialtöpfe müssen teilweise durch 
Kreditaufnahmen finanziert werden. 

Ich weiß nicht, meine Damen und Herren, ob 
der Steuerzahler eine Staatsgesamtverschuldung 
im Jahr 1993 von 1 ,2 Billionen Schilling als mü­
den Abklatsch bezeichnet. Ich weiß nicht, ob wir 
diesen heißen Aufguß aushalten und ob Sie ihn in 
Zukunft aushalten werden. 

Meine Damen und Herren! Ein Ziel dieser 
dringlichen Anfrage war es unter anderem, von 
Ihnen, Herr Finanzminister, endlich zu erfahren, 
wo Sie wirklich sparen wollen. Sie geben ja zu, 
daß Sie einschränken, daß Sie sparen wollen. Ihr 
oberster Parteiführer, Bundeskanzler Vranitzky, 
sagt ja das auch. (Bundesrätin S c  h i c k e r: "  Vor­
sitzender" heißt das bei uns!) Natürlich werden 
wir sparen müssen. Sagen Sie es uns endlich! Das 
wollten wir im Nationalrat erfahren, und das wol­
len wir hier erfahren ! (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber Sie schwindeln sich darüber hinweg, auch 
bei der Anfragebeantwortung. Ich nehme nur 
Punkt 2 heraus: Sie haben von Privatisierungser­
lösen im Ausmaß von 7,5 Milliarden gesprochen; 
so ist das im Budget. Ich hoffe, sehr geehrter Herr 
Bundesminister, daß diese Einschätzung nicht so 
war wie beim Verkehrsbüro-Deal. Gott sei Dank 
ist dieser Deal nicht zustande gekommen. Wie 
eine Londoner Beratungsfirma bestätigt, war un­
sere diesbezügliche Kritik richtig. Und Sie wissen 
. . . (Bundesminister Dkfm. L a  c i  n a: Ihre ist gut! 
Das haben wir gemacht! - Aber bitte, das macht 
nichts!) Sicher, aber das hätten Sie ja vorher wis­
sen müssen. (Bundesminister Dkfm. L a c  i n  a: 
Wir haben es auch vorher gesagt!) In der Regie­
rung hat man das Einhelligkeitsprinzip !  Verkeh­
ren Sie nicht mit Herrn Bundesminister Schüssel? 
Reden Sie nicht mit ihm? (Beifall bei der FPÖ. -
Bundesminister Dkfm. L a  c i  n a: Sie sind nicht in­
formiert!) 

630 Millionen Schilling - das haben Sie ja 
selbst gesagt, Herr Minister - waren allein die 
Aktien der Casino-AG wert. Sie gestatten den 
leichten und verschämten Hinweis, daß das . . .  
(Bundesminister Dkfm. L a c  i n a: Die haben aber 
wir verkauft und nicht Sie!) Offensichtlich brau­
chen Sie uns doch. Es war unsere Anregung, die 
dazu geführt hat, da� Sie hier tätig wurden und 
daß Sie das in der Offentlichkeit gesagt haben .  
Aber bitte, ich will mich nicht kleinlich herum­
streiten! Faktum ist, daß Sie sich in Ihrer ur­
sprünglichen Prognostik geirrt haben - erheb­
lich geirrt haben! 

Herr Minister! Nächster Punkt, den ich herneh­
men darf, Punkt 3: "In welcher Größenordnung" 
- so lautete unsere Frage - "wurden die noch 
heuer fälligen Ausgaben im Zusammenhang mit 
dem EU-Beitritt im Budget 1 994 veranschlagt?" 

Ich darf dem gegenüberstellen - Sie haben es 
ja auch zitiert - :  Druck auf öffentliche Abgaben, 
OECD-Bericht: Die vorgesehene EU-Mitglied-
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schaft - ich zitierte wörtlich - wird schon als 
solche einen umfangreichen jährlichen Nettobe­
trag erfordern . Einige der in den letzten Jahren 
eingegangenen gesetzlichen Verpflichtungen ha­
ben sich bei den Staatsausgaben noch nicht voll 
niedergeschlagen. Das gilt vor allem für den Be­
reich des Sozialtransfers und die Übernahme des 
Schuldendienstes für außerbudgetäre Rechtsträ­
ger. - So d ie wörtliche Feststellung im OECD­
Bericht. 

Wir hätten dazu in dieser Anfragebeantwor­
tung auch von Ihnen gerne etwas gehört. 

Ich muß mich ein bißehen beeilen, denn ich 
zitiere immer nur Sie und komme nicht zu dem, 
was ich eigentlich sagen wollte. 

Herr Minister! Sie haben unter anderem das 
Bundeshaushaltsgesetz erwähnt. Mit dieser Ge­
setzesvorlage haben wir uns am 19. Juli hier im 
Bundesrat beschäftigt. Darin heißt es unter ande­
rem: Der Nationalrat beschließt das Bundesfi­
nanzgesetz. Den Beratungen ist der Entwurf der 
Bundesregierung zugrunde zu legen, und so wei­
ter. 

Herr Minister! Dazu gehört es natürlich auch, 
die entsprechende Verschuldung zugrunde zu le­
gen. Auch das hätten wir erwartet, denn die Bud­
gethoheit liegt, meine Damen und Herren, nach 
wie vor beim Nationalrat. Aber der Nationalrat 
hat von Ihnen, Herr Minister, obwohl Sie da das 
Gesetz geändert haben - ich nehme an zu die­
sem Zweck - ,  noch nicht erfahren, wie es diesbe­
züglich wirklich ausschaut. Oder haben Sie das 
Gesetz als Ermächtigungsgesetz für den Herrn 
Finanzminister gedacht? Es heißt nämlich in die­
sem Gesetz weiter: Es ist zwar dem Nationalrat 
zur Kenntnis zu bringen, aber der Nationalrat hat 
da nichts zu beschließen oder dabei nicht zu re­
den. 

Es wurde heute der Vorsitzende des Staats­
schuldenausschusses, Herr Professor Helmut 
Frisch, zitiert. Es wurde gesagt, die Budgetvor­
schau, diese Prognose sei ja nicht so schlecht. Er 
hat der Koalitionsregierung ein äußerst schlechtes 
Zeugnis ausgestellt. 

Meine Damen und Herren!  Ich habe gesehen 
und gehört, wie sich die Mehrheitspartei in dieser 
Regierung mit Händen und Füßen dagegen ge­
wehrt hat, daß es zu den Sitzungen des Rech­
nungshofausschusses kommt, daß er über den 
Sommer für permanent erklärt wird, und muß sa­
gen,  mir ist schon klar, warum sie das getan hat. 
Da sollte man ein bißchen blättern und nach­
schauen, was da etwa über die Donau-Dampf­
schiffahrts-Gesellschaft steht - da nehme ich 
jetzt nicht einmal den offiziellen Bericht her, son­
dern den Minderheitsbericht der Mitglieder der 
SPÖ. 

Unter Punkt 1 auf Seite 3 heißt es: 

"Zu den einzelnen Punkten der Ausschußfest­
stellung muß folgendes festgestellt werden :" 

Dann heißt es über Bundeskanzler Dr.  Vranitz­
ky, damals Finanzminister: "Dazu wurde vom 
ehemaligen" Generaldirektor "Dipl.-Vw. Othmar 
Luczensky am 28. 7 .  1994 im Rechnungshofaus­
schuß ausgeführt, daß der Vorstand dem Auf­
sichtsrat und dem Eigentümervertreter vorge­
schlagen habe, nur ein Kabinenschiff bauen zu 
lassen und nicht zwei. Wie aus dieser Aussage un­
zweifelhaft festzustellen ist, kam der Vorschlag 
zum Bau eines Kabinenschiffes vom Vorstand." 

Vorher heißt es "ein oder zwei", aber es ist nie 
bestritten worden - auch nicht hier! -, daß es 
zum Bau dieses Kabinenschiffes kommen sollte. 
Und letztlich hat ja Ihr Bundeskanzler auch die 
politische Verantwortung übernommen, wie es so 
schön heißt. Mit der finanziellen Verantwortung 
hat sich nicht die Koalitionsregierung, sondern 
der "Steuerbringer" , der Steuerzahler herumzu­
schlagen. 

Ich muß hier auch noch den Kernpunkt des Be­
richtes des Rechnungshofausschusses zitieren, 
das, was er als Endfeststellung festgestellt hat: 

"Der Rechnungshofausschuß vertritt die Mei­
nung, daß das Vorgehen des ehemaligen Bundes­
ministers für Finanzen" . . .  Übrigens, wir haben 
so blitzartig nachgere�hnet: Seit Koren, seit 
20 Jahren stellt die SPO Finanzminister und ist 
hauptverantwortlich für dieses Horrordesaster im 
Bereich des Budgets. (Bundesminister Dkfm. L a -
c i n  a: 241) 24. Ich danke, das ist eine richtige 
Korrektur. Richtig: 24 Jahre. Seit Koren !  (Bun­
desrat Dr. H a  r r i n g: Seit 1 970! Seit 1970 geht es 
abwärts! - Bundesminister Dkfm. L a c  i n  a: Ich 
wünsche Ihnen, daß es länger so abwärts geht!) 

Jetzt muß ich noch einmal zu zitieren begin­
nen. (Zwischenruf des Bundesrates K 0 n e c n y.) 
Das ist richtig, ja. Sie haben auch schon 1984, 
Herr Konecny, sehr erheblich - richtigerweise -
intern eingegriffen, als Sie etwa über die Proble­
me der Nationalbank Ihrem Vorsitzenden ge­
schrieben haben .  Also Si� kennen sich ja da aus. 
(Zwischenruf bei der FPO.) Daß Sie nun lachen, 
das wundert mich. 

Ich zitiere: "Der Rechnungshof vertritt die 
Meinung" - jetzt also zu den Kernfeststellungen 
- ,  "daß das Vorgehen des ehemaligen Bundesmi­
nisters für Finanzen, Dr. Vranitzky, entgegen den 
ursprünglichen Einwänden des Vorstandes der 
DDSG und gegen die Empfehlungen des Rech­
nungshofes aus 1 978 und 1984, die DDSG auf 
Expansion festzulegen, wirtschaftlich unvertret­
bar war. Die Folgen waren die Fehlspekulation 
mit dem Luxusschiff Mozart" - ich extemporie-
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re: mit Vranzens Luxusliner - "und deutlich 
wachsender Subventionsbedarf. Der damalige 
Bundesminister für Finanzen, Dr. Vranitzky, 
trägt daher für große Teile der Zuschüsse aus 
Steuergeldern in der Höhe von 4,5 Milliarden 
Schilling d ie politische Verantwortung." 

E igentlich müßte er als F inanzminister auch 
die finanzielle Verantwortung tragen, füge ich 
hier noch h inzu. (Beifall bei der FPÖ. - Bundes­
rat Dr. L i n  z e r: Eigentlich oder uneigentlich?) 
Lassen wir uns jetzt auf Wortspiele ein, sollen wir 
noch einmal auf die Hoffnung kommen, Herr Dr. 
Linzer? (Bundesrat B i e r i n g e r: Sie haben 
Wortspiele gemacht!) 

Ich muß, wei l  Sie hier diesen Einwand gemacht 
haben - um beide Seiten hier ein bißchen zu 
beteilen - ,  noch ein paar Ausschußfestste llungen 
bringen. Es herrscht ja in der Regierung das Ein­
helligkeitsprinzip, also muß ich die Pyhrn Auto­
bahn noch hernehmen. (Bundesrat Mag. B ö s c h: 
Aber wir sind im Bundesrat und nicht im National­
rat! Der Ausschuß war dort und nicht da! Ich sage 
das nur!) Der Bundesrat vertritt unter anderen 
auch die Länder Oberösterreich und Steiermark, 
und diese haben hier sehr erhebliche Fehler ge­
macht. 

Da wurde auch von der politischen Verantwor­
tung gesprochen. Es sind 600 Mil lionen im ober­
steirischen Ur- und Gneisgestein - dort kann es 
nicht versickern - irgendwie verschwunden. Man 
hat dort WCs um 1 ,5 Millionen geschaffen. Die 
fehlende Kontrolle hat man angeführt. 

Meine Damen und Herren !  Es ist mir, so hoffe 
ich - ich weiß es nicht ganz genau - ,  einigerma­
ßen gelungen, die Schuld gleich zu verteilen . 
Nicht ist es uns leider gelungen, Sie endlich zu 
einer ehrlichen Antwort hinsichtlich dieser sehr 
trostlosen Budgetlage zu zwingen. 

Ich bitte Sie, Herr Minister - wir alle verant­
worten gegenüber dem Steuerzahler - ,  und die 
Verantwortlichen, endlich dafür Sorge zu tragen, 
daß dieses Horrordefizit abgebaut wird, daß wir 
auch steuerrechtlich in  eine Zukunft sehen kön­
nen, die wir in der EU aushalten, und daß der 
Österreicher bis zu seinem Lebensende nicht 
noch mehr zusätzliche Steuern zu bezahlen hat. 
(Beifall bei der FPÖ.j 1 7.14 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Dr. Kapral . Ich 
erteile es ihm.  

1 7.14 .. 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPO, Wien):  Herr 

Präsident! Frau Bundesminister ! Meine Herren 
Bundesminister! Sehr  geehrte Damen und Her­
ren !  Ich werde meine Ausführungen kurz halten, 
aber es drängt mich, auch in der Diskussion etwas 
zu sagen. Vor allem möchte ich Herrn Kollegen 

Linzer antworten, was se ine Versicherung an­
langt, am Schluß seiner Ausführungen beruhigt 
zu sein: Die heutige Diskussion hat mich, was die 
Entwicklung des Staatshaushaltes und der Staats­
verschuldung anlangt, wirklich nicht beruhigt, 
weil sie in der Sache selbst nichts gebracht hat. 

Wenn wir hier so wie Herr Kollege Ellmauer, 
aber auch Herr Bundesrat Linzer die Vergangen­
heit zitieren - seit dem Jahr 1986 sind nicht ganz 
zehn Jahre vergangen - ,  so können wir noch 
weiter in die Vergangenheit zurückgehen und uns 
die Entwicklung seit 1970 ansehen. Seit damals -
mein Vorredner Tremmel hat es bereits gesagt -
stellt ja die Sozialdemokratische Partei Öster­
reichs den Finanzminister; immerhin 24 Jahre. 
1971  zum Beispiel hat es einen Abgang im Budget 
in der Höhe von nicht ganz 4 Milliarden gegeben, 
im Jahr 1972 waren es 3 , 1 Milliarden. Das ist 
dann - Sie wissen es, ich brauche es nicht zu 
wiederholen - auf die Summe von rund 100 Mil­
liarden im vergangenen Jahr gestiegen. Aber auch 
die Finanzschuldenquote des Bundes betrug im 
Jahr 1970 nur rund 12 Prozent. Im vergangenen 
Jahr hat sie sich immerhin schon auf nicht ganz 
54 Prozent belaufen. 

Wenn ich noch auf die Anfragebeantwortung 
des Herrn Bundesministers für Finanzen zurück­
kommen darf, muß ich sagen, es hat m it den Zi­
tierungen so seine Meriten. 

Der Herr Bundesminister hat aus den Schluß­
betrachtungen des OECD-Berichtes einen Passus 
zitiert - auf Seite 96 zu finden - ,  wo vom glaub­
würdigen makroökonomischen Policy-Mix ge­
sprochen wird, und hat die Haushaltskonsolidie­
rung durch Beschränkung der öffentlichen Aus­
gaben, bei der jedoch kurzfristig die Wirkung der 
automatischen Stabilisatoren zugelassen wird, er­
wähnt. (Der P r ä  s i  d e n  t übernimmt den Vor­
sitz.) 

Wenn man weiterblättert, sieht man auf den 
Seiten 98 und 99, daß d ie OECD auch in den 
Schlußbetrachtungen noch einmal in die Sache 
selbst eingeht. Sie sagt unter anderem: "Die Bud­
getentwicklung verlief in den letzten Jahren un­
gleichmäßig. 1992 kam der Prozeß,  nämlich der 
Konsol idierung, zum Stillstand, und im Jah­
re 1993 kehrte er sich unter dem Einfluß der Re­
zession um. Vielleicht haben die in den Vorjahren 
erzielten Fortschritte die I llusion geweckt, daß 
der Defizitabbau - von einer konjunkturbeding­
ten Verschlechterung abgesehen - zügig voran­
geht. Ob die Konsolidierung bereits eine Basis ge­
funden hat, ist aber noch nicht sicher. 

Es wachsen die Bundesausgaben vom Grund­
satz her - das wäre sicher auch einer Überle­
gung, einer Diskussion wert - ,  von ihrer 
Grundtendenz her immer noch schneller als die 
Einnahmen. " 
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Überdies, so schreibt die OECD weiter, hat sich 
der Schwerpunkt bei der Konsolidierung nach 
und nach von der Ausgaben- auf die Einnahmen­
seite verlagert. - Auch diesbezüglich wäre eine 
Antwort angebracht. 

Interessant ist auch ,  daß sie mit der Steuerre­
form 1 994, die ja von der Koalitionsregierung so 
hoch gelobt wird, gar nicht so einverstanden ist. 
Zitat: "Auch werden die von der Steuerreform 
1994 erwarteten Einnahmenverluste nicht von ei­
ner gleich starken Senkung der Bundesausgaben 
begleitet, sondern weitgehend durch andere Steu­
ererhöhungen gegenfinanziert. Diese Tendenz 
läuft den verkündeten mittelfristigen Zielen zu­
wider und muß als beunruhigend angesehen wer­
den ." 

Also so ganz stimmt die Feststellung des Fi­
nanzministers, daß es unter seiner Ägide keine 
Steuererhöhun.gen gegeben hat, auch nicht. (Bei­
fall bei der FPO.) 1 7.19  

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Dies ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Dringliche Anfrage 

der Bundesräte Mag. Langer, Dr. Prasch und 
Kollegen an die Bundesministerin für Gesund­
heit, Sport und Konsumentenschutz sowie an 
den Bundesminister für Unterricht und Kunst 
betreffend Sport statt Drogen (1025/J-BR/94) 

Präsident: Wir gelangen weiters zur Verhand­
lung über die dringliche Anfrage 
Nr. 1 025/J-BR/94 der Bundesräte Mag. Dieter 
Langer und Kollegen an die Bundesministerin für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz sowie 
den Bundesminister für Unterricht und Kunst be­
treffend Sport statt Drogen. 

Da sie inzwischen allen Bundesräten zugegan­
gen ist, erübrigt sich eine Verlesung durch die 
Schriftführung. 

Die dringliche Anfrage hat folgenden Wortlaut: 

Die völlige Konzeptlosigkeil der österreichi­
schen Bundesregierung in der Drogenpolitik läßt 
sich anhand der Daten aus dem Jahresbericht über 
die Suchtgiftkriminalität nachvollziehen. So stieg 
die Zahl der Drogenopfer im Jahr 1 993 um er­
schreckende 20,9 Prozent auf 226 gegenüber dem 
Vorjahr 1 992. 

Um das völlige Versagen der "Drogenpolitik" zu 
überspielen, werden mehr oder weniger dubiose 
Vereine, die sich angeblich dem Ziel der Drogen-

prävention verschrieben haben, beträchtlich sub­
ventioniert. 

Es besteht kein Zweifel, daß ein Hauptelement 
der Drogenbekämpfung die Prävention sein muß. 
Daher sind auch Maßnahmen zu unterstützen, die 
eine erfolgreiche Drogenprävention zum Ziel ha­
ben. Die grundsätzliche Bereitschaft der öffentli­
chen Hand, entsprechende Initiativen finanziell zu 
unterstützen, darf jedoch nicht als Selbstbedie­
nungsangelegenheit für gewisse Personen dienen. 
Aufgrund der fehlenden Kontrolle über die tat­
sächliche Verwendung von Subventionsmilteln 
wird diesen Personen die Möglichkeit der Selbstfi­
nanzierung eröffnet. Als jüngstes Beispiel für sol­
che Praktiken muß allem Anschein nach auch der 
Verein zur Förderung der Kampagne "Sport statt 
Drogen " in Zusammenarbeit mit der PR-Agentur 
" Teleaxis" gesehen werden. 

Nachdem sowohl das Bundesministerium für 
Unterricht und Kunst als auch das Bundesministe­
rium für Gesundheit. Sport und Konsumenten­
schutz an den Verein zur Förderung der Kampagne 
"Sport statt Drogen" Subventionsmittel verteilten, 
stellen die unterzeichneten Bundesräte an die Bun­
desministerin für Gesundheit, Sport und Konsu­
mentenschutz sowie an den Bundesminister für 
Unterricht und Kunst nachstehende 

dringliche Anfrage: 

1 .  Nach welchen Richtlinien werden in Ihrem 
Ministerium Subventionen an Vereine gewährt, de­
ren Ziel die Förderung der Drogenprävention ist? 

2. Wie viele und insbesondere welche Vereine 
haben unter dem Titel der Förderung der Drogen­
prävention bisher Subventionen in welcher Höhe 
erhalten - es wird um eine Auflistung nach den 
letzten fünf Jahren ersucht? 

3. Mit welcher Begründung wurde die Subven­
tion an den Verein zur Förderung der Kampagne 
"Sport stall Drogen " gewährt? 

4. Von wem wurde der Antrag des Vereins zur 
Förderung der Kampagne "Sport statt Drogen " un­
terfertigt? 

5. Inwieweit ist beim Verein zur Förderung der 
Kampagne "Sport stau Drogen" und der Firma 
" Teleaxis" Personenidentität gegeben? 

6. Ist Ihrer Meinung nach eine Personenidentität 
zwischen einem gemeinnützigen Verein und einer 
zum Beispiel PR-Firma subventionshinderlich? 

Wenn nein, warum nicht? 

7. Gibt es eine entsprechende Überprüfung, ob 
und wie die erhaltenen Subventionsbeträge vom 
Begünstigten verwendet wurden? 

Wenn ja, wie erfolgt diese Überprüfung, und 
welche Erfahrungen wurden dabei insbesondere 
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bei der Überprüfung des Vereins zur Förderung 
der Kampagne "Sport statt Drogen" gemacht? 

Wenn nein, warum nicht, und wann wird eine 
entsprechende Überprüfung eingeführt? 

8. Ist Ihnen bekannt, welche Aktivitäten der Ver­
ein zur Förderung der Kampagne "Sport stau Dro­
gen" bis jetzt gesetzt hat - es wird um eine genaue 
Auflistung der entsprechenden subventionierten 
Aktivitäten ersucht? 

Wenn nein, warum nicht, und wann werden Sie 
sich entsprechend informieren? 

9. Da der Öffentlichkeit keine wie immer gearte­
ten erfolgreichen Aktivitäten des Vereines zur För­
derung der Kampagne "Sport statt Drogen" be­
kannt sind, ist zu befürchten, daß es zu einer miß­
bräuchlichen Verwendung von Steuergeld durch 
diesen Verein gekommen ist. 

Ist diese Befürchtung aus Ihrer Sicht der Dinge 
gerechtfertigt? 

Wenn ja, welche Aktivitäten werden Sie daraus 
folgend setzen? 

Wenn nein, warum nicht? 

1 0. WeLche konkreten Erfolge hat der Verein zur 
Förderung der Kampagne "Sport statt Drogen" 
bisher aufzuweisen? 

1 1 .  Wird der Verein zur Förderung der Kampa­
gne "Sport stau Drogen" unter den gegebenen Um­
ständen, bei einer entsprechenden AntragsteLLung, 
wieder subventioniert werden? 

12.  Ist die Mehrfachsubventionierung des Ver­
eins zur Förderung der Kampagne "Sport stall 
Drogen U darauf zurückzuführen, daß es sich bei 
den Trägern dieses Vereins um sehr bekannte Per­
sonen handelt? 

Wenn nein, warum nicht? 

In formeLLer Hinsicht wird verlangt, diese Anfra­
ge im Sinne der Bestimmungen des § 61 der Bun­
desratsgeschäftsordnung dringlich vor Eingang in 
die Tagesordnung zum frühestmöglichen Zeit­
punkt zu behandeLn und dem Erstunterzeichneten 
Gelegenheit zur Begründung zu geben. 

* * * * *  

Präsident: Ich erteile Herrn Bundesrat Mag. 
Dieter Langer als erstem Anfragesteller zur Be­
gründung der Anfrage das Wort. 

1 7.20 
Bundesrat Mag. Dieter Langer (FPÖ, Wien):  

Herr Präsident! Frau Bundesministerin! Herr 
Bundesminister !  Hohes Haus ! Sehr geehrte Da­
men und Herren! Nicht nur die gestiegene Zahl 
der Drogentoten - ich verweise auf die Zahl von 
226 allein im Jahr 1993; das ist ein Anstieg von 
über 20 Prozent, also von mehr als einem Fünftel 
gegenüber 1992 - , also nicht nur die gestiegene 

Zahl der Drogentoten, sondern auch das weitere 
Ansteigen der Suchtgiftkriminalität in den ver­
schiedensten Bereichen, wie wir aus dem Drogen­
bericht erfahren, weisen das Drogenproblem als 
eines der großen gesellschaftlichen Probleme un­
serer Zeit aus. 

Die soeben erwähnten Drogenopfer und das, 
was im Drogenbericht steht, sind nur das äußere 
Zeichen, dahinter verbirgt sich eine ungeheure 
Dunkelziffer, und das Problem wird größer. Das 
ist der Bundesregierung seit Jahren bekannt, und 
seit Jahren, das muß man feststellen, ist der 
Kampf gegen das Drogenproblem in Österreich 
ohne Erfolg. Nicht nur der Kompetenzwirrwarr, 
auch die Ideenlosigkeit, d ie nicht einmal in Ansät­
zen Lösungen hervorbringt, sind daran schuld. 

Man kann sich offenbar gegenüber Rauchern 
sehr stark machen und damit mediale Begleitmu­
sik zur eigenen Profil ierung erreichen, auch wenn 
es a la longue nichts genützt hat, aber in der Dro­
gen politik hat die Regierung versagt. Auch von 
Ihnen, Frau Bundesminister, vermissen wir ent­
sprechende Ansätze. 

Die Regierung setzt lediglich Alibihandlungen, 
um sich den Anschein von Aktivitäten zu geben. 
Unter diesen Alibihandlungen gibt es auch Sub­
ventionen an Vereine , die die verschiedensten 
Aufgaben übernehmen. Und unter diesen Verei­
nen gibt es auch solche, die tatsächlich oder an­
geblich auf dem Gebiet der Drogenprävention tä­
tig sind. 

Wohlgemerkt, ich sage es mit aller Deutlich­
keit: Die Drogenprävention ist eine der sinnvoll­
sten Aufgaben und Maßnahmen im Kampf gegen 
Drogen, denn sie packt das Übel an der Wurzel. 
Und wohlgemerkt, ich sage es mit aller Deutlich­
keit: Es ist sinnvoll und positiv, erfolgreiche Maß­
nahmen, die von privaten Personen oder Verei­
nen gesetzt werden, zu unterstützen, auch durch 
Subventionen, durch öffentliche Gelder. Aber 
nur dann, wenn diese gezielt und kontrolliert ein­
gesetzt werden. 

Abzulehnen ist jedoch das Überhandnehmen 
der "Subventionitits" als Ersatz für eigene Ideen 
und für eigene erfolgreiche Arbeit. Es ist noch 
mehr abzulehnen, wenn aufgrund mangelnder 
Kontrolle über die Verwendung dieser Subven­
tionsgelder Vereinen und Personen die Möglich­
keit geboten wird, Selbstdarstellung und Selbstfi­
nanzierung zu betreiben. 

Besondere Vorsicht ist geboten, wenn derartige 
Vereine geschäftliche und finanzielle Verknüp­
fungen aufweisen, in die Personen des öffentli­
chen Lebens oder Familienangehörige von sol­
chen verwickelt sind, wie dies - ich komme auf 
den Kern der dringlichen Anfrage - bei der Ver­
quickung des Vereins zur Förderung der Kampa-
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gne "Sport statt Drogen" mit der Public-Rela­
tions-Firma "Teleaxis" und mit Mitgliedern der 
Familie des Bundeskanzlers Vranitzky gegeben 
ist. 

Frau Bundesminister! Herr Bundesminister! Es 
gibt in Ihren Ministerien offenbar keine Richtli­
nien für die Subventionsvergabe oder sie sind zu 
weit gefaßt oder werden zu weitherzig ausgelegt; 
möglicherweise, wei l  hinter diesem Verein Perso­
nen mit prominentem Namen stehen. 

Ich habe nichts - ich betone das ausdrücklich 
- gegen die Unterstützung karitativer Organisa­
tionen, karitativer Vereine und Unternehmungen 
durch Personen und Persönlichkeiten des öffent­
l ichen Lebens. Aber ich habe alJes gegen die Aus­
nützung karitativer Ideen unter einem guten Titel 
und des Spendenwillens vieler Personen zur Fi­
nanzierung von Firmen oder Einzelpersonen -
ich werde das im Detail aufzeigen - ,  noch dazu, 
wo dieser Spendenwille vom Namen und von der 
Stellung des Bundeskanzlers Vranitzky n icht un­
maßgeblich beeinflußt gewesen sein könnte. 

Angenehmer Nebeneffekt sollte wohl  auch 
sein, daß d ie in der Öffentlichkeit weit verbreite­
ten karitativen Aktivitäten der Gattin des Bun­
deskanzlers dem Namen Vranitzky besonderen 
Glanz verleihen . In Vorwahlzeiten ein nicht un­
maßgeblicher Bonus. 

Unverständlich ist es jedoch, daß von den ein­
laufenden Sponsorgeldern die Firma "Teleaxis" 
50 Prozent erhält, wenn diese Sponsorgelder auf­
grund des prominenten Namens umso reichlicher 
fließen. 

Unverständlich wird diese Vorgangsweise vor 
allem dann, wenn man bedenkt, daß nach Ein­
schalten dieser Public-Relations-Firma die Höhe 
der ausgeschütteten Spendengelder, die dieser 
Verein weitergeben konnte, katastrophal abstürz­
te . Waren im Jahr 1 99 1  aus der Veranstaltung ei­
nes Golf turniers, welches die Gattin unseres Bun­
deskanzlers allein organisierte, noch 5,5 Millio­
nen für einen wohltätigen Zweck vorhanden und 
wurden ausgeschüttet, so ging es nach Einschal­
tung der Public-Relations-Firma bergab. 1992 
brachte ein von "Teleaxis" veranstaltetes Golftur­
n ier nur mehr 1 ,050 Millionen Schilling. 1994 
waren es immerhin veritable 2,050 Millionen 
Schilling, aber das ist noch immer weniger als die 
Hälfte dessen, was vorhanden war, als es die Gat­
tin unseres Bundeskanzlers allein machte. 

Noch viel unverständlicher wird es für die Men­
schen dieses Landes, die sich die Spenden für ei­
nen wohltätigen Zweck oft vom Mund absparen 
. . .  (Bundesrat S t r u  t z  e n b e  r g e r: Die, die 
Golf spielen . . . . ') Ich sagte, für die Menschen die­
ses Landes, die mit Mildtätigkeit, Wohltätigkeit 
und karitativem Zweck letztlich etwas verbinden, 

was sie als Spenden hergeben und sich vom Mun­
de absparen. 

Es wird noch unverständlicher, wenn ein Tei l  
der mit  dem Namen Vranitzky im Hintergrund 
aufgetriebenen Spendengelder in die Familie Vra­
nitzky zurückfließt, und zwar in Form eines Ge­
haltes und eines D ienstwagens für die Tochter des 
Herrn Bundeskanzlers - mit brutto 56 000 S 
monatlich und einem B MW. 

Das darf man auch öffentlich behaupten, denn 
ein Gerichtsbeschluß hält fest - ich zitiere - :  
Geht man von der offensichtlich richtigen Tatsa­
che aus, daß Claudia Vranitzky ein Angestellten­
gehalt aus der Firma "Teleaxis" bezieht, d ie wie­
derum zumindest einen Teil ihres Einkommens 
aus der Verwaltung von Geldsponsorleistungen 
des Vereins "Sport statt Drogen" erhält, ist auch 
die von der Zeitschrift " News" gezogene Schluß­
folgerung, daß ein Teil  der Spendengelder direkt 
in die Familie Vranitzky zurückfl ießt, richtig. 

Das, meine Damen und Herren ,  ist doch wirk­
lich ungeheuerlich! (Zwischenruf der Bundesrätin 
H i e s.) 

Meine Damen und Herren !  Ist das ein sorgsa­
mer Umgang mit Spendengeldern für karitative 
Zwecke oder der nachlässige Umgang mit solchen 
als Nachfolge des seinerzeitigen "Volksfürsor­
ge"-Skandals? - In diese Verflechtung fließen 
Subventionsgelder der öffentlichen Hand. 

Frau Bundesminister! Herr Bundesminister! 
Haben Sie bei Prüfung dieses Subventionsansu­
chens ordentlich geprüft und recherchiert? - Of­
fensichtlich nicht! Es müßte Ihnen doch aufgefal­
len sein,  daß der Verein "Sport statt Drogen" im 
selben Büro mit der ihn vermarktenden Public­
RelationS-Agentur "Teleaxis" untergebracht ist 
und sogar denselben Telefonanschluß hat. Es 
müßte aufgefallen sein, daß dieser Verein selbst 
keine Veranstaltungen organisiert hat. Es müßte 
aufgefallen sein, daß der Verein selbst in der Öf­
fentlichkeit keine erfolgreichen Aktivitäten ge­
setzt hat. 

Die nunmehr nachträglich, nach Aufkommen 
dieser Verknüpfungen übermittelte Liste für die 
Aktionen umfaßt 3 1  Punkte, doch die Recher­
chen haben ergeben, daß keine einzige dieser Ak­
tivitäten selbst veranstaltet wurde. Die Veranstal­
ter bekamen Transparente und T-Shirts. 

Es m ußte den Ministerien doch bekannt sein  -
oder hätte bekannt sein  müssen - ,  welche Aktio­
nen dieser Verein zur Drogenprävention bisher 
gesetzt hat oder vor hatte zu setzen. Es müßte 
oder hätte müssen bekannt sein, wie dieser Verein 
seine Gelder verwendet. Doch offenbar war all 
dies n icht der Fall, sonst könnten die Ministerien, 
die Frau Bundesminister und der Herr Bundesmi-
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nister, auf eine entsprechende Anfrage vom April 
dieses Jahres etwas verspätet, nämlich im Juni 
dieses Jahres, nicht antworten, daß es solche Re­
cherchen offenbar nicht gegeben hat, da darüber 
nichts bekannt ist. Man versteckt sich dahinter, 
daß es sich dabei um interne Angelegenheiten des 
Vereins handelt - ein Verein, der in der Öffent­
lichkeit wirkt, stelle ich fest! - ,  daß man nicht 
erforschen könne bei einem Subventionsansu­
chen, was dieser Verein tut, was dieser Verein 
macht, wie dieser Verein in der Öffentlichkeit sei­
nen Zweck und seine Ziele verfolgt. 

Meine Damen und Herren !  Solche Recherchen 
gehören zu einer geordneten Subventionspolitik, 
denn es darf nicht sein, daß ein Verein mit öffent­
lichen Geldern Subventionen erhält, der unter 
dem Mantel der Mildtätigkeit und mit dem Na­
men des Bundeskanzlers einer Firma gute Ge­
schäfte zukommen läßt, bei welcher die Tochter 
des Bundeskanzlers auf der Gehaltsliste steht und 
von der ihr auch ein Dienstwagen zur Verfügung 
gestellt wird. (Beifall bei der FPÖ.) 17.34 

Präsident: Zur Beantwortung hat sich zunächst 
Frau Bundesministerin für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz, Dr. Christa Krammer, 
gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

1 7.34 
Bundesministerin für Gesundheit, Sport und 

Konsumentenschutz Dr. Christa Krammer: Sehr 
geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Da­
men und Herren! "Vorbeugen statt heilen, heilen 
statt strafen !"  - das ist seit vielen Jahren der 
Leitgedanke der österreichischen Drogenpolitik. 
Dieses Konzept, das in die österreichischen 
Suchtmittelbestimmungen eingeflossen ist, hat 
sich in diesem sehr sensiblen Bereich in einer sich 
ständig ändernden Welt insgesamt bewährt und 
wird von der Öffentlichkeit als ausgewogener, 
realistischer Mittelweg akzeptiert. 

Dazu zählt die gesetzliche Verpflichtung des 
Gesundheitsressorts, Aufklärungsarbeit zu lei­
sten. Als Schwerpunkt dieses Auftrages wird seit 
1 992 an den Schulen in Österreich fächerüber­
schneidend Klartext über die Drogenproblematik 
gesprochen. In erster Linie geht es darum, den 
Jugendlichen in deren oft schwieriger Prägephase 
zu helfen, Lebensstile zu entwickeln, die später 
Suchtverhalten vermeiden helfen. Es wird das 
Selbstwertgefühl durch Primärerlebnisse, durch 
Musik, durch Sport und andere Formen von Zu­
friedenheit gefördert. 

Sucht bedeutet nicht nur Drogenabhängigkeit, 
sondern kann viele Formen und Auswirkungen 
haben. Wer die Gefahr von Sucht und Suchtmit­
teln richtig einschätzen wil l ,  muß gut informiert 
sein und muß wissen ,  wo er Hilfe und Beratung 
findet. Zu diesem Zweck werden vom Bund und 
von den Ländern flächendeckend Beratungsstel-

len gefördert, die von jedermann anonym in An­
spruch genommen werden können. 

Viele engagierte Einzelpersonen, Privatinitiati­
ven und Vereine leisten wertvolle und unverzicht­
bare Arbeit im Drogenbereich. Nur durch ein Zu­
sammenwirken der öffentlichen und privaten 
Initiativen ist es möglich, das Ziel der Prävention 
zu erreichen. 

Menschen, die durch ihre Sucht oft schwer er­
krankt sind, brauchen qualifizierte Hilfe, d ie ih­
nen in Österreich in verschiedener Form, durch 
ambulante und stationäre Einrichtungen, zur 
Verfügung steht. Suchtkrankenhilfe ist aber ein 
Weg der kleinen Schritte, unbedankt und nicht 
sehr spektakulär. Viel mehr Aufmerksamkeit fin­
det meist die Zahl der Drogentoten. Das hat man 
auch bei meinem Vorredner bemerkt. Auch er 
hat sich an diesem Thema festgeklammert, ob­
wohl, sehr geehrter Herr Bundesrat, dies wirklich 
nun e i n  e r der Indikatoren für das Ausmaß der 
Suchtproblematik ist, denn - ich bitte Sie, das zu 
bedenken - diejenigen ,  die durch gute Aufklä­
rungsarbeit, durch Aktivitäten verschiedener Ver­
eine, durch Aktionen, wie sie "Sport statt Dro­
gen" setzt, vom Drogenkonsum abgehalten wer­
den, sieht man nicht, über die kann man in keiner 
Zeitung lesen, die kann man nicht zählen, die sind 
aber da. 

Ich habe ein Schlüsselerlebnis gehabt. Junge 
Leute, mit denen ich ja sehr oft diskutiere, weil 
ich auch Kinder in jugendlichem Alter habe, ha­
ben mir gesagt: Wir hätten auch an Drogen kom­
men können, aber wir haben das nicht gemacht, 
weil wir aufgeklärt worden sind, wir haben es 
nicht gemacht, weil wir verschiedene andere 
Möglichkeiten haben, uns abzulenken, weil wir 
gelernt haben, andere Möglichkeiten zu nutzen, 
unsere Freizeit sinnvoll zu nutzen. 

N ur: Die sieht man nicht. Es steht eben in kei­
ner riesengroßen, höchst plakativen Überschrift: 
Schon wieder hat ein Jugendlicher nein gesagt 
zum Drogenkonsum. Es steht eben nur dort, daß 
einer zu Tode gekommen ist. Es ist traurig, aber 
ich bitte Sie, bedenken Sie bei allem, was Sie über 
Drogen und die Drogenpolitik sagen, auch,  wie 
viele davon abgehalten werden. (Beifall bei SPÖ 
und Ö VP.) 

Österreich will auch in  Zukunft, auch unter 
Bedachtnahme auf die internationale Entwick­
lung, einen ausgewogenen Weg gehen: nicht mo­
ralisierend, nicht ächtend, sondern gemeinsam 
mit der Öffentlichkeit gezielt vorbeugen, helfen, 
wo es notwendig ist, aber auch - das sage ich 
auch ganz deutlich, und dazu stehe ich - strafen, 
wo es unerläßlich ist. 

Zu Frage 1 :  
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Für die Förderung von Aktivitäten und Projek­
ten im Bereich der Drogenarbeit werden neben 
den einschlägigen Bestimmungen wie etwa § 2 
des Suchtgiftgesetzes, die haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen sowie die vom Bundesministeri­
um für Finanzen dazu erlassenen einschlägigen 
Richtlinien zur Anwendung gebracht. 

Zu Frage 2:  

Das Bundesministerium für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz fördert Vereine und 
Einrichtungen, die gemäß § 22 Suchtgiftgesetz 
anerkannt sind. 

Ziel der Tätigkeit dieser Einrichtungen und 
Vereine ist die Beratung und Betreuung von Dro­
genmißbrauchern und Drogenabhängigen bezie­
hungsweise - das darf man auch nie übersehen 
- deren Angehörigen, denn die trifft ja das 
furchtbare Schicksal, wobei ein wichtiger Teil der 
Beratungstätigkeit auch präventiven Charakter 
aufweist. 

In den Jahren 1989 bis 1 994 ist die Förderung 
für Vereine und Einrichtungen gemäß § 22 des 
Suchtgiftgesetzes von 1 4,8 Millionen Schilling auf 
20 Millionen Schilling gestiegen. Ich sage Ihnen 
jetzt, was das im einzelnen bedeutet. Ich bemühe 
mich, das genau zu beantworten ,  das wird aber 
natürlich ein bißchen dauern, und ich ersuche 
Sie, nicht ungehalten zu sein. 

Die Einrichtungen: 

der Burgenländische Verband zur Fürsorge 
und Rehabilitation psychisch Behinderter: 1989: 
80 000, 1990: 60 000, 1 99 1 :  150 000 - wobei ich 
hinzufüge, das richtet sich nach der jeweiligen 
Förderung, die das Land dazugibt - ,  1 992: 
1 75 000, 1993: 1 90 000 und 1994: 200 000. 

Arbeitsvereinigung der Sozialhilfeverbände 
Kärnten: 1989: 400 000, 1 990: 300 000, 1 99 1 :  
300 000, 1992: 300 000, 1 993: 300 000 und 1994: 
300 000. 

Magistrat der Stadt Klagenfurt: 1 989: 400 000, 
1990: 600 000, 199 1 :  550 000, 1992: 570 000, 
1 993: 620 000 und 1 994: 620 000. 

Anton-Proksch-Institut, Drogenstation Möd­
ling - ein hervorragender Verein - : 1 989: 
2 Mill ionen, 1 990: 2 Millionen, 1 99 1 :  2,5 Millio­
nen, 1992: 2,5 Millionen, 1 993: 2,5 Millionen und 
1994: 2 ,5 Millionen. 

Caritas St. Pölten, auch sehr engagiert: 1989: 
200 000, 1990: 200 000, 1 991 : 250 000, 1 992 : 
285 000, 1 993: 3 1 3  000 und 1994: 500 000. 

Amt der Niederösterreichischen Landesregie­
rung, Drogenberatung in Mistelbach und Gän­
serndorf: 1989: 45 000, 1990: S5 000, 1 99 1  -

man merkt da auch das Engagement vor Ort, also 
der jeweiligen Stadt oder des Landes - : 1 40 000, 
1 992: 1 40 000, 1993: 1 75 000 und 1994: 1 75 000. 

Gesellschaft Pro Mente Infirmis: 1989: 
1 680 000, 1 990: 1 ,6 Millionen, 1 991 :  1 ,8 Millio­
nen, 1 992: 1 ,9 Millionen, 1993: 2 330 000 und 
1 994: 3 790 000. 

Magistrat der Stadt Wels, Drogenberatungsstel­
le Circ1e: 1989: 250 000, 1 990: 250 000, 1 99 1 :  
275 000, 1 992: 275 000, 1 993: 300 000, 1 994: 
400 000. 

Amt der Oberösterreichischen Landesregie­
rung, Beratungsstellen des Landes: 1989: 900 000, 
1 990: 1 Million, 1991 : 1 Million, 1992: 1 1 50 000, 
1993: 1 265 000, 1 994: 1 49 000 - ich sage dazu, 
daß die Zahlen für 1 994 noch keine endgültigen 
sind . 

Landesverband für Psychohygiene Salzburg: 
1989: 730 000, 1990: 730 000, 1 99 1 :  1 090 000, 
1992: 1 1 1 5 000, 1993: 1 341  000 und 1994: 
1 323 000. 

Amt der Salzburger Landesregierung, Drogen­
beratungsstelle: 1 989: 300 000, 1 990: 245 000, 
1 99 1 :  270 000, 1 992: 270 000, 1 993: 300 000, 
1 994: 350 000. 

Amt der Steiermärkischen Landesregierung, 
Drogenberatungsstellen: 1 989: 2 10  000, 1990: 
1 50 000, 199 1 :  461 000, 1 992: 400 000, 1993: 
400 000, 1 994: 400 000. 

Verein für psychische und soziale Lebensbera­
tung: 1989: 50 000, 1990: 70 000, 199 1 :  1 00 000, 
1 992: 1 00 000, 1 993: 1 1 0 000, 1 994: 1 40 000. 

Verein BIZ Obersteiermark : 1989: 50 000, 
1990: 50 000, 1 99 1 :  55 000, 1 992: 150 000, 1993: 
1 92 000, 1994: 1 92 000. 

Beirat der Arbeitsgemeinschaft gegen Suchtge­
fahren: 1 989: 1 00 000, 1 990: 100 000, 1991 :  
1 00 000, 1 992: 1 00 000, 1 993: 1 1 0 000, 1994: 
1 40 000. 

Verein zur Förderung des Jugendzentrums 
Z 6: 1 989: 480 000, 1 990: 490 000, 199 1 :  490 000, 
1 992: 490 000, 1993: 520 000, 1 994: 560 000. 

Amt der Tiroler Landesregierung, Beratungs­
stellen des Landes: 1 989: 1 Million, 1990: 1 Mil­
lion, 199 1 :  1 Million, 1 992: 1 Million, 1993: 
1 Million, 1994: 1 Million. 

Gesellschaft für psychische Hygiene: 1989: 
100 000, 1 990: 1 20 000, 1 99 1 :  150 000, 1992: 
1 50 000. 1 993 und 1994 gab es keine Förderun­
gen. 

Krankenhausstiftung Maria Ebene, Drogensta­
tion: 1 989: 600 000, 1990: 600 000, 1991 :  
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600 000, 1992: 600 000, 1 993: 1 ,3 Millionen und 
im Jahr 1994: 2 092 000. 

Arbeitskreis für Vorsorge und Sozialmedizin: 
1989: 3 10  000, 1990: 3 1 0  000, 1 99 1 :  340 000, 
1992: 340 000, 1993 und 1 994 gab es noch nichts. 

Club Change: 1989: 500 000, 1990: 500 000, 
199 1 :  550 000, 1992: 580 000, 1993: 800 000. 

Kuratorium für psychosoziale Dienste: 1 989: 
1 592 000, 1 990: 1 092 000, 199 1 :  1 ,3 Millionen, 
1 992: 1 ,3 Millionen, 1 993: 1 ,5 Millionen und heu­
er auch 1 ,5 Millionen. 

Verein Dialog: 1989: 1 842 586, 1990: 
1 973 l 36, 1 99 1 :  2 034 000, 1992: 1 950 000, 
1993: 1 969 000, 1994: 2, 1 Millionen. 

Verein Kriseninterventionszentrum: 1 989: 
240 000, 1 990: 240 000, 199 1 :  260 000, 1992: 
260 000, 1993: 284 000, 1 994: 290 000. 

Österreichische Gesellschaft "Rettet das Kind" , 
Projekt Streetwork: 1989: 800 000, 1990: 800 000, 
1991 : 900 000, 1992: 900 000, 1 993: 1 ,2 Millio­
nen, 1 ,3 Millionen im Jahr 1994. 

In Summe: im Jahre 1 989: 14 86 1 000 und im 
Jahr 1994: 20 02 1 000. - Die Auflistung ist nicht 
ganz vollständig, ich habe schon vorhin das ge­
sagt, was das Jahr 1 994 anlangt. 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, 
setzt das Bundesministerium für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz alljährlich be­
trächtliche Mittel im Bereich der Suchtgiftfor­
schung und für Aufklärungsmaßnahmen im Dro­
gen bereich ein. Ein Teil der Information über 
Aids ist naturgemäß ebenfalls dem Thema Dro­
gen gewidmet. 

Frage 3 :  

Grundsätzlich wird festgehalten, daß es keine 
Subventionierung des Vereines für seine gesamte 
Tätigkeit gegeben hat. Die Unterstützung wurde 
seitens meines Ressorts für eine spezielle Schi­
kursaktion gewährt. 

Jetzt bitte ich Sie, meine Damen und Herren, 
um Aufmerksamkeit: Das, was gewissen Damen 
und Herren hier ins Auge sticht, war eine Aktion 
für 26 000 Schülerinnen und Schüler in Öster­
reich, und in meinen Augen ist das nicht hinaus­
geworfenes Geld , wenn 26 q.OO Kinder davon pro­
fitier�n. (Beifall bei der SPO und bei Bundesräten 
der OVP. ) Osterreichweit, an allen Schulen der 
10- bis 1 4jährigen, wurde diese Aktion gestartet. 
Ich höre immer in Sonntagsreden oder in Reden 
gewisser Herrschaften diese schöne Floskel "für 
unsere Jugend" . Wenn diese nicht Schall und 
Rauch sein sollen, meine Damen und Herren, 
dann müssen wir sie mit Inhalten versehen, dann 

muß man für diese vielzitierte "unsere Jugend" 
auch wirklich etwas machen, und hier ist etwas 
gemacht worden. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Der Abschluß dieser Schülerschispiele fand 
vom 22. bis 24. 4. in Obertauern statt. Diese Ak­
tion für Schüler diente der Drogenprävention 
durch die Alternative Sport. - Sport, meine Da­
men und Herren , ist eine Alternative, das wird 
doch niemand hier in diesem Saal allen Ernstes 
bezweifeln. 

Zu Frage 4: 

Der Antrag für das Projekt Schü lerschispiele 
wurde vom zeichnungsberechtigten Kassier Ro­
land Schmidt unterzeichnet. 

Frage 5 und 6: 

Die Frage der personellen Struktur eines Verei­
nes ist kein Gegenstand der Vollziehung. Grund­
sätzlich ist es nicht Aufgabe der Förderverwal­
tung, zu prüfen, welcher Firmen oder anderer 
Personen sich der Förderungsempfänger zur Er­
reichung des Zwecks bedient. Wir müssen nur das 
Projekt prüfen. 

Zu den Fragen 7 und 9: 

Selbstverständlich, jede Subvention muß vom 
Subventionswerber abgerechnet werden. Die Be­
lege werden sowohl sachlich als auch rechnerisch 
überprüft. Die das geförderte Projekt betreffen­
den Belege werden derzeit vom Bundesministeri­
um für Gesundheit, Sport und Konsumenten­
schutz geprüft. Im übrigen ergibt sich für mich 
kein Hinweis darauf, daß der Verein Gelder miß­
bräuchl ich verwendet hätte. 

Zu den Fragen 8 und 1 0: 

Diese Fragen betreffen keinen Gegenstand der 
Vollziehung. Was das seitens meines Ressorts ge­
förderte Projekt des Vereines betrifft, verweise 
ich auf die Beantwortung von Frage 3. 

Zu Frage 1 1 : 

Es wird nochmals darauf hingewiesen, daß 
nicht der Verein als Ganzes, sondern ein konkre­
tes Projekt vom Bundesministerium für Gesund­
heit, Sport und Konsumentenschutz gefördert 
wurde. Derzeit liegt kein weiterer Antrag auf 
Förderung vor. Grundsätzlich ist zu bemerken, 
daß die Förderungswürdigkeit in  jedem Einzelfall 
zu prüfen ist. 

Zu Frage 1 2: 

Die Förderung eines Vorhabens durch mehrere 
Ressorts ist üblich , wenn dieses Vorhaben den 
Wirkungsbereich dieser Ressorts auch betrifft. Im 
Bereich der Gesundheitserziehung im allgemei­
nen und der Drogenprävention im besonderen ist 
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eine breite Zusammenarbeit insbesondere zwi­
schen dem Bundesministerium für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz und dem Bundes­
ministerium für Unterricht und Kunst besonders 
wichtig. Im Falle des angesprochenen Projektes 
erfolgte eine anteilsmäßige Subventionierung 
durch beide Ressorts. Das Vorhaben ist also kei­
neswegs - wie Sie unterstellen - doppelt finan­
ziert worden. 

Meine Damen und Herren! Das war die offi­
zielle Beantwortung. Ich möchte aber noch etwas 
h inzufügen. Vergessen Sie jetzt, daß eine Ministe­
rin, eine Politikerin vor Ihnen steht. Ich bin eine 
Mutter von zwei Kindern. Was sollen sich denn 
die Kinder von Politikern, die Kinder Prominen­
ter eigentlich denken, wenn sie so durch den 
Dreck gezerrt werden? Wir haben diese Frage 
einmal bei uns im Burgenland besprochen, näm­
lich, als sich die Tochter des damaligen Landes­
hauptmann-Stellvertreters Dr. Sauerzopf um ei­
nen Posten beworben hat. Damals haben wir ge­
sagt: Ja das darf doch nicht sein, daß ein Name ein 
Schandmal wird ! Was sollen denn die Kinder ma­
chen? Sie müssen ja irgend etwas arbeiten. Aber 
egal, wo sie arbeiten, es kommt einer, zeigt auf sie 
und sagt: Das darfst du nicht ! Da ist etwas faul !  -
Ich verstehe das nicht, das muß ich Ihnen sagen! 

Sie alle werden wahrscheinlich Kinder haben. 
Ich frage mich, was Sie Ihren Kindern raten, wel­
che Berufe sie ergreifen sollen, was Sie Ihren Kin­
dern sagen, wenn sie sich einmal irgendwo um 
eine Tätigkeit bewerben. Sagen Sie: Laß dich um­
taufen, versteck deinen Namen, du mußt dich für 
meinen Namen schämen!? - Ich werde das mei­
nen Kindern nicht sagen. Wenn sie gute Arbeit 
leisten, dann haben sie auch das Recht, entspre­
chend bezahlt zu werden. Wegen meines Namens 
muß sich niemand verstecken! (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP. ) 

Ich füge noch hinzu: auch wegen des Namens 
Vranitzky niemand! Der Bundeskanzler hat bis 
jetzt jeder Österreicherin und jedem Österreicher 
Ehre gemacht, er hat unser Land bis jetzt gut ver­
treten - im Inland und im Ausland! Es tut mir 
leid , daß seine Tochter sich jetzt hier herstellen 
muß - obwohl sie nicht anwesend ist - und sie 
von gewissen Herrschaften bekleckert wird. Das 
ist unsauber, meine Damen und Herren! (Beifall 
bei der SPÖ.) 1 7.52 

Präsident: Ich erteile Herrn Bundesminister 
für Unterricht und Kunst Dr. Rudolf Scholten 
zur weiteren Beantwortung das Wort. 

1 7.52 

Bundesminister für Unterricht und Kunst Dr. 
Rudolf Scholten: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die Schule als wichtiger Sozialfak­
tor hat die Aufgabe, sich mit den suchtbegünsti­
genden Lebensbedingungen auseinanderzusetzen, 

vor allem aber Kindern und Jugendlichen Hilfen 
für den Angst- und Spannungsabbau anzubieten, 
zur Entwicklung der Persönlichkeit mit dem Auf­
bau entsprechender Stärke und des Selbstvertrau­
ens beizutragen sowie die Fähigkeit zur sozialen 
Kommunikation zu entwickeln. 

Drogenprophylaxe im Rahmen der Bildungsar­
beit ist wesentlicher Teil eines umfassenden Pro­
gramms zur Suchtprävention, welches ebenso 
Aufklärung und Bewußtseinsbildung über Fragen 
des Alkoholmißbrauchs und Nikotinkonsums 
umfaßt. D iese Arbeit erfolgt im gegenstandsbezo­
genen, aber auch insbesondere im interdisziplinä­
ren Unterricht. Durch Projekte, durch projekt­
orientiertes Lernen und durch Aktionen inner­
halb und außerhalb der Schule wird dem Anlie­
gen der Suchtprävention in geeigneter Form 
entsprochen. 

Mit dieser Vorgangsweise wird insbesondere 
den Grundsätzen der Weltgesundheitsorganisa­
tion entsprochen, die empfiehlt, in der Bildungs­
arbeit für entsprechende Wissensvermittlung und 
Motivation sowie für gesundes Verhalten zu sor­
gen und andererseits aber auch gesundheitsdienli­
che Aktivitäten zu stärken und ausgewogene kör­
perliche Betätigung, Entspannung zur Streßbe­
wältigung und zur Kommunikation zu fördern. 

Ich möchte nur kurz einige, nahezu mutwillige 
aus einer langen Liste ausgewählte Maßnahmen 
nennen, die dem Argument der Untätigkeit wi­
dersprechen und viele Äußerungen, die in der 
Anfragebegründung enthalten waren, der Katego­
rie "Unterstellungen" zuordnen. 

Seitens des Unterrichtsministeriums wurden 
Materialien erstellt, die in einer Auflage von über 
4 000 den österreichischen Schulen zugute ka­
men. Das Problem dieser Materialien war, daß sie 
so rasch vergriffen waren, daß die Neuproduktion 
mit der Nachfrage nicht standhalten konnte. -
Es wurde Information angeboten, und daher ist 
das Argument der Nicht-Information zu der Ka­
tegorie der politischen Banalität zu zählen . 

Zweitens wurden ein Kurrikulum zur Sucht­
prävention in der Schule entwickelt und entspre­
chende Investitionen in der Lehrerbildung und 
Lehrerfortbildung in Zusammenarbeit mit den 
mit diesem Thema befaßten Wissenschaftlern er­
stellt. 

Es gibt eine Untersuchung des Ludwig-Boltz­
mann-Institutes zur Frage der Suchtgiftpräven­
tion in der Schule, und zurzeit laufen Vorarbeiten 
für ein Modell, um den Schulgemeinschaften die 
Möglichkeit anzubieten, individuell Konzepte zur 
Suchtgiftprävention zu entwickeln, wei l  die Er­
fahrung gemacht wurde, daß im konkreten Rea­
gieren der Standort jeder übergeordneten Stelle 
überlegen ist, weil die buchstäbliche maßge-
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schneiderte Maßnahme am Ort mit den betroffe­
nen Jugendlichen der zielführendste Weg ist, der 
aber nur dann Sinn macht, wenn die begleitenden 
Maßnahmen, die ich vorhin erwähnt habe, auch 
funktionieren und zur Verfügung gestellt werden. 
Außerdem haben wir gemeinsam mit der Ärzte­
kammer und der Apothekerkammer eine Aktion 
gestartet, um Aufklärung und Prävention zum 
Thema Medienmißbrauch anzubieten und zu die­
sem Zweck den Eltern entsprechende Informatio­
nen zur Verfügung zu stellen, weil der Übergang 
vom Medikamentenmißbrauch zum Drogenmiß­
brauch oft nur ein fließender ist. 

Lassen Sie mich nun, bevor ich die Anfragebe­
gründung auch politisch kurz beleuchte, auf die 
gestellten Fragen antworten. 

Zu den Fragen 1 und 2: 

Förderungen des Unterrichtsministeriums wer­
den nach den allgemeinen Rahmenrichtlinien für 
die Gewährung von Förderungen aus Bundesmit­
teln, die für alle Ressorts gelten, vergeben. Dabei 
wird die Förderungswürdigkeit des Vorhabens 
unter den vom Unterrichtsministerium wahrzu­
nehmenden Gesichtspunkten, die sich aus dem 
Bundesministeriengesetz ergeben, ebenso sorgfäl­
tig geprüft wie auch die finanzielle Kalkulation. 
Neben den bereits beschriebenen allgemeinen 
Maßnahmen zur Drogenprävention und Sucht­
aufklärung wurden in meinem Ressort - und ich 
kann weiter zurückreichende Statistiken gerne 
schriftlich zur Verfügung stellen - im vergange­
nen Jahr zwei Vereine subventioniert oder wer­
den subventioniert. Der eine ist der zur Diskus­
sion stehende Verein "Sport statt Drogen" und 
der zweite ist der Verein "Grüner Kreis" . 

Zu Frage 3: 

Die angesprochene Subvention des Projektes 
Schülerschispiele wurde aus folgenden Gründen 
zugesagt: Schulveranstaltungen generell haben ei­
nen sehr wichtigen erzieherischen Auftrag zur er­
füllen. Im Bereich der sportlichen Veranstaltun­
gen geht es neben der Erziehung zu sinnvoller 
Freizeitgestaltung, die für alle Schulveranstaltun­
gen gilt, insbesondere um körperliches Training, 
die Gesundheitserziehung, die sinnvolle Ausein­
andersetzung mit der Natur und die Pflege des 
Gemeinschaftsdenkens. Bei Schikursen werden 
außerdem Schirennen veranstaltet, die zusätzlich 
noch zu einer pädagogischen Auseinandersetzung 
mit dem Wettkampfgedanken beitragen . 

Die Schülerschispiele, um die es hier geht, wur­
den durchgeführt, um die Schikurse durch eine 
für die teilnehmenden Schülerinnen und Schüler 
interessantere Form attraktiver zu gestalten. So 
wurden Rennergebnisse erstellt, Preise verteilt 
und die besten Gruppen pro Bundesland zu einer 
großen Abschlußveranstaltung nach Obertauern 

eingeladen. Sie hatten dabei die Möglichkeit, mit 
österreichischen Spitzensportlern zu trainieren 
und an einem Abschlußrennen teilzunehemen, 
was die Motivation für das Schifahren heben soll .  

Bei dieser in Obertauern durchgeführten Ver­
anstaltung konnte ich mich selbst von der Begei­
sterung und dem Engagement der teilnehmenden 
Jugendlichen überzeugen. Ich empfehle Ihnen al­
len, einmal bei einer Schülerveranstaltung den 
Test zu machen, wieviel aktive und wieviel passi­
ve Teilnahme von den Schülern erfolgt. Wenn Sie 
viele solcher Tests und dann diese Veranstaltung 
in Obertauern miterlebt hätten, würden Sie mir 
recht geben, daß das eine herausragende, ja eine 
wahrlich besondere Veranstaltung war, die nicht 
nur bei den betroffenen Schülerinnen und Schü­
lern große Begeisterung ausgelöst hat, sondern 
bei einer großen Zahl von Sportlern, die daran 
teilgenommen haben, und bei einer großen Zahl 
von Lehrern und Lehrerinnen, die daran teilge­
nommen haben, auch enorme Motivation vermit­
teln konnte, die dazu führte , daß diese an diesem 
Thema weiterarbeiten. Durch die professionelle 
Abwicklung dieser Schispiele konnte das Ziel der 
Steigerung der Attraktivität der Wettkämpfe und 
damit auch der Schikurse wahrlich erreicht wer­
den. 

Viertens: 

Das Förderansuchen für das Projekt Schüler­
skispiele wurde von den für den Verein "Sport 
statt Drogen" Zeichnungsberechtigten, nämlich 
der Obfrau und dem Kassier, unterzeichnet. 

Zu den Fragen 5 und 6: 

Die Frage der personellen Struktur des Vereins 
betrifft keinen Gegenstand der Vollziehung, und 
es ist auch nicht Aufgabe der Förderungsverwal­
tung, zu prüfen, welcher Personen sich der För­
derungsempfänger zur Erreichung des geförder­
ten Zwecks bedient. - Das würde im übrigen bei 
sämtlichen Subventionsfällen eine Administra­
tion notwendig machen, hinsichtlich derer ich 
mich zuerst frage, warum sie geleistet werden soll ,  
und zweitens frage, wie sie geleistet werden könn­
te, wenn man in entsprechender Form Personen 
prüft. 

Ich darf mich dem anschl ießen, was die Frau 
Bundesministerin gesagt hat: Wenn es geprüft 
worden wäre und wenn der personelle Zusam­
menhang offengelegt worden wäre, dann hätte es 
an der Entscheidung, diese Subvention gutzuhei­
ßen, wahrlich überhaupt keine Änderung herbei­
geführt. 

Zu den Fragen 7 und 9: 

Die widmungsgemäße Verwendung von Sub­
ventionsmitteln des Unterrichtsministeriums wird 
in allen Fällen nach den einschlägigen haushalts-
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rechtlichen Vorschriften geprüft. Dabei hat jeder 
Förderungsnehmer die erforderlichen Belege und 
Nachweise über Zahlungen an Dritte vorzulegen. 
Weiters wird inhaltlich geprüft, ob das Vorhaben 
dem Förderungsantrag entsprechend durchge­
führt wurde. 

Da die Subvention an "Sport statt Drogen" 
noch nicht zur Auszahlung gelangt ist, konnte 
eine entsprechende Abrechnung selbstverständ­
lich noch nicht erfolgen. Aber die bisherige Ab­
wicklung des Projektes gibt keineswegs zu der in 
der Frage 9 enthaltenen Unterstellung irgendei­
nen Anlaß.  

Zu den Fragen 8 und 1 0: 

Auch diese Fragen betreffen keinen Gegen­
stand der Vol lziehung. Ich möchte allerdings 
grundsätzlich feststellen, daß es sich bei den Akti­
vitäten des Vereins um eine wichtige und beispiel­
gebende Initiative handelt. Gerade in diesen Be­
reichen, die in diese Zwischenkategorie, in die 
Kategorie zwischen institutionalisiertem Umgang 
mit Jugendlichen und dem privaten Bereich , fal­
len, ist es wichtig, daß private Initiativen eine Er­
gänzung der öffentlichen Tätigkeit darstellen. 
Und gerade bei Themen wie der Drogenpräven­
tion, bei der es ganz besonders auf Eigeninitiative 
und Unterstützung von möglichst vielen an­
kommt, sind private Tätigkeiten wertvolle Beiträ­
ge für die Bewältigung von gesellschaftlichen Pro­
blemen. 

Durch Unterstellungen und Angriffe werden 
diese privaten Initiativen nicht gerade motiviert, 
einen derartigen Beitrag zur Lösung ebensolcher 
Probleme zu leisten. Diese Motivation scheint 
aber auch nicht Hintergrund der heute zur Dis­
kussion stehenden Anfrage zu sein .  

Bevor ich zur Frage 1 1  komme, möchte ich die 
letzte Frage, nämlich die Frage 1 2, beantworten. 

Die Förderung eines Vorhabens durch mehrere 
Ressorts ist durchaus üblich und auch zweckmä­
ßig, wenn Gesichtspunkte enthalten sind, die von 
verschiedenen Ressorts wahrzunehmen sind. Au­
ßerdem ist insbesondere im Bereich der Gesund­
heitserziehung und damit auch im Bereich der 
Drogenprävention eine intensive Zusammenar­
beit zwischen dem Unterrichtsministerium und 
dem Gesundheitsministerium unerläßlich, wes­
halb entsprechende Vorhaben auch grundsätzlich 
mit diesem Ressort, nämlich dem Gesundheitsres­
sort, abgestimmt werden. 

Die Unterstellung der Mehrfachsubvention 
würde bedeuten, daß das Vorhaben doppelt fi­
nanziert worden ist. Das ist selbstverständlich 
nicht der Fall , sondern es erfolgt eine anteilsmä­
ßige Subventionierung durch beide Ressorts. 

Nun zur Frage 1 1 , ob der Verein zur Förde­
rung der Kampagne "Sport statt Drogen" unter 
den gegebenen Umständen bei einer entsprechen­
den Antragstellung wieder subventioniert werden 
würde. 

Meine Damen und Herren ! Ich denke, daß sich 
alle politischen Parteien, Bewegungen, Gruppie­
rungen und Initiativen dieses Landes in einem 
finden, nämlich daß selbständiges Agieren freier 
Bürger, daß selbständiges, eigeninitiatives, selbst­
bewußtes und engagiertes Auftreten Ziel unserer 
politischen Arbeit sein sollte. Ich denke, daß sich 
alle politischen Kräfte dieses Landes in einem 
Punkt einig sind , nämlich daß wir die Initiativen, 
die diesem Ziel bereits dienen, unterstützen soll­
ten, daß wir ihnen Mut dazu machen sol lten. Wir 
sollten ihnen klarmachen, daß das unser Ziel ist 
- und nicht das Gegenteil. 

Gerade d ie Fraktion des Anfragestellers ver­
wendet das Wort "frei" gerne im Zusammenhang 
mit ihrer politischen Argumentation, sie beweist 
aber heute , daß mit dem Ziel der Freiheit dann, 
wenn es ihr politisch nicht in den Kram paßt, so 
umgegangen wird, daß es nur mehr der Lächer­
l ichkeit preisgegeben wird. Das Wort "frei" be­
deutet dann nicht "freier Umgang mit Initiati­
ven",  sondern das Wort "frei" bedeutet dann 
"frei" , wenn es uns politisch paßt; und der Rest 
soll gefälligst unfrei sein und sich allen möglichen 
Unterstel lungen und Beschuldigungen unterwer­
fen .  

Ich sage Ihnen folgendes bezüglich dieser 
26 000 Jugendlichen, die von dieser Initiative er­
faßt wurden, und dieser Hunderten Jugendlichen, 
die an der Schlußveranstaltung beteiligt waren: 
Es wird, wie es von der Frau Bundesministerin 
bereits gesagt wurde, nie zu überprüfen sein, wel­
cher Erfolg dabei erzielt wurde, aber wenn wir es 
durch diese Initiative nur einem einzigen Kind 
und damit einer einzigen österreichischen Familie 
erspart haben, daß es in die Klauen des Drogen­
mißbrauches gefallen ist, dann war dieses Geld 
sehr gut ang�legt. (Beifall bei SPÖ und bei Bun­
desräten der 0 VP.) 

Und wenn in diesem Land die Kategorie Frei­
heit eine Rolle spielt, dann möchte ich von dieser 
Stelle aus all jene, die diese Diskussion mitverfol­
gen ,  auch außerhalb dieses Raumes, auffordern, 
ja sie bitten, daß sie trotz einer derartigen Diskus­
sion dem Ziel der Eigeninitiative, dem Ziel des 
engagierten Handeins im Sinne unserer Republik 
folgen, auch wenn sie leicht zu dem Argument 
kommen könnten: Wozu soll man unter solchen 
Umständen diesbezüglich noch irgend etwas tun? 
Ich denke, daß diejenigen, die an einer positiven 
Arbeit gerade im Zusammenhang mit Drogen, 
mit Drogenmißbrauch und Suchtprävention in­
teressiert sind, in den Tagen und in den Wochen, 
die vor uns l iegen, nur daran interessiert sein kön-

590. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)42 von 53

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 590. Si tzung - 7. September 1 994 29709 

Bundesminister für Unterricht und Kunst Dr. Rudolf Scholten 

nen, den Eindruck der Pönalisierung derartiger 
Unternehmungen zu widersprechen, sich hinzu­
stellen und zu sagen: Dennoch ist es wichtig, für 
dieses Land zu arbeiten! - Daher ist meine Ant­
wort auf die Frage, ob wir bereit wären, derartige 
Initiativen dieses Vereins weiter zu finanzieren, 
ein selbstverständliches und überzeugtes Ja. (Bei­
fall bei der SPÖ und bei Bundesräten der Ö VP.) 
18.07 

Präsident: Wir gehen nunmehr in d ie Debatte 
ein. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß gemäß § 61 
Abs. 7 der Geschäftsordnung die Redezeit jedes 
Bundesrates mit insgesamt 20 Minuten begrenzt 
ist. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr. 
Helmut Prasch. Ich erteile ihm dieses. 

18.07 

Bundesrat Dr. Helmut Prasch (FPÖ, Kärnten) : 
Herr Präsident! Frau Bundesministerin ! Herr 
Bundesminister! Hohes Haus! Ich glaube, daß 
man schon jetzt sagen kann, daß diese dringliche 
Anfrage ihren Zweck erreicht hat, nämlich daß 
zum ersten Mal in diesem Hohen Haus konkret, 
sehr offen, wenn auch zum Teil emotionell ,  zum 
Teil auch sehr politisch, über die Drogenproble­
matik in Österreich gesprochen wird, und ich 
glaube, daß das ein wichtiges Verdienst dieser An­
frage ist. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Sie 
sollten daher, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der sozialdemokratischen Fraktion, hier nicht 
versuchen, die ganze Sache wieder ins Lächerli­
che zu ziehen. Das Thema ist zu ernst .  (Bundesrat 
K 0 n e c n y: Das machen Sie selbst!) 

Herr Konecny! Ich weiß,  daß Sie mit diesem 
Thema vielleicht nicht allzuviel anfangen wollen , 
aber ich glaube, es ist unsere Aufgabe, auch ein­
mal offen darüber zu reden, wie die Drogenprä­
vention derzeit in Österreich aussieht - wir ha­
ben ja einen aktuellen Überblick bekommen -
und wie sie aus der Sicht junger Politiker viel­
leicht anders und besser aussehen könnte. (Vize­
präsident S t r u t z  e n b e r g e r übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich glaube, es ist höchste Zeit, daß wir diese 
Diskussion führen, denn die Zahlen über die 
Drogenentwicklung in Österreich, die uns die 
Statistiken liefern, sind alarmierend und proble­
matisch. 

Ich nehme zur Kenntnis, daß sich Vertreter al­
ler Parteien die Drogenprävention zum politi­
schen Ziel gemacht haben und daß "vorbeugen 
statt heilen" , wie die Frau Ministerin gesagt hat, 
zu unseren Zielen zählt. Das ist eine wirklich 
wichtige Aufgabe, und es ist auch ein schönes, 
wenn auch hehres Ziel, weil es sich ja in der Pra-

xis, wie die Zahlen eben beweisen, nicht realisie­
ren läßt. 

Ich glaube, daß aus den Ausführungen der bei­
den Minister zu erkennen war, daß zwar Bemü­
hungen vorhanden sind, die Drogenproblematik 
in Österreich in den Griff zu bekommen, daß die­
se Bemühungen aber vielfach auch fehlgeleitet 
sind. Aus der sehr genauen Aufstellung der Ge­
sundheitsministerin, welche Vereine in Öster­
reich, die sich mit der Drogenproblematik ausein­
andersetzen, gefördert werden, ist schon erkennt­
lich, daß hier die Richtung nicht ganz stimmt. 
Denn wenn die Magistrate der Landeshauptstäd­
te , die Ämter der Landesregierungen den Groß­
teil  des Kuchens, der hier zu verteilen ist und 
auch richtig zu verteilen ist, erhalten, dann glaube 
ich nicht, daß das besonders sinnvoll  ist, denn aus 
meiner Sicht liegt die Zukunft der Drogenprä­
vention sicherlich nicht bei den Landesregierun­
gen und bei den beamteten Institutionen, sondern 
ausschließlich im Bereich der Streetworker, die 
sich tagtäglich auf die Straße stellen und dort ver­
suchen, die Drogenproblemati� in den Griff zu 
bekommen. (Beifall bei der FPO.) 

Ich kann mir nicht vorstellen, meine sehr  ge­
ehrten Damen und Herren ,  daß heute ein Dro­
gensüchtiger oder einer, der einmal Kontakt mit 
Drogen gehabt hat, zum Amt der Kärntner Lan­
desregierung geht und sich dort von irgendeinem 
Beamten beraten läßt. Und ich kann mir auch 
nicht vorstellen, . . . (Bundesrat K 0 n e c n y: Das 
ist unfaßbar! - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Frau Ministerin ! Ihre Kollegen von der sozial­
demokratischen Fraktion beteiligen sich nicht 
ernsthaft an dieser Diskussion. (Bundesrat K 0 -

n e  c n y: Das ist unfaßbar! Sie glauben doch nicht, 
daß da Beamte gefördert werden! Das, was sie ma­
chen, wird gefördert! Das ist jene beispiellose Un­
terstellung!) 

Kollege Konecny! Nicht die Beamten werden 
gefördert, sondern die Ämter der Landesregie­
rungen! (Bundesrat K 0 n e c n y: Das haben Sie 
aber gesagt!) 

Kollege Konecny! Kommen Sie dann ans Red­
nerpult und versuchen Sie - ähnlich wie ich - , 
einen Zugang zu diesem Thema zu finden, und 
polemisieren Sie nicht von der Bank heraus! (Bei­
fall bei der FPÖ. - Bundesrat K 0 n e c n y: Pole­
misieren tun Sie! Sie haben doch keine Ahnung, 
wovon Sie sprechen!) 

Lieber Kollege Konecny! Die Frau Ministerin 
hat uns vorgelesen, wie viele Hunderttausende 
Schilling den Landesregierungen (Bundesrat K 0 -

n e c n y: Das ist unfaßbar, was Sie hier sagen!) zur 
Bekämpfung der Drogenproblematik zur Verfü­
gung gestellt werden. (Bundesrat K 0 n e c n y: 
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Können Sie nicht einmal zuhören, wenn die Frau 
Ministerin etwas erklärt?) 

Lieber Kollege Konecny! Sie können es mir 
dann vom Rednerpult aus erklären ! (Bundesrat 
K 0 n e { n y: Warum fragen Sie dann, wenn Sie die 
Antwort nicht interessiert? - Vizepräsident 
S t r u t z  e n b e r g e r gibt das Glockenzeichen.) 

Lieber Kollege Konecny! Hören Sie mir bitte 
zu, und lassen Sie mich diesen Satz ausreden: Es 
ist klar , daß die Ämter der Landesregierungen 
jährlich Beträge in der Höhe von Hunderttausen­
den Schilling zur Bekämpfung der Drogenproble­
matik in ihren Ländern bekommen. Das ist 
grundsätzlich richtig. Nur, Herr Kollege Konec­
ny, wird es wohl nicht damit getan sein, daß die 
Landesregierungen großartige Prospekte heraus­
geben, die sie dann irgendwo verteilen, sondern 
für mich wäre dieses Geld besser eingesetzt bei 
Vereinen, die sich damit beschäftigen und tat­
sächlich darum kümmern, den Drogenkonsum zu 
bekämpfen, auf der Straße, in den Jugendzentren 
und wo überall sonst noch die Gefahr des Dro­
genkonsums besteht. Das wäre aus !lleiner Sicht 
der richtige Weg! (Beifall bei der FPO.j 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren ! Ich 
glaube auch, daß man sich den Vereinszweck, den 
die geförderten Vereine haben, etwas genauer an­
sehen sollte. Ich glaube nicht, daß all diese Verei­
ne, die Unterstützung der Ministerien erhalten, 
sich ausschließlich mit der Drogenproblematik 
auseinandersetzen. Der Verein "Pro mente in fir­
mis" beispielsweise hat eine andere wichtige Auf­
gabe neben der Drogenbekämpfung, die Institute 
und Gesellschaften für psychische Hygiene und 
psychosoziale Dienste haben ebenfalls andere 
wichtige Aufgaben. Ich finde, daß Vereine, die 
sich ausschließlich mit der Drogenproblematik 
beschäftigen, besser, stärker und effizienter ge­
fördert werden sollten als Institutionen, deren 
Vereinszweck - entschuldigen Sie den Aus­
druck! - oft sehr diffus ist. 

Meine Damen und Herren !  Der Hintergrund 
der heutigen dringlichen Anfrage ist der Verein 
"Sport statt Drogen" , dessen Vereinszweck ich 
ebenfalls für nicht ganz eindeutig halte, und zwar 
insofern als dieser Verein zumindest eine Förde­
rung für einen Schulschikurs bekommen hat. 

Ich glaube, der Kern bei "Sport statt Drogen" 
ist nicht eine Charity-Aktion, sondern " Teleaxis" , 
und "Teleaxis" ist Geschäftemacherei, eine ge­
schickte Geschäftemacherei. Man sollte also nicht 
so tun, als sei dies ein guter Verein, der einzige 
und beste Verein, der sich die Bekämpfung der 
Drogenproblematik zum Ziel gemacht hat. Ich 
glaube, man sollte schon bei der Wahrheit b lei­
ben. Man sollte durchaus einmal sagen, daß die 
acht oder zehn Veranstaltungen des Vereines 
"Sport statt Drogen" zum Großteil Prominenten-

veranstaltungen waren, und darunter hat sich 
auch ein Schulschikurs für 26 000 Kinder befun­
den. Was das mit Drogenbekämpfung zu tun hat, 
lasse ich im Raum stehen. Es ist ehrenwert, daß 
ein Schulschikurs für 26 000 Kinder - ich frage 
mich nur, für welche Kinder - am Obertauern 
veranstaltet wurde. Das ist wunderbar, aber was 
hat das mit dem Vereinszweck "Sport statt Dro­
gen" zu tun? 

Es ist schon klar, Herr Minister, daß man nicht 
sagen kann ,  wie viele durch diesen Schulschikurs 
vom Drogenkonsum abgehalten werden, aber ich 
glaube, es wäre doch gescheiter, man würde dieses 
Geld - wie gesagt - den Streetworkern zur Ver­
fügung stellen, die tatsächlich wissen,  worum es 
geht, und nicht in einen Schulschikurs hinein­
pumpen, der wahrscheinlich fragwürdige Ergeb­
nisse gebracht hat. Vermutlich werden einige bes­
ser Schi fahren gelernt haben, aber anzunehmen, 
daß sie deswegen vom Drogenkonsum Abstand 
nehmen, das ist, glaube ich, zweifelhaft. 

Die Frau Gesundheitsministerin hat dann auch 
sehr emotionell davor gewarnt, Prominentenkin­
der in den Dreck zu ziehen, wie sie wörtlich ge­
sagt hat. (Bundesrat W ö I I  e r t: Das machen Sie!) 
- Im Augenblick habe ich noch niemanden in 
den Dreck gezogen .  Das werde ich auch nicht ma­
chen, nur eines möchte ich ganz klar sagen: Ich 
bin 27 Jahre alt, Frau Claudia Knehs-Vranitzky 
ist, glaube ich, 26 Jahre alt und hat durch die Ak­
tivitäten ihrer Mutter beziehungsweise durch die 
Aktivitäten ihres Vaters heute ein Einkommen in 
der Höhe von fast 1 Million Schilling brutto im 
Jahr, außerdem einen Dienstwagen. - Das ist 
ganz schön. 

Natürlich sollen auch alle Prominentenkinder 
ihre gerechte Chance haben. Aber wenn jemand 
schon wegen seines prominenten Namens eine 
Trafik in der Shopping-City-Süd erhält und dann 
noch über die Mutter, den Charity-Cup und den 
Verein "Sport statt Drogen" in den Genuß eines 
Millionenbezuges im Jahr kommt, dann kann ir­
gend etwas nicht stimmen. Denn mit 26 Jahren 
kann man das leider in Österreich nicht errei­
chen. Anderswo geht das ja, das wissen wir. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Der Verein "Sport 
statt Drogen" bedarf auch noch einer anderen Be­
leuchtung. Er ist für mich auch deshalb etwas du­
bios, wei l  seine Aktivitäten ausschließlich in Zei­
ten des Vorwahlkampfes begonnen haben. Ich 
war selbst einmal dabei, als eine solche Veranstal­
tung stattgefunden hat. Nach Besuch dieser Ver­
anstaltung muß ich sagen, daß dieser Verein aus­
schließlich eine Bühne für den wahlkämpfenden 
Bundeskanzler bietet, und das ist ein sehr eigen­
tümlicher Zweck, den dieser auch mit Steuergel­
dern unterstützte Verein hat. 

590. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)44 von 53

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 590. Sitzung - 7. September 1 994 297 1 1 

Dr. Helmut Prasch 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, wir sollten uns in der Drogendiskussion, 
bei der Bekämpfung der Drogenproblematik dar­
auf konzentrieren, drei Punkte zu behandeln: Das 
ist einmal der internationale Drogenschmuggel, 
das ist zum zweiten der Drogenhandel in Öster­
reich, und das sind drittens Maßnahmen, die sich 
gegen den Drogenkonsum richten. 

Ich darf - das fällt zwar nicht in die Ressortzu­
ständigkeit der beiden anwesenden Minister -
doch daran erinnern, daß es sinnvol l  und wichtig 
sein wird, auch nach dem Beitritt zur Europäi­
schen Union an den Grenzen Wachekörper zu 
postieren, die sich damit beschäftigen, den inter­
nationalen Drogenschmuggel aufzuhalten, zu 
stop pen . Diese Aufgabe wird zwar nicht leicht 
sein, aber es ist der Polizei und den Exekutivkör­
pern in der Vergangenheit bereits gelungen, eini­
ge dicke Fische an Land zu ziehen und damit viel 
Schaden von unserem Land, von unserer Jugend 
fernzuhalten. Ich glaube, diese Aktivität wird 
auch nach einem Beitritt zur Europäischen 
Union aufrechtzuerhalten sein. 

Zum Drogenhandel in Österreich. Wir haben 
einige sehr verdienstvolle Wachebeamte und Spe­
zialisten, die sich mit dieser Problematik  ausken­
nen, die leider unter miserablen Umständen ar­
beiten und bei schlechtester Bezahlung oft ihr Le­
ben riskieren müssen .  In Kärnten hatten wir ei­
nen Mann, Herrn Oberstleutnant Klammer, der 
wirklich das erste Mal hinter die Kulissen dieser 
ganzen Drogenszene gesehen hat und dort sehr 
viel bewegt hat. Dieser Mann wurde leider von 
Kärnten abgezogen, er wurde zu Schulungszwek­
ken nach Wien geholt. Seitdem liegt es, was das 
betrifft, in Kärnten wieder ganz im argen. Ich 
sage das deshalb, weil das typisch ist dafür. Es hat 
offenbar niemand ein Interesse daran, daß die 
Zustände, die in der Drogenszene herrschen und 
die in den Ländern jetzt ganz gravierend werden 
- vor allem die Suchtgiftkriminalität auf dem 
Lande ist es, die uns Sorgen macht - ,  aufgezeigt 
werden. Diese Leute werden abgezogen, weil of­
fenbar niemand Interesse daran hat, daß die Öf­
fentlichkeit erfährt, wie die Situation tatsächlich 
ist und wie weit es schon bezüglich des Drogen­
konsums gekommen ist. 

Ich darf meine Bitte an das Gesundheitsmini­
sterium erneuern, daß vor allen Dingen die 
Streetworker unterstützt werden. Die, glaube ich, 
haben es verdient, denn diese sind eine echte Ein­
satzgruppe,  die auch in der Vergangenheit schon 
die eine oder andere Initiative gestartet und Er­
folg gehabt hat. 

Ich kann mir auch vorstellen, daß die Aufklä­
rung über die Drogenproblematik in Österreich 
ähnlich gut werden könnte - das muß ich als 
Kompliment an das Gesundheitsministerium sa­
gen - ,  wie das jetzt im Bereich Aids der Fall ist, 

wo es neue Videofilme gibt. Ich glaube, das sind 
richtige Akzente, die auch im Bereich der Dro­
genbekämpfungspolitik endlich Platz greifen soll­
ten. Das, glaube ich, wäre sinnvoller als die För­
derung von Vereinen, deren Zweck niemand ge­
nau kennt und die einem ein bi ßehen dubios er­
scheinen, vor allen Dingen wenn man sie etwas 
näher unter die Lupe nimmt und dann den einen 
oder anderen parteipolitischen Hintergrund ent­
deckt. (Beifall bei der FPÖ.) 18.20 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Bundesrat Farthofer. - Bitte sehr. 

18.20 
Bundesrat Erich Farthofer (SPÖ, Niederöster­

reich): Sehr verehrter Herr Präsident! Frau Bun­
desministerin!  Herr Bundesminister! Meine ge­
schätzten Damen und Herren! Frau Bundesmini­
sterin ! Ihr Aufruf an die freiheitlichen Kollegen 
- ich sage das sehr deutlich - wird wahrschein­
lich für die Katz' sein. Wir haben in vier Wochen 
eine Wahl zu bestreiten, und wenn man so auf 
den 1 2 . Juni und einige Wochen davor zurück­
schaut, in denen die Freiheitlichen ihre Glaub­
würdigkeit in der Bevölkerung aufgrund versch ie­
denster Argumente und selbstverständlich auch 
Kompetenz verloren haben, dann wird man ver­
stehen, daß sie auf unglaublichste Weise - Kolle­
ge Langer hat das formuliert - versuchen, die 
unmittelbaren Familienmitglieder eines Politikers 
mit besonderem Glanz, den ja der Herr Bundes­
kanzler hat, anzuschwärzen. Bekanntlicherweise 
bleibt ja bei diesen Anschwärzungen immer ein 
bißehen etwas hängen, und das alleine ist der 
Grund dieser dringlichen Anfrage der Freiheitli­
chen Partei. 

Ich möchte aber noch eines dazu sagen: Es ist 
äußerst niveaulos, geschätzte Damen und Herren, 
die Tochter des Kanzlers anzugreifen. Die diesbe­
züglichen Aussagen Ihres Parteiführers in der 
vergangenen Woche gaben zu denken. (Bundesrä­
tin Dr. R i e s s: Das sind Fakten, die Sie nicht hö­
ren wollen, aber das sind Fakten!) 

Frau Kollegin Riess! Ich mache Ihnen einen 
Vorschlag: Ich habe bis jetzt die Freiheitliche Par­
tei nicht sehr oft kritisiert (Bundesrätin Dr. 
R i e s s: Sie waren immer unser bester Freund!), 
aber wenn man sich die Plakate anschaut und den 
sich zurücklehnenden nichtstuenden Haider 
sieht, der sagt, der Haider ist ehrlich, dann rate 
ich Ihnen, affichieren Sie einen neuen Spruch :  
ehrlich , aber trotzdem entbehrlich . Das wäre si­
c.�erlich gut für die Zukunft. (Beifall bei SPÖ und 
o VP. - Bundesrat Dr. P r a s  c h: Jetzt haben wir 
versucht, nicht zu polemisieren! Jetzt polemisieren 
wir nicht im Wahlkampfstil!) 

Meine Damen und Herren! Dem Sport- und 
Freizeitphänomen kommt immer größere Bedeu­
tung für eine umfassende Sport- , Gesundheits-
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und Fre izeitpolitik zu. Er ist auch ein wichtiger 
Erziehungsfaktor für junge Menschen, d ie die 
Herausforderung, aber auch die Anregung zum 
Spiel und zur sinnvollen Freizeitbetätigung brau­
chen. Eine der Initiativen, die im letzten Jahr ge­
startet wurden, ist die Gründung des Vereins 
"Sport statt Drogen" .  Unterstützt vom Gesund­
heits- und Unterrichtsministerium hat er sich 
zum Ziel gesetzt, d ie Ursachen für den Drogen­
konsum oder den Drogeneinstieg Jugendlicher zu 
erforschen und diese durch Aufklärung und 
durch Angebot von Alternativen zu bekämpfen. 

Zu Ihrer Kritik, Herr Kollege: Eine vom Gal­
lup-Institut in Auftrag gegebene Studie bestätigt, 
daß der Verein "Sport statt Drogen" bereits im 
Februar 1 994 bei 59 Prozent der Eltern und bei 
68 Prozent der Jugendlichen bekannt war. Die 
Kampagne kommt bei allen Befragten überdurch­
schnittlich - ich unterstreiche überdurchschnitt­
l ich - gut an. Besonders begeistert davon sind die 
Erwachsenen . 74 Prozent der Befragten geben 
dieser Aktion, dieser Kampagne die Note 1 bei 
einer fünfstufigen Skala. 

Die dringliche Anfrage gibt mir aber auch Ge­
legenheit, einige persönliche Anschauungen zu 
diesem wichtigen Thema Drogenbekämpfung zu 
erläutern und darzustellen. 

Dieses Thema sollte man nicht für den Wahl­
kampf mißbrauchen, das habe ich schon erwähnt, 
denn es ist wirklich zu ernst. Die F rau Bundesmi­
nisterin hat es schon erwähnt, sie hat auch J u­
gendliche zu Hause. Ich war vorige Woche mit 
meinem Sohn in Amsterdam, geschätzte Damen 
und Herren, und es war wirklich erschütternd, 
was wir dort gesehen haben. Wir sind gemeinsam 
aufgerufen, etwas dagegen zu tun. 

Große Probleme - ich habe es erwähnt - gibt 
es auch im Ausland. Zürich, Amsterdam, Städte 
in Deutschland und England, aber auch bereits 
Großstädte der jetzigen Reformländer haben da­
mit zu kämpfen. Um die Drogenszene in den 
Griff zu bekommen, und Gefährdete vom Um­
stieg auf harte Substanzen abzuhalten, sind ge­
meinsame Aktivitäten erforderlich. Die Drogensi­
tuation ist im allgemeinen erschreckend, aber 
ebenso ist der Mißbrauch des Drogenproblems 
für den Wahlkampf erschreckend, meine Damen 
und Herren! 

Mit Kritik und Ratlosigkeit kann man das Dro­
genproblem nicht lösen. Ich gebe zu, es gibt eini­
ges zu verbessern. Bund und Länder müssen die 
Anstrengungen der Drogenprävention stärker 
unterstützen. Es sollte eine Drogenorganisation 
geschaffen werden, im Rahmen derer Bund, Län­
der, Städte, Gemeinden und betroffenen Vereine 
praktische Voraussetzungen für koordinierte 
Maßnahmen gegen die Drogenszene schaffen. 

Folgende Themen und Problembereiche sollten 
von dieser Organisation aufgegriffen werden: ver­
stärkte Förderung der mobilen Jugendarbeit, 
Verbesserung der Entziehungs- und Therapie­
plätze, Ausbau der Überlebenshilfeangebote, 
Verhinderung des Drogentourismus in gewissen 
Bereichen und Probleme des Strafvollzuges. 

Erfreulicherweise haben sich die österreichi­
schen Jugendrichter all diese Probleme für ihre 
20. Tagung, die heuer vom 3. bis 7. Oktober in 
Bad Ischl stattfindet, zum Thema gestellt: Jugend 
und Drogen. Etwa 80 Teilnehmer aus ganz Öster­
reich werden erwartet, und die Jugendrichterta­
gung, von deren Ergebnissen oft wesentliche Im­
pulse für die Gesetzgebung ausgehen, findet alle 
zwei Jahre statt. Ich kann nur hoffen, daß sich 
danach alle Verantwortlichen auf einen Tisch set­
zen ,  und über Maßnahmen in den Bereichen The­
rapie, Überlebenshilfe, Repression und vor allem 
Prävention beraten und einiges organisieren. 
Auch die Freiheitliche Partei ist dazu eingeladen. 
- Danke. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 18.25 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Frau Bundesrätin Haubner. -
Bitte sehr. 

18.26 

Bundesrätin Ursula Haubner (FPÖ, Oberöster­
reich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
te Frau Bundesministerin! Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Meine Damen und Herren! Ich 
habe die Einladung meines Vorredners gehört 
und nehme sie gerne an, weil wir Freiheitlichen 
genauso wie, glaube ich, alle anderen Parteien im 
Drogenkampf ein sehr wesentliches Thema se­
hen. Und es ist für uns heute kein Thema, zu 
diskutieren , ob es notwendig ist, das Drogenpro­
blem in den Griff zu bekommen. Unsere Anfrage 
hat sich lediglich darauf bezogen, daß wir wissen 
wollen, wie die Subventionen bei verschiedenen 
Vereinen eingesetzt beziehungsweise verteilt wer­
den. 

Die Frau Ministerin hat sehr plakativ, sehr 
emotionell, was uns Frauen manchmal auszeich­
net, gesagt: Ich bin eine Mutter von Kindern. Las­
sen Sie es mich auch sagen: Ich bin auch eine 
Mutter von Kindern, und ich möchte auch nicht, 
daß meine Kinder in diesen Teufelskreis der Dro­
gen kommen.  Ich hege aber sehr große Zweifel, 
ob ich meine Kinder davor bewahren kann, wenn 
sie bei Schulskikursveranstaltungen einen Preis 
gewinnen, der vom Staat subventioniert wird. Das 
ist mir nicht ganz klar. 

Ich bin auch der Meinung der Frau Ministerin, 
als sie sagte, Name sei kein Schandmal. Es soll 
n icht so sein,  daß Mitglieder prominenter Fami­
lien mit irgendwelchen Dingen behaftet werden. 
Aber bei Herrn Bundeskanzler Vranitzky ist 
schon ein kleiner Unterschied: Seine Familie hat 
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sich mit dieser Aktion in die Öffentlichkeit bege­
ben. Sie hat mit dieser Aktion für Herrn Bundes­
kanzler Vranitzky geworben beziehungsweise war 
eine Wahlwerbung geplant. (Bundesrätin K a i  n z: 
Das ist eine Unterstellung! - Bundesrat F a  r t -
h o / e r: Ihre Partei plakatiert gegen Ausländer, 
und Ihr Partei/ührer hat sie zu Hause!) Daher 
muß einem schon klar sein, daß, wenn man an die 
Öffentlichkeit geht, man eben genauer durch­
leuchtet wird. Das ist halt heute einmal so, das 
muß man akzeptieren. 

Lassen Sie mich aber jetzt kurz zusammenfas­
sen und auf den Kern meiner Aussage kommen. 
Laut Sportbericht wurde im Juni 1 993 der Verein 
"Sport statt Drogen" mit Hilfe des Bundesmini­
steriums für Unterricht und Kunst und des Bun­
desministeriums für Gesundheit, Sport und Kon­
sumentenschutz gegründet. Die Zielsetzung war, 
daß die Ursachen des Drogeneinstiegs Jugendli­
cher erforscht und diese durch Aufklärung durch 
das Angebot von Alternativen bekämpft werden. 
(Bundesrälin K a i  n z: Und das ist Sport nicht?) 

So schön so gut, könnte man sagen, eine sehr 
lautere Idee. Wenn man aber dann weiterliest, 
heißt es: Dies geschieht seitens des Vereines unter 
anderem durch TV- und Radiospots und Unter­
stützung unterschiedlicher sportlicher und kultu­
reller Veranstaltungen. 

Meine Damen und Herren ! Ich bin der Mei­
nung, daß das Drogenproblem so gravierend ist, 
daß als Zielsetzungen Werbespots, kulturelle und 
sportliche Veranstaltungen einfach zu wenig sind . 
Es müssen viel effektivere, effizientere Maßnah­
men getroffen werden. (Bundesrätin K a i  n z: Un­
ter anderem!) Ich bin auch der Meinung, daß es, 
um Drogen zu bekämpfen, nicht genügt, T-Shirts 
zu verteilen, Transparente zu vergeben, Volley­
ballturniere oder Streetballturniere zu machen. 

Es befremdet dann natürlich einigermaßen den 
sogenannten "Normalbürger" , der von diesen 
Vereinssubventionen aus der Zeitung erfahren 
hat, wenn mehrere 1 00 000 S - wenn ich recht 
informiert bin, ich zitiere "News" , sind es insge­
samt 500 000 S; 200 000 S aus dem Gesundheits­
ministerium, 300 000 S aus dem U nterrichtsmini­
sterium - ,  wenn diese öffentlichen Gelder, die 
sparsam und zielführend eingesetzt werden sol­
len, an diesen Verein locker abgegeben werden .  

Ich sage "Normalbürger" , weil ich im Zivilbe­
ruf Lehrerin bin. Und ich weiß, wie es ist, wenn 
ein Lehrer neben seinem Unterricht engagiert ist , 
Projekte erstellt und für diese Projekte Subven­
tionen beziehungsweise Förderungen haben 
möchte. Es ist eine Unmenge an Bürokratie zu 
erledigen. Es sind X Bewerbungen zu schreiben. 
Man bekommt dann meistens ein paar tausend 
Schilling. Wenn das Geld sehr knapp ist, dann 
wird diese zuerst zugesagte Summe noch um 

50 Prozent reduziert, und man muß wirklich alles 
auf Heller und Pfennig belegen. Man muß vorher 
schon genau angeben, was damit gemacht wird. 

Daher verstehe ich es nicht, daß man einen 
Verein, ein Projekt mit 500 000 S fördert, ohne 
zu wissen, wie die Vereinsstruktur genau aussieht 
und was der Verein im Endeffekt macht. Ich habe 
als gelernte Österreicherin das Gefühl, daß wir 
zwar in unserem Staat alle gleich sind, aber man­
che noch etwas gleicher sind. (Bundesrätin 
K a i  n z: Das ist in der FPÖ völlig unbekannt!) 

Und in diesem Zusammenhang finde ich es 
nicht unseriös und - ich sage dieses Wort, weil 
Sie es immer im Zusammenhang mit uns verwen­
den - populistisch, Sie zu fragen, wie Sie es mit 
Privilegien halten, weil für mich diese Vergabe 
für Projekte dieser Art eine Privilegiensache ist. 

Ich möchte aber jetzt noch einmal zusammen­
fassen und eines klarstellen: Die freiheitlichen 
Bundesräte sagen ja zu aller Unterstützung sei­
tens des Staates, wenn es um effiziente Bekämp­
fung der Drogen geht. Das hei ßt für uns in erster 
Linie: Schulung von Lehrern und Erziehern in 
der Suchtgiftprävention .  Es hat mich sehr ge­
freut, daß der Herr Minister gesagt hat, es werden 
Materialien ausgearbeitet, die den Schulen bereits 
zur Verfügung gestellt werden. Ich weiß nicht, 
welche Schulen das bekommen haben, die berufs­
bildenden Schulen nämlich noch nicht. (Bundes­
rat M e i e r: Die Pflichtschulen zum Beispiel! Die 
Hauptschulen!) Die Hauptschulen ja, die berufs­
bildenden Schulen noch nicht. Die 1 5- bis 19jäh­
rigen in den berufsbildenden Schulen sind aber 
auch sehr gefährdet. 

Ich bin nur der Meinung, wir haben in den 
Schulen schon sehr viel geduldiges beschriebenes 
Papier, es wäre daher besser, die Lehrer, die Pro­
fessoren entsprechend auszubilden. Das wäre we­
sentlich zielführender. (Bei/all bei der FPÖ.) 

Wir freiheitlichen Bundesräte stehen zum Aus­
bau der Suchtgiftberatungen. Wir fordern aber 
auch in diesem Zusammenhang mehr Kompetenz 
für die Drogenfahnder, und wir fordern auch ri­
gorose Bestrafungen für die Dealer. Eines möchte 
ich auch noch sagen: Sport kann eine begleitende 
Maßnahme in der Drogenbekämpfung sein. Aber 
ganz wichtig scheint mir in der Drogenbekämp­
fung die Stärkung der Familienstruktur zu sein. 
Wir müssen die Familien fördern, den Jugendli­
chen das sogenannte "geborgene Umfeld" geben, 
in dem sie sich positiv entwickeln können, sodaß 
sie gar nicht in Versuchung kommen, auf der 
Straße ihr Glück zu suchen. Von dem hat heute 
noch niemand gesprochen! (Bei/all bei der FPÖ.) 

Dafür stehen wir freiheitlichen Bundesräte. 
Aber wir sind gegen Förderungen zweifelhafter 
Vereine, weil wenn sie parteipolitisch genehm 
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sind, können sie die Qualität des Nehmens ganz 
ungeniert pflegen. (Beifall bei der FPÖ.) 18.34 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Frau Bundesrätin Schierhuber. -
Bitte sehr. 

18.34 

Bundesrätin Agnes Schierhuber (ÖVP, Nieder­
österreich): Herr Präsident! Frau Bundesministe­
rin !  Herr Bundesminister! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Das Drogenproblem ist für 
uns von der ÖVP ein viel zu ernstes Problem, um 
in Wahlkampfzeiten daraus eine dringliche An­
frage zu machen und vielleicht .politisches K.!ein­
geld zu schlagen. (Beifall bei O VP und SPO. -
Bundesrat Dr. P r  a s e  h: Es ist das erste Mal, daß 
hier im Haus über Drogen . . .  !) 

Ich gebe �ehr wohl  zu, daß die Optik im Fall 
des Vereines "Sport statt Drogen" keine gute ist. 
Das gebe ich zu. Aber eines möchte ich schon 
sagen: Ich sehe überhaupt keinen Sinn darin, 
wenn dieses Problem heute hier emotionell in 
Schreiduellen, mit Unterstellungen diskutiert 
wird, denn dazu - ich wiederhole mich - ist uns 
von der ÖVP-Fraktion dieses Thema zu ernst. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

Der ÖVP-Klub hat am 7. Oktober 1 993 eine 
Enquete zum Thema "Drogenpolitik - wohin?" 
veranstaltet und Experten und Betroffene zu 
Wort kommen lassen .  Und ich möchte Ihnen aus 
dieser Enquete, aus dieser stattgefundenen Dis­
�ussion einige Erfahrungswerte erläutern. In 
Osterreich hat man wie in allen anderen Ländern 
versucht, mittels zweier Aktionen die Drogenpro­
blematik anzukämpfen: Abstinenz der Konsu­
menten und Elimination der Substanzen. 

Diese beiden Ziele, die auch von allen anderen 
Ländern verfolgt wurden, haben leider - das 
müssen wir uns alle eingestehen - nicht gegrif­
fen. Wir haben heute mehr Drogenabhängige und 
-tote als je zuvor. Die Zahlen wurden heute schon 
erwähnt. 1 993 gab es 226 Tote, also um 226 Tote 
zuviel, und 1 991 waren es 1 16 Tote. Und es ist 
eigentlich sehr traurig, daß sich der Anteil der 
Gesamtanzeigen nach dem Suchtgiftgesetz straf­
fällig gewordener Personen zwischen 14  und 
1 8  Jahren in den letzten zwei Jahren vervierfacht 
hat. 

In meinem Bundesland Niederösterreich stieg 
die Anzahl der nach dem Suchtgiftgesetz ange­
zeigten Personen 1993 um 15 ,3 Prozent. Laut 
Drogenbericht 1993 sind österreichweit bereits 
rund 7 800 junge Menschen mit dem Drogenpro­
blem konfrontiert. Und es ist erschütternd, daß 
98 Prozent aller Süchtigen jünger als 35 Jahre 
sind! Es ist interessant, daß die harten Drogen 
Heroin und Kokain in Wien und in Vorarlberg 
dominieren. Ein Anstieg dieser ist auch in Nie-

derösterreich, Salzburg und Tirol zu verzeichnen . 
Im Burgenland, Oberösterreich, Steiermark und 
Kärnten blieb das Ausmaß der harten Drogen re­
lativ stabil .  

Wie aus einer Studie des Institutes Ludwig 
Boltzmann hervorgeht, hat jeder fünfte Wiener 
Gymnasiast in der Oberstufe schon einmal il legal 
Drogen probiert. 25 Prozent haben Erfahrungen 
mit Aufputschmitteln und Beruhigungsmitteln.  
87 Prozent - das geht auch aus dieser Umfrage 
des Ludwig-Boltzmann-Instituts hervor - aller 
AHS-Schüler machten bereits mit dem Alkohol 
und mehr als die Hälfte mit der Zigarette Be­
kanntschaft. Ich möchte hier nicht nur das Pro­
blem der Drogen ansprechen. Für mich nehmen 
auch die anderen Drogen wie Alkohol, Nikotin 
oder der Medikamentenmißbrauch von Jugendli­
chen, der im Steigen begriffen ist, eine sehr ge­
fährliche Entwicklung. 

Es ist eigentlich tragisch, daß im Jugendbericht 
1993 gesagt wird, daß der Medikamentenkonsum 
der 1 5- bis 24jährigen 1 993 von 9 Prozent auf 
13 Prozent gestiegen ist. Die Polizei beschlag­
nahmt immer größere Mengen an Suchtgiften, 
und trotzdem ist immer mehr von diesem Stoff 
am Markt. 

Ich glaube, es ist uns allen hier in diesem Raum 
bewußt, daß die Rauschgiftszene, daß diese Szene 
international ist und daß es da keine Grenzen 
gibt. Man weiß auch, wenn man noch so einen 
dichten Stacheldraht macht, daß man die Gren­
zen nicht dichtmachen kann. Wir alle wissen, daß 
das organisierte Verbrechen - und darum han­
delt es sich hier - nicht vor einer optisch aufge­
bauten Grenze haltmacht. 

Ich möchte hier schon sagen, ich kenne sehr  
viele Beamte, die in der  Drogenszene arbeiten, 
die im organisierten Verbrechen ihren Dienst ver­
sehen. Sie sind bereit, Optimales zu leisten, und 
ich bin auch überzeugt davon, daß sie versuchen, 
alles nur mögliche zu tun,  und daß sie auch die 
Unterstützung unserer Regierung haben. Ich sehe 
das nicht so, Herr Dr. Prasch, wie Sie das gesagt 
haben. 

Ich glaube, daß der Informationsgrad der Ju­
gendlichen eigentlich doch entsprechend hoch ist, 
nur meine ich, daß noch mehr Lehrer und ge­
schulte Berater ernsthaft mit den Jugendlichen 
ins Gespräch kommen müßten. Es sind nämlich 
nur 8 Prozent frühzeitig informiert, sodaß nur 
von einer illusorischen Befreiung zu reden ist, 
wenn jemand Drogen oder ähnliches konsumiert, 
und nur 1 5  Prozent unserer Jugendlichen haben 
Behandlungseinrichtungen kennengelernt. 

Ich glaube, hier sollten wir ansetzen und ver­
mehrt in diese Linie einsteigen. Ich freue mich 
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daher, daß heute vor allem auch die Prävention 
und die Aufklärung angesprochen worden sind. 

Ich sage es noch einmal: Wir leben mit Drogen, 
wir leben mit Alkohol ,  Tabak, Tabletten und Do­
pingmitteln im Sport. Es wäre also unrealistisch, 
irgend jemandem vorzugaukeln, es gäbe einmal 
eine drogenfreie Welt. Diese hat es nie gegeben 
- gehen wir in der Geschichte zurück - ,  und sie 
wird es auch in Zukunft nicht geben. Aber wir 
müssen unsere Jugend darauf vorbereiten, daß sie 
mit diesen Dingen konfrontiert sein wird, und 
einfach durch Erziehung und durch Aufklärung 
bewirken, daß sie darauf nicht neugierig ist. Und 
ich glaube, es muß auch einen Auseinanderset­
zungsprozeß geben. 

Ich bin eigentlich dafür, daß Möglichkeiten ge­
schaffen werden, den jungen Menschen zu sagen, 
daß sie viel bewußter leben müssen, sich bewuß­
ter verhalten müssen - auch in der sozialen Um­
welt. Wir müssen unsere jungen Menschen noch 
mehr zur Selbständigkeit führen und ihr Selbst­
bewußtsein fördern. Wir müssen ihnen den 
Gruppendruck nehmen, das In-Sein nehmen, das 
in manchen Szenen dazugehört: Du bist nur in, 
wenn du dabei bist und mitmachst. Sie müssen 
erkennen, daß die Menschen für die Jugend Zeit 
haben,  daß die Mitmenschen Interesse haben an 
ihren Problemen. Wir dürfen nicht müde werden, 
stundenlange Aufklärungsvorträge für die Jugend 
zu halten oder zu organisieren. 

Und hier, Herr Bundesminister Scholten, liegt 
es, glaube ich, auch an Ihnen, dieses Potential 
auszuschöpfen, das man in den Lehrern und den 
Verantwortlichen in den Schulen hat. Ich bin ei­
gentlich sehr froh, daß dieser Drogenkoffer ver­
tei lt worden ist und verteilt wird , und ich hoffe, 
daß er noch besser eingesetzt wird. 

Ein zweiter Punkt wären für mich auch noch 
die Schulärzte, die mit weit mehr Verantwortung 
und Kompetenz ausgerüstet werden müßten, da­
mit sie gemeinsam mit Lehrern, Eltern und Psy­
chologen den Kindern Hilfe anbieten können. 

Ich glaube, wir müssen auch den Mut haben, 
unserer Jugend schonungslos vor Augen zu füh­
ren , wohin Drogenkonsum führt. Ich könnte mir 
vorstellen, daß das mit Hilfe von nicht angekün­
digten Fernsehspots, die momentan eingeschaltet 
werden, oder durch von den Schulen her organi­
sierte Besuche von Drogenstationen, Rehabilita­
tionszentren und Therapiezentren erfolgt. Ich 
glaube, das wäre auch ein Weg. 

Meine sehr  geschätzten Damen und Herren!  
Ich meine, wir müßten auch für eine verstärkte 
Grundlagenforschung eintreten. Der Gesund­
heitssprecher der ÖVP, Dr. Günther Leiner, hat 
das letzte Mal den Gesundheitsbericht des Bun­
desministeriums, der zwar einen guten Überblick 

und zugleich auch eine Standortbestimmung bie­
tet, im Nationalrat deshalb kritisiert, weil er in 
den Bereichen, in denen eigentlich auch die Ver­
antwortlichkeit des Gesundheitsministeriums 
liegt, die Jugendlichen alleine gelassen werden. 
Ich bin da wirklich guter Hoffnung, möchte ich 
sagen, daß Sie, Frau Minister, hier entsprechend 
eingreifen und das Ihre dazu beitragen, daß von 
seiten des Ministeriums in verstärkter Form For­
schung betrieben wird , die Einbindung der Schul­
ärzte und der Eltern erfolgt und die Jugend zum 
Thema Alkohol und so weiter aufgeklärt wird. 

Eines muß uns dabei schon klar sein :  Wir müs­
sen Drogenopfer auch als Drogenkranke ansehen 
und nicht nur als Außenseiter. Daher ist es wirk­
lich notwendig, daß es Ambulanzen, Beratungs­
stellen und ähnliche Einrichtungen gibt, sodaß 
die Möglichkeit besteht, daß die Drogenabhängi­
gen wegkommen von der Kriminalität, von der 
Prostitution oder wo immer sie sich das Geld be­
schaffen, damit sie ihre Sucht befriedigen kön­
nen. 

Und es müssen weit mehr Therapieplätze für 
Entziehungswillige geschaffen werden.  Denn vier 
bis fünf Monate Wartezeit, wie es jetzt noch ist, 
sind eigentlich zu lange. Wer sich schon ein biß­
ehen mit diesem Thema auseinandergesetzt hat, 
weiß, wie das Entzugsbild eines Drogenkranken 
ist und welche Schmerzen er durchleidet. Daher 
wird er auch immer wieder rückfällig. 

Für eines möchte ich mich von seiten der ÖVP 
jetzt ganz vehement aussprechen: Wir sind strikt 
gegen eine Liberalisierung oder gar Verharmlo­
sung der Drogen. Das bezieht sich auch auf die, 
wie wir so sagen, weichen Drogen. Wir sind für 
eine konsequente Anwendung des Suchtgiftgeset­
zes, und wir sind für harte Strafen für all jene , die 
sich als Drogendealer betätigen. Mir fehlt wirk­
lich jedes Verständnis dafür, wenn immer wieder 
über Liberalisierung gesprochen wird, wie es nach 
wie vor die Sozialistische Jugend, aber auch das 
Liberale Forum machen. Das möchte ich hier in 
aller Offenheit sagen!  (Beifall bei Ö VP und FPÖ.) 

Das Methadon-Programm war in seinen Anfän­
gen auch umstritten, aber heute wissen wir, und 
es wird von allen anerkannt, daß es eine Chance 
zum Ausstieg ist. Es muß aber auch noch für jene 
1 5  bis 20 Prozent, d ie dieses Methadon nicht ver­
tragen, eine Lösung gefunden werden,  damit sie 
aus diesem Irrkreis herauskommen. 

Es wurde heute schon angesprochen, daß die 
grundsätzliche Priorität für Maßnahmen dieser 
Art zu lauten haben - in dieser Reihenfolge - :  
Prävention, Repression, Therapie und soziale In­
tegration. Wir von der ÖVP stehen auch zu dieser 
sozialen Integration. Hier ist die Gesellschaft ge­
fordert, und die Politik hat den Auftrag dazu zu 
geben, damit entsprechende Maßnahmen gesetzt 
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werden. Neben den staatlichen Einrichtungen 
müssen auch Sozialversicherungsträger und Län­
der Mittel dafür zur Verfügung stellen. 

Den Mißbrauch des Themas Drogen - ich wie­
derhole, was ich eingangs gesagt habe -, sei es 
für oder gegen eine Partei ,  in Wahlkampfzeiten, 
in denen eine sachliche medizinische Auseinan­
dersetzung, die auch wissenschaftlich geführt 
werden muß, kaum möglich ist, weil eben das 
Spektrum so groß ist und die Meinungen so weit 
auseinander gehen, lehnen wir .. seitens der ÖVP 
entschieden ab. (Beifall bei der O VP.) 18.50 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zu Wort 
gemeldet ist Herr Bundesrat Konecny. - Bitte 
sehr. 

18.50 

Bundesrat Albrecht Konecny (SPÖ, Wien) :  
Herr Präsident! Frau Bundesministerin! Herr 
Bundesminister! Meine Damen und Herren! Es 
ist glatter Sykophantismus, wenn die FPÖ heute 
so tut, als ob die Sorge um das Drogenproblem sie 
treiben würde, wenn sie in Wirklichkeit einen 
Vorwand sucht, den Bundeskanzler zu attack ie­
ren. 

Die Tatsache, daß Sie von den beiden Regie­
rungsmitgliedern eine so klare und Ihre Argu­
mentation vernichtende Antwort erfahren haben , 
hat Ihre Redner in die peinliche Lage versetzt, 
zum Problem etwas sagen zu müssen, worauf Sie 
sichtlich nicht vorbereitet waren. 

Meine Damen und Herren!  Ich kann mich -
bei der Zeitbeschränkung, der wir hier unterlie­
gen, ist das zugegebenermaßen angenehm - mei­
ner Vorrednerin in der sachlichen Erörterung des 
Themas mit Nuancierungen und Diskussionen 
vollinhaltl ich anschließen. (Bundesrat Dr. 
P r a s  c h: Das sagt ein altes Mitglied der Jungen 
Generation!) 

Wenn irgend jemand, Herr Kollege Prasch, der 
sich mit diesem Thema - im Gegensatz zu Ihnen 
- beschäftigt hat, behauptet, er hätte ein Patent­
rezept für die Auseinandersetzung mit Drogen, 
dann würde er lügen.  Wer sich mit diesem Thema 
beschäftigt, weiß, wie vielschichtig die Aufgaben­
stellungen sind - Kollegin Schierhuber hat einige 
und die wichtigsten davon angeführt - ,  angefan­
gen bei der Prävention, im Rahmen derer wir 
Menschen darauf aufmerksam machen müssen, 
daß es andere Möglichkeiten als die Droge zur 
Bewältigung von Lebenskrisen gibt, über die Aus­
einandersetzung mit dem, der gerade in diese Sze­
ne hineingerutscht ist, über die Entwöhnung, was 
ein unendlich schwieriger und von Rückfall be­
drohter Prozeß ist, bis hin zu der heiklen Frage, 
wie ich mit jenen umgehe, die ich von der Droge 
wahrscheinlich nicht mehr wegbringe, aber denen 
ich vielleicht mit umstrittenen und vieldiskutier-

ten Programmen wie der staatlichen Abgabe der 
Droge einen Rest sozialer Integration erhalten 
kann. 

All das sind wichtige Fragen. Im Gegensatz zu 
dem, was Sie gesagt haben, ist es n icht das erste 
Mal, daß wir uns in diesem Haus damit beschäfti­
gen ,  ist es nun keineswegs das erste Mal, daß wir 
uns auf der österreichischen politischen Ebene 
damit beschäftigen, sondern es ist seit vielen Jah­
ren ein ganz entscheidender Schwerpunkt unserer 
Politik. 

Wenn Sie selbst auf die Internationalität dieses 
Problemes hinweisen, wenn ich Sie darauf hin­
weise, wie sehr andere Länder gestrandet sind mit 
Strategien, die sich von unseren wesentlich unter­
schieden haben (Bundesrat Mag. L a  n g e r: Von 
einer Strategie ist nichts zu sehen!), dann würde 
ich Sie doch ganz höflich und abseits der Wahl­
kampfzeiten ersuchen, Ihr Urteil ,  Kollege Langer, 
daß diese Regierung in der Drogenpolitik versagt 
hat, zu revidieren. Denn das, was wir von Ihrer 
Partei über viele Jahre zu dieser Frage gehört ha­
ben, was ausschließlich das Element der polizeili­
chen Beschäftigung mit dem Problem umfaßt hat 
. . .  (Bundesrätin Dr. R i e s s: Das ist eine Ihrer 
typischen Unwahrheiten!) Das ist keine Unwahr­
heit! Schauen Sie sich Ihre Erklärungen dazu an! 
Sie werden dann erkennen, daß wir heute eine 
Diskussion geführt haben, Frau Kol legin, die ein 
wenig über diese einseitige und mit Scheuklappen 
behaftete Darstellungsweise hinausgeht. 

Und wie wenig Sie wissen, worum es geht, Kol­
lege Prasch, darf ich Ihnen an zwei kleinen Bei­
spielen vor Augen führen. Wir haben heute am 
Beispiel des von Ihnen relevierten Vereins über 
präventive Maßnahmen gesprochen .  Sie haben -
so sagten Sie es zumindest - viel Verständnis für 
Prävention. Und im gleichen Satz sagen Sie: För­
dern soll man aber die Streetworker. 

Falls Sie irgendeine Ahnung haben ,  was Street­
worker sind , dann . . . (Bundesrat Dr. P r  a s e  h: 
Die machen nicht Prävention?) Nein ! Prävention 
heißt: Ich wende mich an die Gesamtheit der jun­
gen Menschen . Ich wende mich in der Schule an 
die Gesamtheit der Schüler! 

Frau Kollegin Haubner !  Hier haben Sie eine 
Unwahrheit gesagt, vielleicht unwissentlich und 
unwollentlich. Selbstverständlich ist auch den be­
rufsbildenden Schulen ein Exemplar des Drogen­
koffers zugegangen, und selbstverständlich kön­
nen Sie persönlich weitere Exemplare anfordern. 
Möglicherweise hat Sie Ihre Direktion falsch in­
formiert, oder Sie haben nicht gefragt und es hier 
nur behauptet. So, Frau Kollegin, geht es nicht! 
Zumindest im eigenen Bereich mü ßte man sich 
schon informieren. 
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Wenn Streetworker in dieser Grauzone, in der 
Drogen präsent sind, Abwehrarbeit leisten, mit 
denen, die dazugeschnuppert haben, es probiert 
haben, arbeiten, dann ist das nicht mehr Präven­
tion. Das ist der Zeitpunkt, ab dem ich verhin­
dern muß, daß jemand in die Szene abgleitet, und 
hier sind ganz andere Methoden erforderlich. 
(Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat Dr. P r  a s e  h: 
Was heißt denn "Prävention"? "Prävention" heißt 
doch "verhindern"!) Herr Kollege Prasch! Wenn 
Sie sich ein wenig mit diesem Thema auseinan­
dersetzen würden, dann wüßten Sie, wovon Sie 
sprechen! 

Sie haben ein Weiteres gesagt, das schl icht und 
e infach beweist, daß Sie keine Ahnung haben, 
wovon wir heute reden. Sie haben hier so getan, 
�"s würden Beamte der Landesregierung, die mit 
Armelschonern fett an Schreibtischen sitzen, von 
den Ministerien gefördert werden. (Bundesrat Dr. 
P r  a s e h: Das habe ich nicht getan!) Die Arbeit, 
die Sie verlangen von den Streetworkern, den Be­
ratungsstellen, d ie Arbeit draußen an der Front 
der Drogenfrage, wird mit diesen Geldern geför­
dert, und sie wird halt von öffentlichen Stellen 
abgewickelt! (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Sie haben noch etwas gesagt in Ihrer Aneinan­
derreihung von absoluten Unvorstellbarkeiten. 
Sie haben gesagt: Man sol l  die Vereine mehr för­
dern. - Da stimme ich Ihnen zu. Aber gleichzei­
tig versuchen Sie hier, einen dieser Vereine, einen 
außerordentlich verdienstvollen Verein, an den 
Pranger zu stellen. Und sehen Sie, hier wird es 
heikel. (Zwischenruf der Bundesrälin Dr. 
R i e s  s.) 

Frau Kollegin !  Diese Tätigkeit wurde von den 
Verantwortlichen und auch von Frau Vranitzky 
über Jahre hinweg geleistet, ohne daß sie das ge­
tan hat, was ihr heute unterstellt wird, nämlich 
diese Tätigkeit in die Medienauslage zu stellen, 
diese politisch zu verwerten. Wenn hier verant­
wortungsbewußte Bürgerinnen und Bürger, Men­
schen, die bereit sind, einen prominenten Namen 
für eine gute Sache einzusetzen, sich von Ihnen in 
den Dreck ziehen lassen müssen, dann ist das der 
falsche Weg! (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Wir werden mit aller Entschiedenheit den Ver­
such, auf dem Rücken engagierter Bürger Ihre 
Parteipropaganda zu betreiben, zurückweisen! 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Wir werden mit aller Entschiedenheit jene un­
terstützen und jene beschützen, die bereit sind , 
ihrer Verantwortung in der Gesellschaft gerecht 
zu werden. (Bundesrat Dr. P r  a s e  h: Gott bewah­
re uns davor!) Eine Partei - und Sie persönlich, 
Herr Kollege - ,  von der ich nicht weiß,  was sie in 
dieser Frage durch persönliches und direktes En­
gagement geleistet hat, soll zunächst einmal be­
schämt schweigen. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Meine Damen und Herren! (Bundesrätin Dr. 
R i e s s: Sagen Sie einmal, was Sie persönlich ge­
leistet haben!) Ja, selbstverständlich, Frau Kolle­
gin! Ich habe vor etwa . . . (Bundesrat Dr. 
P r a s c h: Es geht um die dringliche Anfrage!) 
Entschuldigen Sie! Ich habe eine dringliche Frage 
erhalten, Kollege Prasch, ich beantworte sie ger­
ne. 

Ich habe vor IS Jahren, zu einer Zeit, zu der 
Sie wahrscheinlich noch nicht gewußt haben, daß 
es das gibt . . .  (Bundesrätin Dr. R i e s  s: Doch!) 
Gut. 

Ich habe vor IS Jahren, Frau Kollegin, begon­
nen, gemeinsam mit einer Initiative von Sozialar­
beitern und mit einem Institut - nicht dem heute 
zitierten Ludwig-Boltzmann-Institut - publizi­
stisch und durch die Ausarbeitung von - auch 
nicht die Welt seienden, das gebe ich gerne zu -
Konzepten für d ie Beschäftigung von Menschen 
in der Phase, von der ich gesprochen habe, also 
dort, wo sie erstmals in Kontakt kommen, einen 
bescheidenen - nicht immer erfolgreichen, das 
muß man ehrlicherweise zugegebenen - Beitrag 
zu leisten. Und ich weiß ,  wovon ich spreche. Ich 
habe mit diesen Menschen gearbeitet, zwar ein 
bißehen im Hintergrund, weil ich keine Sozialar­
beiterausbildung habe und daher nicht sehr gut 
war in den Beisln. Ich sage das so ehrlich, wie ich 
es meine, ich war da nicht so gut. (Bundesrat Dr. 
S c  h a m b  e c k: Das macht nichts!) Manchmal, 
Herr Präsident, wäre es mir ganz recht, zusätzlich 
eine andere Sprachdimension zur Verfügung zu 
haben, um mit solchen Menschen ins Gespräch zu 
kommen. Aber ich glaube, daß wir ein bißehen 
etwas bewerkstelligt haben. 

Und insofern, Frau Kollegin, würde ich Sie 
herzl ich einladen, etwa dasselbe Bescheidene zu­
wege zu bringen wie ich, etwa dasselbe zuwege zu 
bringen, was die Aktion "Sport statt Drogen" zu­
wege gebracht hat, bevor Sie sich hier zur Anklä­
gerin ernennen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Lassen Sie mich - ich will diese Debatte nicht 
über Gebühr ausdehnen - am Schluß doch noch 
eines sagen: Es ist eine Frage, in der wir vierein­
halb Wochen vor einer Wahl schlechte Vorausset­
zungen haben für jene offene Debatte, d ie dazu 
geführt werden muß, und bei der die Parteizuge­
hörigkeit des Redners wirklich nicht ausschlagge­
bend ist. In der Diskussion über Methadon, in der 
Diskussion - das ist das Problem, das ich vorhin 
erwähnt habe - ,  ob man nicht denen, die sonst 
die letzten sozialen Bindungen verlieren, viel­
leicht nicht doch die Droge selbst zugänglich ma­
chen soll - ich sage nicht, daß das mein Stand­
punkt ist, aber wer sich damit beschäftigt, weiß,  
daß diese Diskussion im Gange ist, und sie ist 
auch notwendig - ,  gibt es Standpunkte, die ganz 
quer zu allem, was klassischen Schemata ent­
spricht, laufen. 
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Ich glaube , und ich meine das jetzt nicht pole­
misch, meine Dame und Herren von der FPÖ 
(Bundesrat Dr. T r e m  m e I: Zwei Damen/) -
entschuldigen, pardon ,  bitte um Vergebung - ,  
meine Damen und Herren von der FPO (Bundes­
rat Dr. H a  r r i n g: Die Fraktion wächst!), ich bit­
te Sie ganz ernst und ohne mehr Polemik, als der 
heutigen D iskussion angemessen ist: Sie sollten 
uns die Sicht auf diese ernste Frage nicht von der 
Droge "Macht" , der Politiker manchmal unterlie­
gen, verstellen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 19.02 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr. Rok­
kenschaub. - Bitte. 

19.02 
Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub (FPÖ, 

Oberösterreich):  Herr Präsident! Frau B undesmi­
nisterin!  Herr Unterrichtsminister! Meine Damen 
und Herren !  Nach den heftigen Erregungen des 
Kollegen Konecny können wir etwas ruhiger, 
glaube ich, wieder fortsetzen und zur Faktenlage 
zurückkehren. 

Faktum ist - das wird die Kollegen der Sozial­
demokratischen Partei noch nicht so beeindruk­
ken - ,  daß die Bundesministerin Rauch-Kallat 
zu dieser ganzen Angelegenheit Vranitzky sagt: 
Das schaut n icht gut aus. 

��ktum ist - und da bitte ich die Kollegen der 
SPO-Fraktion zuzuhören - ,  daß Rupert Gmoser 
. . .  (Bundesrat Mag. B ö s  c h: Was ist das für ein 
Faktum?) Es ist ein Faktum, daß sie das gesagt 
hat, das ist unbestritten. 

Faktum ist, daß Rupert Gmoser, ein, glaube 
ich, auch in Ihren Reihen anerkannter Politiker, 
meinte: In bezug auf die Anstel lung der Tochter 
habe ich ein banges Gefühl. Eine öffentliche Posi­
tion darf nicht für private Zwecke ins Treffen ge­
führt werden. 

Josef Weidenholzer von der Volkshilfe - auch 
nicht so weit entfernt von der SPÖ - fordert 
plötzlich eine unabhängige Kommission, die 
künftig Spendenorganisationen prüft. 

Also nach diesen Wortmeldungen schaut es 
auch auf seiten der SPÖ nicht so aus, als ob da 
alles in Ordnung wäre, sonst wären ja diese Aus­
sagen nicht denkbar. 

Die Obfrau des in Verhandlung befindlichen 
Vereins, Frau Frey, gesteht ein, daß die Optik 
schief ist. 

Und wenn Sie noch einen Mediziner haben 
wol len: Der Psychiater und Vizeschriftwart des 
Vereins, Max Friedrich ,  meint beispielsweise -
hört, hört! - :  Ich weiß nicht, was mit den Spen­
den passiert. Meine Projekte wurden jedenfalls 

bisher nicht gefördert. - Das sagt ein Vorstands­
mitglied dieses Vereines. 

Daher, Frau Bundesministerin: Der Verdacht 
bleibt, daß unter dem Deckmantel der Wohltätig­
keit - ich sage: der Verdacht bleibt - hier Ge­
schäft gemacht wird. Dieser Verdacht geht aus 
den Zitaten Ihrer eigenen Partei hervor: ein poli­
tisches Geschäft bis hin zu einem finanziellen Ge­
schäft. Und das ist zu kritisieren! 

Die Frau Bundesministerin und auch mein 
Vorredner haben davon gesprochen, daß hier 
eine Familie in den Dreck gezogen werden wür­
de. Meine Damen und Herren! Wenn sich die Fa­
milie eines Spitzenpolitikers politisch hinaus­
lehnt, dann muß sie damit rechnen, daß sie be­
leuchtet und daß sie von anderen Parteien unter 
die Lupe genommen wird. Das ist doch ganz klar! 
Wenn ein Spitzenpolitiker mit seiner Familie po­
litische Werbung betreiben will , dann muß er da­
mit rechnen, daß seine Familie in die politische 
Diskussion gerät - das hat überhaupt nichts mit 
Dreckschmeißen oder Dreckwerfen zu tun 
und das ist legitim. 

Warum wurde das geplante Plakat Vranitzky 
plus Frau oder Familie von Ihrer Partei, der SPÖ, 
dann nicht gebracht und eingestampft? Es war ge­
plant, es war die politische Werbung mit der Fa­
milie geplant, und jetzt regt sich die Regierungs­
seite furchtbar auf und meint, es wäre eine Saue­
rei (Bundesministerin Dr. K r  a m m e r: Bitte! Bit­
te!), wenn sich die Opposition um die Familie des 
Bundeskanzlers kümmert. 

Man kann es sich als Spitzenpolitiker aussu­
chen: Entweder hält man die Familie im Hinter­
grund - dann hat man jeden Anspruch darauf, 
daß die Familie tabu bleibt - ,  oder man geht mit 
der Familie in die Politik. Warum hat Frau Vra­
nitzky politische Interviews - nicht immer zur 
Freude der SPÖ-Damen - gegeben? (Bundesmi­
nisterin Dr. K r  a m m e r: Wer sagt denn das?) Da 
muß man eben damit rechnen, daß man in die 
Ziehung genommen wird. 

Unwidersprochen bleibt der Satz: Ein Teil der 
Spendengelder floß in die Familie des Kanzlers 
zurück. Das können Sie nicht wegdiskutieren, das 
ist richterlich festgestellt. (Bundesrat K 0 n e C n y: 
Bei Ihnen hat die Droge "Macht" Sie wirklich 
schon ganz verdreht! Die Entziehungskur kommt 
am 9. Oktober/) Herr Kollege Konecny! Sie sind 
heute schon zweimal nahezu ausgerastet. Bleiben 
Sie ruhig! (Beifall bei der FPÖ.) 

Der Richter hat die "News"-Meldung bestätigt. 
(Bundesrat W ö L L  e r t: Das ist eine Sauerei!) Herr 
Kollege! Ich habe Ihnen bereits einmal gesagt, ich 
berichte dem Bundesrat, wie Sie in Ihrer Partei in 
Oberösterreich angeschrieben sind, wenn Sie sich 
nicht mit den Zwischenrufen mäßigen. (Bundes-
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rat W ö L L  e r t: Sie kommen schon wieder mit Un­
terstellungen!) Nein , da gibt es gar keine Unter­
stellungen. 

Tatsache ist, daß der Richter den Antrag des 
Kanzlers auf einstweilige Verfügung hinsichtlich 
Zurückziehung der " News"-Meldung abgelehnt 
hat. Es wird ein Verfahren anhängig werden, wir 
werden es dann wissen, aber das ist der momenta­
ne Stand. Das ist Ihnen klarerweise unangenehm, 
aber das können Sie n icht wegdiskutieren. (Beifall 
bei der FPÖ.) 1 9.08 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister Dr. 
Scholten. - Bitte sehr.  

1 9.08 
Bundesminister für Unterricht und Kunst Dr. 

Rudolf Scholten: Herr Präsident! Hohes Haus ! 
Ich möchte der Vollständigkeit halber nur zwei 
Sätze dieser Debatte anfügen. 

Erstens ist keine der Unterstellungen, Behaup­
tungen, falschen Behauptungen und angedeute­
ten Mißstände unwidersprochen geblieben. Es 
wurde allen entgegnet, und falls irgendeine in Ih­
ren Augen unwidersprochen bl ieb, nehmen Sie 
hiemit zur Kenntnis: Auch dieser ist widerspro­
chen worden. 

Und zum zweiten: Die einzigen Werbemateria­
lien, die meines Erachtens oder meiner Informa­
tion nach in diesem Wahlkampf kaputtgegangen 
sind, waren Ihre Videos. - Ich danke sehr. (Hei­

terkeit und Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Bundes­
rat Dr. H a r r i n g: Aber wir können sie ersetzen!) 
19.09 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Bitte sehr. 

1 9,()9 
Bundesrat DDr. Franz Werner Königshofer 

(FPÖ, Tirol) :  Herr Präsident! Frau Bundesmini­
ster! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Auf der Regierungsbank scheint es einige 
Probleme mit Schlußfolgerungen zu geben. 

Erstens: Herr Minister, Sie haben gesagt, wenn 
bei diesem Schülerschikurs nur ein einziger Schü­
ler durch diese Aktivität gerettet werden konnte, 
daß er nicht in die Drogenszene einsteigt, dann 
wäre das schon ein schöner Erfolg. (Bundesmini-

ster Dr. S c  h o L  t e n: Ja!) Ich bin gegenteiliger 
Meinung. Ich glaube, es wäre ein Riesenmißer­
folg, es wäre eine Katastrophe, wenn von einer 
großen Gruppe Jugendlicher ein einziger nicht in  
die Drogenszene einsteigen würde und alle .�mde­
ren Einsteiger wären. (Bewegung bei SPO und 
Ö VP.) Das ist das erste. 

Und das zweite. (Bundesrat P a  y e r: Mit dieser 
Aussage haben Sie sich demaskiert!) Aber jetzt 
komme ich zum zweiten. (Bundesrat P a  y e r: Sie 
kennen sich überhaupt nicht aus!) Ich warte, bis 
Sie fertig sind. 

Und jetzt komme ich zum zweiten. Sie haben 
beide gesagt, die Erfolge kann man nicht nach­
weisen, weil die jungen Leute nicht mit einem 
Schild auf der Brust herumlaufen und sagen: Ich 
bin nicht eingestiegen, ich habe nein gesagt. 

Ich sage, auch das ist nicht richtig. Natürlich 
könnten Sie es nachweisen: mit der Komplemen­
tärsumme der Mißerfolge nämlich . 

Je weniger in die Drogenszene einsteigen, je 
weniger süchtig sind, desto mehr sind nicht einge­
stiegen und desto mehr sind nicht süchtig. Das 
könnten Sie sehr wohl. 

N ur: Heute laufen die Dinge anders. Immer 
mehr junge Leute steigen in die Drogenszene ein. 
Allein in Innsbruck sind in absoluten Zahlen im 
letzten Jahr genauso viele in die Drogenszene ein­
gestiegen wie in Wien. Immer mehr Leute sind 
süchtig. 

Wenn wir daher im Parlament die Frage stel­
len , wie die Förderungsgelder fließen, so muß 
das, glaube ich, doch erlaubt sein. - Danke. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 19.1 1 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wünscht 
noch jemand das Wort? - Das ist nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
8 Anfragen - 1 022 bis 1 029/J - eingebracht 
wurden. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfol­
gen. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 12 Minuten 

Österreichische Staatsdruckere i .  94 0663 
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